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Verwaltungs- und Benutzungsordnung des
Instituts fiir europiiische Verfassungswissenschaften
der Fachbereiche Rechtswissenschaft und Kultur- und Sozialwissenschaften

der FernUniversitiit in Hagen

vom 16.04.2003

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und § 29 des Gesetzes iiber die Hochschulen des Landes Nordrhein-
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. Miirz 2000 (GY. NRW 8. 190), zuletzt geiindert
durch Gesetz vom 28, Januar 2003 (GV. NRW 8. 36), hat die FernUniversitiit in Hagen fol-
gende Verwaltungs- und Benutzungsordnung erlassen:

§1
Name und Rechtsstellung des Instituts

Das ,,Institut fiir europdische Verfassungswissenschaften®, nachfolgend IEV, ist ¢eine gemeinsame wissen-
schaftliche Einrichtung des Fachbereichs Rechtswissenschaft und des Fachbereichs Kultur- und Sozialwis-
senschaften der FernUniversitit in Hagen gem. § 23 der Grundordnung der FernUniversitit und § 29 des
Gesetzes iiber die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen unter Verantwortung des Fachbereichs
Rechtswissenschaft und unter Beteiligung des Fachbereiches Kultur- und Sozialwissenschaften.

§2
Aufgaben
(1) Das IEV dient der wissenschaftlichen Forschung auf dem Gebiet der Verfassungswissenschaften. Es
soll die historische und aktuelle Entwicklung des nationalen und europdischen Verfassungsrechts unter-
suchen, verfassungspolitische Ansttze in Theorie und Praxis vergleichend analysieren und Lsungen
fiir praktische Verfassungsprobleme erarbeiten. Dabei soll auch der Kontakt von Wissenschaft und
Politik hergestellt werden. Die Ergebnisse der Forschung sollen in die Lehre Eingang finden.

(2) Zuden Aufgaben des IEV gehoren insbesondere:

1. Dokumentation und Auswertung der geschichtlichen, politischen und rechtlichen Quellen der
Verfassungsordnungen in Europa;

2. Dokumentation der Geschichte einer europdischen Verfassung und ihrer Umsetzungsbemiihungen;

3. Vergleichende Forschungen zur Entstehung, zum Stand, zu den Wirkungen und zur Rhetorik des
nationalen und europiischen Verfassungsrechts;

4. Beitrige zur Entwicklung der europidischen Verfassungsdiskussion durch eigene Verdffentlichun-
gen;

5. Férderung des innerwissenschaftlichen Austausches und des Austausches mit der Praxis.
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Das IEV strebt im Rahmen seiner Aufgaben die Zusammenarbeit mit anderen nationalen und
internationalen Forschungseinrichtungen an.

§3
Mitglieder, Organe und Einrichtungen des IEV

Dem IEV gehéren die Mitglieder des Vorstandes sowie die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter an, die entweder dem Institut nach § 103 HG unmittelbar zugewiesen sind oder sich an den
Aufgaben des IEV beteiligen. Der Beitritt zum IEV ist gegeniiber dem Rektorat zu erkliren und vom
Vorstand des Instituts zu bestatigen.

Organe des IEV sind der Vorstand und die geschéftsfithrende Leiterin oder der geschiftsfiihrende Lei-
ter,

Am IEV wird ein Kuratorium gebildet.

§4
Vorstand und geschiftsfiilhrende Leiterin/geschiiftsfiihrender Leiter
Die Leitung des IEV obliegt dem Vorstand. Dem Vorstand des IEV gehéren die am IEV titigen
Mitglieder der Gruppe der Professorinnen und Professoren an, die Angehérige der Universitit sind. Auf
Vorschlag der beteiligten Fachbereiche kénnen auch Professorinnen und Professoren anderer Univer-
sitfiten mit beratender Stimme in den Vorstand berufen werden.

Mit beratender Stimme gehdren dem Vorstand je eine Vertreterin oder ein Vertreter der anderen Grup-
pen als Mitglieder an. Sie werden von den Fachbereichsriten der beteiligten Fachbereiche fiir die Dauer
von zwei Jahren, bei Studierenden fiir die Dauer von einem Jahr, nach Gruppen getrennt gew#hlt.

Die oder der Vorsitzende des Kuratoriums sowie die Stellvertreterin/der Stellvertreter nehmen mit bera-
tender Stimme an den Vorstandssitzungen teil.

Der Vorstand entscheidet iiber alle Angelegenheiten des IEV von allgemeiner oder grundsitzlicher
Bedeutung, Er soll mindestens zweimal pro Semester zusammentreten.

Der Vorstand wihlt fiir die Dauer von 2 Jahren aus seiner Mitte eine geschiftsfilhrende Leiterin oder
einen geschifitsfiihrenden Leiter. Sie oder er vertritt das IEV innerhalb der Universitit, filhrt dessen
Geschifte in eigener Zustindigkeit und ist den Mitgliedern des Vorstandes gegeniiber auskunfts- und
rechenschaftspflichtig. Sie oder er fithrt die Bezeichnung einer Direktorin oder eines Direktors.

§5
Geschiftsfiithrer/in

Der Vorstand ernennt eine Geschiftsfithrerin oder einen Geschifisfithrer. Diese oder dieser fiihrt die
laufenden Geschifte des IEV nach den Weisungen der Direktorin oder des Direktors.

Die Geschiftsfilhrerin oder der Geschiftsfiihrer soll eine promovierte Mitarbeiterin oder ein promovier-
ter Mitarbeiter des IEV sein.
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§6

Kuratorium

Die Fachbereichsrite der beteiligten Fachbereiche wihlen auf Vorschlag des Vorstands ein Kurato-
rium,

Die Amtszeit der Mitglieder des Kuratoriums betrégt fiinf Jahre. Soweit in der laufenden Wahlperiode
der Vorstand des IEV die erginzende Wahl weiterer Mitglieder des Kuratoriums vorschiigt, verkiirzt
sich deren Amtszeit entsprechend. Die T#tigkeit der Mitglieder erfolgt ehrenamtlich.

Das Kuratorium soll rechtliche, politische und fachiibergreifende Aspekte in die wissenschafiliche
Arbeit des IEV einbringen und die Aulenbeziechungen des IEV frdern.

Das Kuratorium wihit aus seiner Mitte und fiir seine Amtszeit eine Vorsitzende oder einen Vorsitzen-
den sowie deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter.

Das Kuratorium soll mindestens einmal im Jahr tagen. Die oder der Vorsitzende I4dt im Einvernehmen
mit der/dem geschiftsfiihrenden Leiter/in unter Angabe einer vorldufigen Tagesordnung ein. Das
Kuratorium wird vom Vorstand regelmiBig {iber die Tétigkeit des IEV unterrichtet und beratend in die
Projektplanung und -durchfiihrung einbezogen. Zwischen seinen Sitzungen soll die oder der Vorsit-
zende den wissenschaftlichen Dialog unter den Mitgliedern des Kuratoriums und mit der geschiftsfiih-
renden Leiterin oder dem geschifisfiihrenden Leiter fordern.

An den Sitzungen des Kuratoriums nehmen mit beratender Stimme teil:

a) der Vorstand,

b) die Geschiftsfilhrerin/der Geschiftsfiihrer

¢) auf Einladung der oder des Vorsitzenden weitere sachverstindige Personen,

§7

Benutzungsherechtigung

Zur Benutzung des IEV sind Mitglieder und Angehorige der FernUniversitiit berechtigt. Ferner stehen
die Einrichtungen des IEV Interessierten aus den Bereichen Politik, Wissenschaft und Rechtspflege
offen.

Fiir Leistungen des IEV auBlerhalb der FernUniversitiéit kann ein Entgelt erhoben werden. Dies kann
auch fiir die Nutzung der Datenbanken des IEV vorgesehen werden. Einzelheiten regelt eine durch den
Vorstand zu beschliefende Entgeltregelung.

§8
In-Kraft-Treten

- Diese Verwaltungs- und Benutzungsordnung tritt am Tage nach der Verdffentlichung in den Amtlichen
Mitteilungen der FemUniversitiit in Hagen in Kraft.
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Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschliisse des Fachbereichsrats des Fachbereichs Rechtswissen-
schaft vom 19,11.2002, des Fachbereichsrats des Fachbereichs Kultur- und Sozialwissenschaften vom
11.12.2002 und vom 15.01.2003 sowie des Rektorats der FernUniversitit in Hagen vom 25.03.2003.

Hagen, den 16. April 2003

Der Dekan des Fachbereichs Der Dekan des Fachbereichs
Rechtswissenschaft Kultur- und Sozialwissenschaften

Prof. Dr. Réttgers

Prof. Dr. Dr, Thomas Vormbaum



Amtliche Mitteillungen der FernUniversitat in Hagen Nr. 1 / 2003 vom 20.05.2003

Verwaltungs- und Benutzungsordnung des
Contarini Instituts fiir Mediation
des Fachbereichs Rechtswissenschaft
der FernUniversitiit - Gesamthochschule in Hagen

vom 10.12.2002
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Aufgrund des § 2 Abs. 4 und § 29 Abs. 5 des Gesetzes liber die Hochschulen des
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. Mérz 2000 (GV.
NRW 8§, 190} in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. November 2001
(GV. NRW 8, 223) hat die FernUniversitiit - Gesamthochschule in Hagen
folgende Verwaltungs- und Benutzungsordnung erlassen:

(1

(2)

(1

@)

(3)

(D

(2)

(1

§1
Name und Rechtsstellung des Instituts
Das ,,Contarini Institut fiir Mediation" (nachfolgend Institut) ist eine wissenschaftliche
Einrichtung des Fachbereichs Rechtswissenschaft gemifl § 23 der Grundordnung der
FernUniversitdt — Gesamthochschule in Hagen und § 29 des Gesetzes iiber die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen.

Das Institut ehrt mit seinem Namen den venezianischen Botschafter Alvise Contarini
(1597 - 1651), der sich als Mediator um den Westfilischen Frieden verdient gemacht
hat.

§2
Aufgaben
Das Institut dient der interdiszipliniren Erforschung der Formen auBergerichtlicher
Konfliktlosung, insbesondere der Mediation in Deutschland, Europa und dem
auBereuropiischen Bereich. Es soll den Kontakt von Wissenschaft und Praxis
vermitteln, die Entwicklung im Bereich der Mediation analysieren und durch die
wissenschaftliche Begleitung der legislativen, juridischen und administrativen Prozesse
zur Vernetzung aller Formen konsensueller Streiterledigung mit den herkdmmlichen
Verfahren beitragen.

Das Institut bemiiht sich um die Entwicklung von Verfahrens- und Ausbildungs-
standards.

Das Institut strebt im Rahmen seiner Aufgaben die Zusammenarbeit mit anderen For-
schungseinrichtungen in Europa an.

§3
Organe und Einrichtungen des Instituts
Dem Institut gehdren die Mitglieder des Vorstandes sowie die wissenschaftlichen und
nichtwissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an. Organe des Instituts sind
der Vorstand und die geschiftsfithrende Leiterin oder der geschaftsfithrende Leiter.

Am Institut werden ein Kuratorium und ein wissenschaftlicher Beirat gebildet.

§4
Vorstand und geschiiftsfiihrende Leiterin/geschéftsfiihrender Leiter
Die Leitung des Instituts obliegt dem Vorstand. Dem Vorstand des Instituts gehdren die
am Institut titigen Mitglieder der Gruppe der Professorinnen und Professoren des
Fachbereichs sowie eine Vertreterin oder ein Vertreter der Gruppe der
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wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an. Dem Vorstand kann auch eine
externe Professorin oder ein externer Professor mit entsprechender Fachausrichtung
angehdren. Die externe Professorin oder der externe Professor wird durch den
Fachbereichsrat fiir die Dauer von zwei Jahren gewihlt. Die Vertreterin oder der
Vertreter aus der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wird
ebenfalls fiir die Dauer von zwei Jahren durch den Fachbereichsrat nach Gruppen
getrennt gewihit.

Mit beratender Stimme gehdren dem Vorstand je eine Vertreterin oder ein Vertreter der
anderen Gruppen als Mitglieder an. Sie werden vom Fachbereichsrat fiir die Dauer von
zwei Jahren nach Gruppen getrennt gewihlt; die Amtszeit der Mitglieder der Gruppe
der Studierenden betrigt ein Jahr.

Die oder der Vorsitzende des Kuratoriums sowie ihre jeweiligen Stellvertreterinnen
und Stellvertreter nehmen ohne Stimmrecht an den Vorstandssitzungen teil.

Der Vorstand entscheidet iiber alle Angelegenheiten des Instituts von aligemeiner oder
grundsitzlicher Bedeutung. Er soll mindestens zweimal pro Semester zusamumentreten.

Der Vorstand wihlt fiir die Dauer von zwei Jahren aus seiner Mitte ¢ine Professorin
oder einen Professor als geschiftsfilhrende Leiterin oder geschiftsfilhrenden Leiter. Sie
oder er vertritt das Institut innerhalb des Fachbereichs und fiihrt dessen Geschifte in
eigener Zustandigkeit und ist den Mitgliedern des Vorstandes gegeniiber auskunfts-
und rechenschaftspflichtig. Sie oder er fiihrt die Bezeichnung einer Direktorin oder
eines Direktors.

§5
Geschiiftsfiihrerin/ Geschiiftsfiihrer
Der Vorstand emennt eine Geschiftsfithrerin oder einen Geschiftsfithrer und deren
oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter. Diese oder dieser fiihrt das Institut
unbeschadet der Zustindigkeit der geschiftsfithrenden Leiterin oder des
geschiftsfithrenden Leiters nach deren oder dessen Weisungen.

Die Geschiftsfiihrerin oder der Geschiftsfiihrer soll eine promovierte Mitarbeiterin
oder ein promovierter Mitarbeiter des Instituts sein.

§6
Kuratorium
Der Fachbereichsrat wihlt auf Vorschlag des Vorstandes ein Kuratorium. Dem Kurato-
rium sollen Personlichkeiten des offentlichen Lebens, die sich mit konsensuwaler
Konfliktbewiltigung befassen, und Forderinnen oder Forderer des Instituts angehéren.

Dem Kuratorium sollen angehren:

a) die Rektorin/der Rektor der FernUniversitit - Gesamthochschule in Hagen,

b) die Kanzlerin/der Kanzler der FermUniversitit - Gesamthochschule in Hagen,

¢) die Dekanin/der Dekan des Fachbereiches Rechtswissenschaft der FernUniversitit
- Gesamthochschule in Hagen, fiir den Fall, dass dieser bereits Mitglied des
Vorstandes ist, der/die Prodekan/in.
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Die Amtszeit der durch den Fachbereichsrat zu wihlenden Kuratoriumsmitglieder
betrigt drei Jahre. Soweit in der laufenden Wahlperiode der Vorstand des Instituts die
erginzende Wahl weiterer Kuratoriumsmitglieder vorschligt, verkiirzt sich deren
Amtszeit entsprechend. Die Tiatigkeit der Mitglieder erfolgt ehrenamtlich.

Das Kuratorium soll die Arbeit des Instituts férdern und unterstiitzen. Thm obliegt
insbesondere die Verbreitung des Gedankens der Mediation in der Praxis.

Das Kuratorium wiihlt aus seiner Mitte fiir eine Amtszeit von 3 Jahren eine Vorsitzende
oder einen Vorsitzenden sowie deren Stellvertreterin oder dessen Stellvertreter. Es gibt
sich eine Geschiiftsordnung.

Das Kuratorium soll mindestens einmal im Jahr auf Einladung der Vorsitzenden oder
des Vorsitzenden tagen. Die oder der Vorsitzende lidt im Einvernehmen mit der
geschiftsfilhrenden Leiterin oder dem geschiiftsfithrenden Leiter unter Angabe einer
vorldufigen Tagesordnung ein. Das Kuratorium ist vom Vorstand regelmiBig iiber die
Titigkeit des Instituts zu unterrichten.

Ohne Mitglieder zu sein, nehmen an den Sitzungen des Kuratoriums mit beratender

Stimme teil:

a) der Vorstand,

b) die Geschiftsfihrerin oder der Geschiftsfiihrer,

¢) auf Einladung der oder des Vorsitzenden zu einzelnen Tagesordnungspunkten wei-
tere sachverstindige Personen.

§7

Wissenschaftlicher Beirat

Der Fachbereichsrat wihlt auf Vorschlag des Vorstands einen wissenschaftlichen
Beirat. Dem Beirat sollen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der
Rechtswissenschaft, der Psychologie, der Kommunikationswissenschaften sowie
weiterer verwandter Fachrichtungen angehdéren, die sich mit dem Thema der Mediation
befassen.

Die Amtszeit der Mitglieder des wissenschaftlichen Beirats betrigt drei Jahre. Soweit
in der laufenden Wahlperiode der Vorstand des Instituts die ergiinzende Wahl weiterer
Mitglieder des wissenschaftlichen Beirats vorschldgt, verkiirzt sich deren Amtszeit
entsprechend. Die Tatigkeit der Mitglieder erfolgt ehrenamtlich.

Der wissenschaftliche Beirat hat die Aufgabe, den Vorstand wissenschaftlich zu
beraten und zu unterstiitzen.

Der wissenschaftliche Beirat wihlt aus seiner Mitte und fiir eine Amtszeit von 3 Jahren
eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden sowie deren oder dessen Stellvertreterin oder
Stellvertreter. Er gibt sich eine Geschiftsordnung.

Der wissenschaftliche Beirat soll mindestens einmal im Jahr auf Einladung der oder
des Vorsitzenden tagen. Die oder der Vorsitzende lidt im Einvernehmen mit der
geschiftsfilhrenden Leiterin oder dem geschiftsfilhrenden Leiter unter Angabe einer
vorlaufigen Tagesordnung ein. Der wissenschaftliche Beirat wird vom Vorstand
regelmidBig Uber die Titigkeit des Instituts unterrichtet und beratend in die
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Projektplanung und —durchfithrung einbezogen. Zwischen seinen Sitzungen soll die
oder der Vorsitzende den wissenschaftlichen Dialog unter den Mitgliedern des Beirates
und mit der geschiftsfiihrenden Leiterin oder dem geschiftsfiihrenden Leiter fordern.

(6) An den Sitzungen des wissenschaftlichen Beirats nehmen mit beratender Stimme teil:

a) der Vorstand

b) die Geschiftsfithrerin/ der Geschiftsfithrer

¢) auf Einladung der oder des Vorsitzenden zu einzelnen Tagesordnungspunkten weitere
sachverstindige Personen.

§8
Benutzungsberechtigung
(1) Zur Benutzung des Instituts sind Mitglieder und Angehdrige der FernUniversitit

berechtigt. Ferner stehen die Einrichtungen des Instituts Interessierten aus den
Bereichen Politik, Wissenschaft und konsensualer Konfliktbearbeitung offen.

(2) Fiir Leistungen des Instituts auflerhalb der FernUniversitit wird ein Entgelt erhoben.
Das gleiche gilt fiir die Nutzung der Datenbanken des Instituts. Einzelheiten regelt eine
durch den Vorstand zu beschlieBende Entgeltregelung.

§9
Schlussvorschriften
In Zweifelsfillen gilt die Geschiftsordnung des Senats in ihrer jeweiligen Fassung
sinngemaB.

§10
Inkrafttreten und Verdiffentlichung
Diese Verwaltungs- und Benutzungsordnung tritt am Tage nach der Vertffentlichung in den
Amtlichen Mitteilungen der FernUniversitit - Gesamthochschule in Hagen in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Verwaltungs- und Benutzungsordnung vom 26.06.2000 auBer Kraft.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats des Fachbereichs
Rechtswissenschaft der FernUniversitit — Gesamthochschule in Hagen vom 17.09.2002.

Hagen, den 10.12.2002 Der Dekan des Fachbereichs Rechtswissenschaft
der FernUniversitit -Gesamthochschule in Hagen
Prof. Dr. Dr. Thomas Vormbaum
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Studienordnung
fiir den Studiengang
JIndividualisierung und sozialer Wande!"
mit dem Abschluss
»Master of Arts (M.A.)"
an der
FernUniversitdt in Hagen
Vom 17. Mérz 2003

GeméaR § 2 Abs. 4 und § 86 Abs. 1 des Geset-
zes (iber die Hochschulen des Landes Nord-
rhein-Westfalen {Hochschulgesetz — HG) vom
14. Mdrz 2000 (GV. NRW S. 190), zuletzt ge-
andert durch Gesetz vom 28. Januar 2003
(GV. NRW S. 36) hat die FernUniversitat in
Hagen folgende Studienordnung als Satzung
erlassen.

Inhaltsverzeichnis:

Rechtsgrundlage

Gegenstand

Ausbildungs- und Studienziele
Studienumfang

Aufbau des Studiums
Studienstruktur

Leistungspunkte

Lehr- und Studienformen

Présenz- und Online-Seminare
Studienbegleitende Prifungen
Klausuren

Hausarbeiten

Mindliche Prafungen
M.A.-Abschiussarbeit und miindliche
Abschlusspritfung

Benotung der studienbegleitenden
Priifungen und der M.A.-Abschlussar-
beit

In-Kraft-Treten und Verdffentlichung
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§1
Rechtsgrundlage

Rechtsgrundlage fUr diesen Studiengang ist
die ,Prifungsordnung fiir die Studienginge
Bildung und Medien, Europgische Philosophie,
Formierung der Europ3ischen Moderne, Indivi-
dualisierung und sozialer Wandel, Politische
Steuerung und Koordination (Governance) mit
dem Abschluss Master of Arts (M.A))‘ der
FernUniversitdét in der jeweils gliltigen Fas-
sung.

§2
Gegenstand
(1) Der Masterstudiengang ,Individualisierung
und sozialer Wandel" steht unter der General-
perspektive der Diagnose der Moderne. Die
Gesellschaft als Ganze und das Individuum im

Besonderen sind in der Moderne weder natiir-

lich, noch sind sie in jeder Hinsicht modem,

sondern Konstrukte aus der Zeit heraus und
auch nur auf Zeit. Das Individuum und die

Gesellschaft sind im besten Sinne .fragwiir-

dig". Um zu wissen, wohin sich beides entwik-

keln wird, ist eine genaue Diagnose der gesell-
schaftlichen Tendenzen unerldsslich. Um unter
konkreten gesellschaftlichen Bedingungen an-
gemessen reagieren und Entwicklungen steu-
ern zu kénnen, missen neue Handlungskom-
petenzen vermittelt werden. Das will dieser

Masterstudiengang leisten.

(2) Aufgrund der Komplexitéi des Leitthemas

.Individualisierung und sozialer Wandel" weist

der Studiengang zwei Ausrichtungen auf:

» Die erste Ausrichtung - .Individualisierung
und Sozialstruktur® — stellt die soziologi-
sche Analyse der modernen Gesellschaft
in den Vordergrund. Im Hinblick auf die
Analyse der vielféltigen Auswirkungen von
Individualisierungsprozessen steht neben
der Beschaftigung mit Methoden der empi-
rischen Sozialforschung vor allem die
Auseinandersetzung mit moderner sozio-
logischer Gesellschaftsthecrie und sozio-
logischen Gegenwartsdiagnosen im Var-
dergrund. Daneben werden im Rahmen
der freien Lektdre auch Perspektiven an-
derer Disziplinen einbezogen, um den
Blick fiir die Gesellschaft der Individuen zu
schéarfen.

« Die zweite Ausrichtung, .Psychologie der
Gestaltung von Verdnderungsprozessen®
behandeit die Planung, reflektierte Durch-
fithrung und wissenschaftliche Evaluation
von sozialen Veradnderungsprozessen auf
interpersoneller, Gruppen- und Organisati-
onsebene.

§3

Ausbildungs- und Studienziele

{1) Der Masterstudiengang . Individualisierung
und sozialer Wande!"
¢ informiert Uber Themen, die im Beruf und
im Alltag relevant sind,
liefert niitzliches Orientierungswissen und
hereitet praktische Handlungskompeten-
Zen vor.
(2) Deshalb wird auf die Vermittiung der rele-
vanten Methoden der empirischen Sozialfor-
schung viel Wert gelegt. Der Bezug zu neuen
Formen der Berufspraxis wird aber auch dar-
uber hergestellt, dass zu einzelnen Themen
virtuelle Arbeitsgruppen organisiert werden.
Diese Arbeitsgruppen arbeiten an wissen-
schaftlichen Fragestellungen zu Verdnde-
rungsprozessen mit praktischer Relevanz. Der
obligatorische Leistungsnachweis in Methoden
muss auf ein Thema aus den anderen Modu-
len bezogen sein und konkrete Ergebnisse
zeitigen.
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§4

Studienumfang

Die Studiendauer betrédgt 4 Semester im Volil-
zeitstudium, entsprechend 8 Semester im Teil-
zeltstudium. Der Studienumfang betragt 3.600
Arbeitsstunden, also 900 Arbeitsstunden pro
Semester im Vollzeitstudium bzw. 450 Arbeits-
stunden pro Semester im Teilzeitstudium. Das
Studium wird mit einer Masterarbeit abge-
schlossen.

§5
Aufbau des Studiums

Das Studium gliedert sich in zwei Phasen: 1.
Grundlagen (1. Semester im Vollzeitstudium),
2. Vertiefungs- und Forschungsphase (2., 3.
und 4. Semester im Vollzeitstudium).

§6

Studienstruktur

{1} Der Studiengang wird in modularisierter
Form angeboten. Jedes Modul umfasst 450
Arbeitsstunden, d.h. dass im Vollzeitstudium
pro Semester zwei Module erfolgreich bear-
beitet werden sollten, im Teilzeitstudium pro
Semester ein Modul.

Weitere 450 Arbeitsstunden entfallen auf die
Anfertigung der M.A.-Abschlussarbeit.

(2) Der Studiengang besteht aus sechs the-
matischen Modulen und einem Methodenmo-
dul. Jedes Modul sieht einen Pflichtbereich und
einen Wahlpflichtbereich und einen Bereich zur
Vorbereitung auf die auf und Durchfilhrung von
Prifungsleistungen vor. Insgesamt miissen 7
Module erfolgreich bearbeitet werden. Folgen-
de Module werden angeboten:

1. Grundlagen
Die Grundlagen umfassen die Module

M 18 Was ist Gesellschaft und was ist an ihr
modern ?
und
M1P Orientierung: Psychologische Konzepte
zur Analyse sozialen Wandels
Beide Module sind verpflichtend.

2. Vertiefungs- und Forschungsphase
Beginnend mit dem 2. Studiensemester (Voll-
zeitstudium) erfolgt die Schwerpunktsetzung
durch den Studierenden / die Studierende (s.o.
unter 2. Gegenstand”), so dass einzelne Fa-
cetten des Zusammenhangs von Individualisie-
rung und sozialem Wandel
+ entweder primar aus der soziologischen
Perspektive {(Module M 28, M 38, M 45, M
58 und M 6S) oder

2

e primé&r aus der psychalogischen Perspekti-
ve (Module M 2P, M 3P, M 4P, M 5P und
MBP)

analysiert werden. Die parallele Reihenfolge
der Module M 28 bis M6S und M2P bis M6P
ist nach inhaltlichen Gesichtspunkten geord-
net. Zu Intensivierung der inhaltlichen Verzah-
nung zwischen den beiden Schwerpunkten ist
es mdglich, im 3. Studiensemester (Vollzeit-
studium) das Modul M 4 oder M 5 des ge-
wahlten Schwerpunktes gegen das entspre-
chende Modul des anderen Schwerpunkies
auszutauschen.

(3) Die Themen der Module in der Vertie-

fungs- und Forschungsphase sind:

M2S8 Methoden

M 3S Wie bedingen Individuum und Gesell-

schaft einander?

Wie leben wir in einer urbanen Welt?

Werden wir, was wir sind, und wie

gehen wir durchs Leben?

Wie viel Individualisierung braucht die

Gesellschaft, wie viel vertragt sie?

M 4S
M 58

M6S

M 2P Methodologie und Methodik psycholo-
gischer Forschung zum sozialen Wan-
del

Psychologie interpersoneller Prozesse
Okologisch-psychologische Interventi-
on und Evaluation

Psychologie der Lebensspanne
Intervention und Evaluation im Kontext

von Organisaticnen

M 3P
M 4P

M 5P
M 6P

§7
Leistungspunkte

Fir jedes erfolgreich abgelegte Modul (das
heiftt Nachweis der Kursbelegung und bestan-
dene dem Modul zugeordnete studienbeglei-
tende Prifung) sowie flr die mit mindestens
4,0 (ausreichend) bewertete Abschlussarbeit
werden je 15 Leistungspunkte vergeben. Der
Gesamtstudiengang umfasst also 120 Lei-
stungspunkte.

§8

Lehr- und Studienformen

Die 450 Arbeitsstunden pro Modul teilen sich
wie folgt auf: 240 Stunden werden durch das
Bearbeiten von Kursen (im Umfang von 8
SWS) abgedeckt, 120 Stunden sind fir die
Vorbereitung und Durchfithrung der studienbe-
gleitenden Prifung vorgesehen, 80 Stunden
stehen zur freien Lekilre zu den Inhalten des
Mcduls oder fir ein Prasenz- oder Online-
Seminar zu diesem Modul zur Verfiigung.
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9
Prisenz- und Online-Seminare

Zu den einzelnen Modulen werden im wech-
seinden Angebot Prasenz- und/oder Online-
Seminare durchgeftihrt. Die Teilnahme an
mindestens einem Seminar ist verpflichtend.

§10
Studienbaegleitende Priifungen

(1) Wahrend des Studiums sind zu 6 Mo-
dulen studienbegleitende Prifungen abzule-
gen, um zur M.A.-Abschlussarbeit zugelassen
Zu werden,

(2) Zu den Priifungen wird auf Antrag beim

Prufungsamt des FB KSW zugelassen, wer im

Studiengang eingeschrieben ist und die ord-

nungsgemifRe Belegung der Kurse des jewei-

ligen Moduls (oder eine entsprechende Aner-
kennung) nachweist.

(3) Die Prifungen zu den Modulen 1-7 sollen
in verschiedenen Priifungsformen er-
bracht werden, wobei jede Form nur
zweimal gewahlit werden kann;

Kiausur (vierstiindig),

Mindliche Prifung,

Schriftliche Hausarbeit zu einem Thema
aus den belegten Kursen eines Moduls,

s Referat (Kurzreferat mit Thesenpapier bei
einer Prasenzveranstaltung und anschlie-
Render schriftlicher Ausarbeitung als
Hausarbeit).

§ 11

Klausuren

Zum Ende eines jeden Semesters werden ein
Klausurtermin sowie ein Ersatziermin ange-
boten. Die Klausurdauer betragt vier Zsitstun-
den.

§12
Hausarbeiten

(1) Die Bearbeitungszeit fur Hausarbeiten
betragt im Vollzeitstudium fiinf Waochen, im
Teilzeitstudium zehn Wochen. Der Umfang soll
bei ca, 20 Seiten liegen. Hausarbeiten kénnen
als Einzel- oder Gruppenarbeiten geschrieben
werden.

(2) Bei Gruppenarbeiten vervielfacht sich der
Seitenumfang entsprechend und die Autoren-
schaft der Kapitel muss eindeutig zu erkennen
sein. Der Hausarbeit ist eine Versicherung
beizufiigen, dass die Arbeit selbsténdig ver-
fasst ist und keine anderen als die angegebe-
nen Quellen benutzt worden sind.

3

§13
Miindliche Priifungen

(1) Mdndliche Prifungen werden als Einzel-
priifung abgelegt. Eine Priifung dauert 30 bis
45 Minuten.

(2) Studierende, die ihren Wohnsitz in Uber-
see haben, kénnen gemaRk § 11 (6) der Pri-
fungsordnung eine der zwei geforderten mind-
lichen Prifungen durch eine Kiausur ersetzen.

§14
M.A.-Abschlussarbeit und miindliche Ab-
schlussprlifung

(1) Um zur M.A.-Abschlussarbeit zugelassen
zu werden, muss ein Antrag auf Zulassung an
das Prifungsamt des FB KSW gestelit werden,
in dem die erfolgreiche Bearbeitung von 6
Modulen sowie die Teilnahme an mindestens
einem Présenz- bzw. Online-Seminar nachge-
wiesen werden muss. Im Antrag ist anzuge-
ben, zu welchem Themen-bereich die Arbeit
geschrieben werden soll. Als Themenbereiche
kénnen die Themen der Module M3S bis M6S
sowie M3P bis MGP dienen.

(2) Die M.A.-Abschlussarbeit hat einen Um-
fang von 50 bis 80 DIN A 4 Seiten bei ca.
2.500 Zeichen pro Seite. Die Bearbeitungszeit
betragt im Vollzeitstudium drei Monate, im
Teilzeitstudium sechs Monate. Dieser ist eine
Versicherung beizufiigen, dass die Arbeit seib-
standig verfasst worden ist und keine anderen
als die angegebenen Quellen benutzt worden
sind.

(3) Die mundliche Abschlusspriifung erstreckt
sich zur Halfte auf das Modul, aus dem das
Thema der M.A-Abschiussarbeit gewahit wor-
den ist, und zur anderen Halfte auf eine Ver-
teidigung der M.A.-Abschlussarbeit.

§15
Benotung der studienbegleitenden
Priifungen und der M.A. -
Abschlussarbeit

Die Benotung ergibt sich aus § 16 der Pri-
fungsordnung. Eine Prifung ist nur bestan-
den, wenn sie mit mindestens ,ausreichend”
(bis 4,0) bewertet ist. Die Gesamtnote wird aus
dem arithmetischen Mittel der 7 Noten aus den
studienbegleitenden Prifungen sowie aus der
doppelt gewichteten Note der M.A -Arbeit ge-
bildet.

§16
In-Kraft-Treten und Veréffentlichung

Diese Studienordnung tritt mit Wirkung vom
01.10. 2003 in Kraft. Sie findet auf alle Studie-
renden Anwendung, die im Wintersemester
2003/04 oder sp&ter ihr Studium im Master of
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Arts-Studiengang ,Individualisierung und so-
zialer Wandel” aufnehmen.

Die Studienordnung wird in den Amtlichen Mit-
teilungen der FernUniversitdt in Hagen verdf-
fentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Be-
schlusses des Fachbereichsrates des Fachbe-
reichs Kultur- und Sozialwissenschaften der
FernUniversitét in Hagen vom 19.02.2003.

Hagen, den 17. Méarz 2003
Der Dekan

des Fachbereichs
Kultur- und Sozialwissenschaften

4
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Studienordnung
fiir don Masterstudiengang
nwFormierung der europdischen
Moderne*
mit dem Abschluss
swMaster of Arts (M.A.)*
an der
FernUniversitit in Hagen
Vom 17. Miirz 2003

Gemal § 2 Abs. 4 und § 86 Abs. 1 des
Gesetzes Ober die Hochschulen des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz
- HG) vom 14. Marz 2000 (GV. NRW S.
180), zuletzt gedndert durch Gesetz vom
28, Januar 2003 (GV. NRW §. 36) hat die
FernUniversitat in Hagen folgende Stu-
dienordnung als Satzung erlassen.

Inhaltsverzeichnis:

Studienziele

Studieninhalte

Sprachkenntnisse

Studiendauer und -umfang

Aufbau des Studiums
Studienbegleitende Prufungen
Anrechnung bereits erbrachter Stu-
dien- und PrOfungsleistungen
Studienberatung und -betreuung
In-Kraft-Treten und Verdffentlichung
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§1

Studienziele

(1) Kultur- und Sozialwissenschaften stre-
ben danach, menschliche Lebensformen,
kulturelle Deutungsmuster, gesellschaft-
liche Prozesse, koliektives und individuelles
Handeln deutend zu verstehen und zu
erklaren.

(2) Die Absolvierung des Masterstudien-
gangs ,Formierung der europdischen Mo-
deme” soll in diesem Zusammenhang dazu
dienen, die dynamischen Umgestaltungs-
prozesse zu erschliefien, die im 8. und 19.
Jahrhundert zur Ablésung der alteuro-
paischen, agrarisch, standisch und christ-
lich fundierten Gesellschaftsordnung durch
die moderne burgerliche Gesellschaft mit
ihren sakularisierten, das Individuum frei-
setzenden, kapitalistisch-industriellen und
liberaldemokratischen  Stukturformen ge-
fahrt haben. Damit wird nicht nur vertieft in

Sach- und Problemzusammenhénge ein-
gefuhrt, die auch die weitere historische
Entwicklung tiefgehend gepragt haben und
s0 das Verstandnis der Gegenwart férdern.
(3) Am Beispiel geschichts- und litera-
turwissenschaiticher Zugénge zu dieser
Thematik wird zugleich auch in die
eigenstandige wissenschaftliche Arbeit mit
den zentralen Begriffen, Methoden und
Theorien der kultur- und sozialwissen-
schatftlichen Forschung eingefahrt.

§2
Studieninhalte

(1) Der Masterstudiengang ,Formierung
der europaischen Moderne” gliedert sich in
7 Maodule, die in teils chronologischer, teils
sachsystematischer Ordnung zentrale An-
triebskrafte, Themenfelder, Problemzu-
sammenhénge und weiterreichende Wir-
kungen des Ubergangs von der alteu-
ropaischen Ordnung zur europdischen
Moderne erschliellen:

Modu! 1. Vormoderne: Alteuropa als Ge-
genwelt und Traditionszusammenhang
Modul 2. Diskursiver Entwurf. Wissen,
Aufklarung, Handein

Modul 3. Sozialbkonomische Dynamik:
Industrialisierung und bUlrgerliche Gesell-
schaft

Modul 4. Politische Gestaltung: Revo-
lution, Staat und Verfassung

Modul 5. Kuiturelle Muster: Literarische
Revolution und Ende der Kunstperiode
Modul 6. Ausbreitung: Europa und die
Welt

Modul 7. Krise: Zivilisationsbriiche und
Neuorientierungen

(2) Das Studium beginnt mit der Bear-
beitung eines Leitfadens, der nicht nur in
die Anlage des Studiengangs und in die
spezifischen fachwissenschaftlichen Grund-
lagen der beteiligten Fachdisziplinen ein-
fGhrt, sondern auch als Begleiter durch das
Studium dienen soll.

§3
Sprachkenntnisse
Da ein vertieftes wissenschaftiches Stu-
dium mit geschichts- und literaturwissen-
schaftlichen  Schwerpunktsetzungen im
europaischen Zusammenhang ohne
Fremdsprachenkenntnisse nicht maglich ist,
werden Kenntnisse in zwei relevanten
Fremdsprachen vorausgesetzt. Englisch ist

14
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dabei als internationale Wissenschafts-
sprache unverzichtbar, Die Wahl der zwei-
ten Fremdsprache ist freigestellt.

§4
Studiendauer und —umfang

(1) Das Masterstudium _Formierung der
européischen Maderne" ist auf 4 Semester
= 2 Studienjahre angelegt. Im Teilzeit-
studium verlangert sich die Studiendauer
entsprechend auf 8 Semester = 4 Studien-
jahre.

(2) Der Studienfortschritt wird in jedem Se-
mester Oberprdft, eine Veridngerung der
Studienzeit ist eingehend zu begrtinden.

(3) Der Umfang des Studiums betragt
3.600 Arbeitsstunden (AS), verteilt auf 7
Module mit jeweils 450 AS; weitere 450 AS
entfallen auf die Anfertigung der Abschluss-
arbeit.

§5
Aufbau des Studiums

(1) Das Masterstudium ,Formierung der
europdischen Moderne“ gliedert sich in die
sieben im § 2 genannten Module, deren Be-
arbeitung sich zusammen mit der Ab-
schlussarbeit auf 3.600 Arbeitsstunden
(AS} und 120 Leistungspunkte (LP)
summiert. Pro Semester sind zwei Module
(im Teilzeitstudiengang ein Modul) in der
vor-gegebenen Reihenfolge zu absolvieren.
Die jeweils gulltigen ,Anleitungen zur
Belegung“ bezeichnen die zu studierenden
Kurse und deren Zuordnung zu Pflicht- und
Wah|-pflichtbereichen.

{2) Jedes Modul umfasst eine Bearbei-
tungszeit von 450 AS, die sich folgender-
maften aufteilen:

Aus dem Studienbriefangebot sind Kurse
mit einer direkten Bearbeitungszeit von 240
AS (in der Regel 4 Studienbriefe & 2 SWS)
zu belegen. 120 AS entfailen auf Vor-
bereitung und Absolvierung der studien-
begleitenden Prifungsleistung. Die Gbrigen
90 AS sind zusatzlich zur Abfassung einer
Hausarbeit, fir den Besuch einer Pra-
senzveranstaltung oder zur freien Lekilre
im thermatischen Zusammenhang des
Moduls zu verwenden.

(3) Im Verlauf des Studiums malssen
mindestens 2 Prasenzveranstaltungen be-
sucht werden, je eine zu einem der zu ab-
solvierenden Module und eine zur Vor-
bereitung der Abschlussarbeit.

(4} For den erfolgreichen Abschluss jedes
Moduls sowie fur die Abschlussarbeit wer-
den jeweils 15 Leistungspunkte (LP) ver-
geben. Der Erwerb von 120 LP markiert
den erfolgreichen Abschluss des Studiums.

§6
Studienbegleltende Priifungen

(1) Jedes Modul muss mit einer benoteten
studienbegleitenden Prufungsleistung ab-
geschlossen werden. Die Zensuren werden
mit der doppelt gewichteten Note der
Abschlussarbeit in sonst gleicher Ge-
wichtung zu einer Gesamtabschlussnote
zusammeangezogen.

(2) Profungsleistungen sind: Klausuren (4-
stindig), mUndliche Prufungen (40-min0tig)
und schriffliche Hausarbeiten (ca. 20 Sei-
ten). Die Prafungsleistungen umfassen 2
Klausuren, 2 mandliche Profungen und 3
Hausarbeiten. Die Bearbeitungszeit fir eine
Hausarbeit betragt im Voilzeitstudium 5
Wochen, im Teilzeitstudium verdoppelt sie
sich.

(3) Der Hausarbeit ist eine Versicherung
beizufligen, dass die Arbeit selbstandig ver-
fasst worden ist und keine anderen als die
angegebenen Quellen benutzt worden sind,
{4) Die Abschlussarbeit wird zu einem
Thema aus dem inhaltichen Zusam-
menhang eines der 7 Module geschrieben.
Die Bearbsitungsdauer betragt fir Volizeit-
studierende 3 Monate, flr Teilzeitstudie-
rende § Monate. Sie soll einen Umfang von
50-80 Seiten bei ca. 2.600 Zeichen pro Sei-
te aufweisen. Der Hausarbeit ist eine
Versicherung beizufugen, dass die Arbeit
selbstandig verfasst worden ist und keine
anderen als die angegebenen Quellen
benutzt worden sind.

§7
Anrechnung bereits erbrachter Studien-
und Prdfungsleistungen

(1) Eine formelle Anrechnung anderweitig
erbrachter Studien- und Prifungsleistungen
ist wegen des modularen Zuschnilts des
Curriculums und wegen des studien-
begleitenden Charakiers der Profungs-
leistungen in der Regel nur dann mdéglich,
wenn es sich um gleichartige modulare
Studieneinheiten mit abgeschlossenen
Prafungsleistungen in einem verwandten
Masterstudiengang handelt,

15
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(2) Uber eine mdgliche Teilanerkennung
anderweitig erbrachter, modular zuordbarer
Studienleistungen entscheidet die Stu-
diengangskommission.

§8
Studienberatung und -betreuung

(1) Die aligemeine Studienberatung erfoigt
durch das Studierendensekretariat der
FermUniversitat in Hagen. Sie erstreckt sich
auf Fragen der Studienmdglichkeiten, der
Einschreibungsformalitdten und der allge-
meinen Prufungsbedingungen.

(2) Die studienbegleitende fachliche Bera-
tung und Betreuung erfolgt durch die Mit-
glieder der den Studiengang ,Formierung
der europdischen Moderne" tragenden
Institute, des Historischen Instituts und des
instituts flr Literaturwissenschaft, sowie
durch die fachwissenschatftlich zustandigen
Mentorinnen und Mentoren in den fern-
universitaren Studienzentren.

§9
In-Kraft-Treten und Verdffentlichung

Diese Studienordnung tritt mit Wirkung vom
01.10.2003 in Kraft. Sie wird in den Amtli-
chen Mitteilungen der FernUniversitét in
Hagen veréffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des
Beschiusses des Fachbereichsrates des
Fachbereichs Kultur- und Sozialwissen-
schaften der FernUniversitat in Hagen vom
19.02.2003.

Hagen, den 17. Mérz 2003

Der Dekan
des Fachbereichs
Kultur- und Sozialwissenschaften
der FernUnivéjsitst in Hagen

Professor P Kurt Réttgers
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Studienordnung

flr den Studiengang

»Palitische Steusrung und Koordination
{Governance)"
mit dem Abschluss ,Master of Arts {M.A)"
an der
FernUniversitit in Hagen
Vom 17. Mérz 2003

Gemal § 2 Abs. 4 und § 86 Abs. 1 des Gesetzes
Uber die Hochschulen des Landes Nordrhein-
Westfalen (Hochschulgesetz — HG) vom 14, Mérz
2000 (GV. NRW S. 190), zuletzt geéndert durch
Gesetz vom 28. Januar 2003 {GV. NRW S. 36) hat
die FernUniversitdt in Hagen folgende Studienord-
nung als Satzung erlassen.

Inhaltsverzeichnis:

Rechtsgrundlage

Gegenstand

Ausbildungs- und Studienziele
Studienumfang

Aufbau des Studiums
Studienstruktur

Leistungspunkte

Lehr- und Studienformen

Préasenz- und Online-Seminare
Studienbegleitende Prifungen
Klausuren

Hausarbeiten

Mindliche Prdfungen
M.A.-Abschiussarbeit und deren
mindliche Verteidigung

Benotung der studienbegleitenden Pri-
fungen und der M.A -Abschlussarbeit
§ 16  In-Kraft-Treten und Verdffentlichung
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§1
Rechtsgrundlage

Rechtsgrundiage fiir diesen Studiengang ist die
-Prifungsordnung filr die Studiengange Bildung
und Medien, Européische Philosophie, Formierung
der Européischen Maderne, Individualisierung und
soZialer Wandel, Politische Steuerung und Koordi-
nation (Governance) mit dem Abschiuss Master of
Arts (M.A.)* der FernUniversitét in der jeweils giilti-
gen Fassung.

§2
Gegenstand

{1} Gegenstand des Studiengangs sind Goveran-
ce-Formen im nationalen und internationalen Be-
reich, ihre Entstehung und Entwicklung, ihre kon-
kreten Auspragungen sowie die Steuerungs- und
Koordinationsprozesse in ihnen.

(2) Der Begriff ,Governance” kennzeichnet zum
einen den gegenwdrtigen Wandel im Verhéltnis
Zwischen Staat und Gesellschaft. Er umschreibt

neue Formen gesellschaftlicher, 6konomischer und
politischer Regulierung, Koordination und Steue-
rung in komplexen instiiutionellen Strukturen, in
denen meistens staatliche und private Akteure
zusammenwirken. Solche Prozesse finden sich in
der offentlichen Verwaltung, in Bereichen des
Dritten Sektors {Verb&nde, Universitdten) und in
privaten Unternehmen, in der Herrschafispraxis
der Nationalstaaten sowie in der internationalen
Politik (z.B. in internationalen Organisationen, Re-
gimen und in der EU}). Zum anderen steht ,Go-
vernance” flr eine theoretische Diskussion Uber
Koordinationsmodi und Steuerung in komplexen
Interorganisationsgefligen. Koordiniert und ge-
steuert wird durch unterschiedliche institutionelle
Strukturen und Mechanismen, die meist in Misch-
formen angewandt werden, wie etwa wechselseiti-
ge Anpassung, Verhandiungen, Wettbewerb und
einseitige Entscheidung.

§3
Ausbildungs- und Studienziele

(1) Der Studiengang soll die Studierenden dazu
befdhigen, Governance-Formen wissenschaftlich
fundiert zu analysieren und die erworbenen Kennt-
nisse und Fertigkeiten in die berufliche Praxis zu
transferieren.

{2} Im Einzelnen werden folgende Ziele ange-
strebt:

e Wissen Uber Verdnderungen im Bereich ge-
sellschaftlicher und politischer Steuerung und
Koordination zu vermitteln,

» Studierende mit dem theoretisch-analytischen
Konzept von Governance vertraut zu machen,

*» siein die Lage zu versetzen, die Herausforde-
rungen und Probleme, die sich durch die Her-
ausbildung von Governance-Formen steilen,
zu erkennen und zu analysieren, sowie

s praxisrelevante Anleitungen fiir die Tatigkeit
unter den veranderten strukturellen Bedingun-
gen komplexer [nterorganisationsstrukturen in
verschiedenen Aufgabenbereichen zu vermit-
tein.

§4
Studienumfang

Die Studiendauer betrdgt 4 Semester im Vollzeit-
studium, entsprechend 8 Semester im Tejlzeitstu-
dium. Der Studienumfang betragt 3.600 Arbeits-
stunden, also 900 Arbeitsstunden pro Semester im
Vollzeitstudium bzw. 450 Arbeitsstunden pro Se-
mester im Teilzeitstudium.

§5
Aufbau des Studiums

Das Studium gliedert sich in zwei Phasen: 1.
Grundiagen (1. und 2. Semester Im Vollzeitstu-
dium), 2. Vertiefungs- und Forschungsphase (3.
und 4. Semester im Vollzeitstudium).
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§6
Studienstruktur

(1) Der Studiengang wird in modularisierter Form
angeboten. Jedes Modul umfasst 450 Arbeitsstun-
den, d.h. dass im Vallzeitstudium pro Semester
zwei Module erfolgreich bearbeitet werden sollten,
im Teilzeitstudium pro Semester ein Modul. Weite-
re 45Q Arbeitsstunden entfallen auf die Anfertigung
der M.A.-Abschlussarbeit.

{2) Insgesamt missen 7 Module erfolgreich be-
arbeitet werden. Folgende Module werden ange-
boten:

Grundlagen

Alle 4 Module sind verpflichtend:

1.1 Governance ~ Einfilhrung in die Thematik,
1.2 Institutionen, Akteure und Steuerung —
Analyseansétze und Methoden,
Historische Grundlagen der Politik,
Koordination und Vermittiung
gesellschaftlicher Interessen.

2.1
2.2

Vertiefungs- und Forschungsphase
Das Modul 3.1 ist verpflichtend, eines der beiden
Module 3.2 und 3.3 sowie eines der Module 4.1,
4.2 und 4.3 miissen bearbeitet werden:
3.1 Demokratie und Governance,
3.2 Politische Steuerung und ungleiche
Entwicklung,
Sicherheit und Global Governance,
Politische Steuerung und Koordinierung
in der Wirtschaft,
Governance in Mehrebenensystemen,
4.3 Governance in Wissenschaft, Umwelt

und Technik (in Planung).
(3) Die jeweils gdltigen ,Anleitungen zur Bele-
gung® bezeichnen die zu studierenden Kurse und
deren Zuordnung zu den Pflicht- und Wahlberei-
chen.

3.3
4.1

4.2

§7
Leistungspunkte

Fiir jedes erfolgreich abgelegte Modul (das heifst
Nachweis der Kursbelegung und bestandene dem
Modul zugeordnete studienbegleitende Prifung)
sowie fir die mit mindestens 4,0 (ausreichend)
bewertete Abschlussarbeit werden je 15 Leistungs-
punkte vergeben. Der Gesamtstu-diengang um-
fasst also 120 Leistungspunkte.

§8
Lehr- und Studienformen

Die 450 Arbeitsstunden pro Modul teilen sich wie
folgt auf: 240 Stunden werden durch das Bearbei-
ten von Kursen {im Umfang von 8 SWS} abge-
deckt, 120 Stunden sind fir die Vorbereitung und
Durchfiihrung der studienbegleitenden Priifung
vorgesehen, 90 Stunden stehen zur freien Lektire
zuU den Inhalten des Moduls oder flir ein Prasenz-
oder Online-Seminar zu diesem Modul zur Verfi-

gung.

2

§9

Prisenz- und Online-Seminare

Zu den einzeinen Modulen werden im wechsein-
den Angebot Présenz- und/oder Online-Seminare
durchgefihrt. Die Teilnahme an mindestens einem
Seminar ist verpflichtend.

§10
Studienbegleitende Priifungen

(1) Wahrend des Studiums sind zu 6 Modulen
studienbegieitende Prifungen abzulegen, um zur
M.A.-Abschlussarbeit zugelassen zu werden. (Eine
7. studienbegleitende Prifung wird nach der Be-
wertung der M.A.-Arbeit abgelegt.)

{2} Zu den Priifungen wird auf Antrag beim Pr{-
fungsamt des Fachbereichs Kultur- und Sozialwis-
senschaften zugelassen, wer im Studiengang ein-
geschrieben ist und die ordnungsgemifie Bele-
gung der Kurse des jeweiligen Moduls (oder eine
entsprechende Anerkennung) nachweist.

(3) Zu den Modulen sind folgende Priifungslei-
stungen festgelegt: In Modul 1.1 muss eine Klau-
sur geschrieben werden, in allen anderen Modulen
kann zwischen einer Hausarbeit oder einer mind-
lichen Prdfung gewahlt werden. Bei den Wahimdg-
lichkeiten ist darauf zu achten, dass mindestens 2
mundliche Prifungen abgelegt werden sowie min-
destens 2 Hausarbeiten geschrieben werden.

§M1
Klausuren

Zum Ende eines jeden Semesters werden ein
Klausurtermin sowie ein Ersatztermin angeboten.
Die Klausurdauer betragt vier Zeitstunden.

§12
Hausarbeiten

(1) Die Bearbeitungszeit flir Hausarbeiten betragt
im Vollzeitstudium funf Wochen, im Teilzeitstudium
zehn Wochen. Der Umfang soll bei ca. 20 Seiten
liegen. Hausarbeiten koénnen als Einzel- oder
Gruppenarbeiten geschrieben werden. Bei Grup-
penarbeiten vervielfacht sich der Seitenumfang
entsprechend und die Kapitel missen eindeutig
einzelnen Personen zuzuordnen sein.

(2) Der Hausarbeit ist eine Versicherung bzw sind
Versicherungen beizufligen, dass die Arbeit selb-
standig verfasst wurde und keine anderen als die
angegebenen Quellen benutzt worden sind.

§13
Miindliche Priifungen

(1) Miindliche Priifungen kdnnen als Einzel- oder
Gruppenprifung abgelegt werden. Eine Einzel-
prufung dauert 30 bis 45 Minuten, Gruppenpriifun-
gen verléngern sich entsprechend.

(2) Studierende, die ihren Wohnsitz in Ubersee
haben, kénnen gemanl § 11 (6} der Prifungsord-
nung eine der zwel geforderten mulndlichen Prii-
fungen durch eine Klausur ersetzen.
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§14
M.A.-Abschlussarbeit und deren
mindliche Verteidigung

(1) Um zur M.A.-Abschlussarbeit zugelassen zu
werden, muss ein Antrag auf Zulassung an das
Priifungsamt des Fachbereichs Kultur- und Sozi-
alwissenschaften gestellt werden, in dem die er-
folgreiche Bearbeitung von 6 Modulen sowie die
Teilnahme an mindestens einem Prasenz- bzw.
Online-Seminar nachgewiesen werden muss. Im
Antrag ist anzugeben, zu welchem Modu! die Ar-
beit geschrieben werden soll. Die M.A.-Arbeit kann
in allen angebotenen Modulen geschrieben wer-
den und muss sich schwerpunktmagig auf die Go-
vernance-Thematik beziehen.

(2) Die M.A.-Abschlussarbeit hat einen Umfang
von 50 bis 80 DIN A 4 Seiten bei ca. 2.500 Zei-
chen pro Seite. Die Bearbeitungszeit betragt im
Vollzeitstudium drei Monate, im Teilzeitstudium
sechs Monate.

(3) Eine 7. studienbegleitende Prifung wird nach
der Bewertung der M.A.-Arbeit abgelegt. Sie ist
immer eine mundliche Prufung, deren Gegenstand
die Inhaite des siebten Moduls sowie die Verteidi-
gung der M.A.-Arbeit ist.

§15
Benotung der studienbegleitenden Priifungen
und der M.A.-Abschlussarbeit

Die Benotung ergibt sich aus § 16 der Prifungs-
ordnung. Eine Prifung ist nur bestanden, wenn sie
mit mindestens ,ausreichend” (bis 4,0) bewertet
ist. Die Gesamtnote wird aus dem arithmetischen
Mittel der 7 Noten aus den studienbegleitenden
Prifungen sowie aus der doppelt gewichteten Note
der M.A -Arbeit gebildet.

§16
In-Kraft-Treten und Verotffentlichung

(1) Diese Studienordnung tritt mit Wirkung vom
01. Oktober 2003 in Kraft. Sie findet auf alle Stu-
dierenden Anwendung, die im Wintersemester
2003/04 oder spéater ihr Studium im Master of Arts-
Studiengang ,Politische Steuerung und Koordina-
tion (Governance)* aufnehmen. Die Studienord-
nung wird in den Amtlichen Mitteilungen der Fern-
Universitét in Hagen verdffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Be-
schlusses des Fachbereichsrates des Fachbe-
reichs Kultur- und Sozialwissenschaften der Fern-
Universitat in Hagen vom 19.02.2003.

Hagen, den 17.03.2003
Der Dekan

des Fachbereichs
Kultur- und Sozialygasenschaften

3
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Studienordnung
fir den Studiengang
»Philosophie - Philosophie im europiiischen
Kontext"
mit dem Abschluss ,Master of Arts (M.A.)*
an der
FernUniversitét in Hagen
Vom 17. Mérz 2003

Gemah § 2 Abs. 4 und § 86 Abs. 1 des Gesetzes (iber
die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen
(Hochschulgesetz — HG) vom 14. Méarz 2000 (GV.
NRW S. 180), zuletzt geaéndert durch Gesetz vom 28.
Januar 2003 (GV. NRW 8. 36) hat die FernUniversitat
in Hagen folgende Studienordnung ais Satzung er-
lassen,

Inhaitsverzeichnis:

Studienziele

Sprachkenntnisse

Studiendauer und Studienumfang

Gliederung des Studiums

Struktur des Studiums: Pflicht- und Wahlan-
teile

Studieninhatte und Aufbau des Studiums
Prifungen

Anrechnung bereits erbrachter Studien- und
Prifungsleistungen

Studienberatung

Studienplan

In-Kraft-Treten und Verdffentlichung
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§1

Studienziele

(1) Durch das Siudium der Philosophie solien die
Studierenden grundiegende Begriffe, Problems,
Methoden, Theorien und Traditionen der Philosophie
kennenlernen und die Fahigkeit zur selbstindigen
Darsteliung und Analyse philosophischer Argumente
und Probleme erwerben. Darliber hinaus sollen sie
iernen, philosophische Einsichten in Fragestellungen
und Problemzusammenh&nge individueller und
geselischaftlicher Praxis einzubringen.

(2) Durch die Schwerpunktsetzung auf nationale Kon-
texte sollen die Studierenden auf Ahnlichkeiten und
Unterschiede der verschiedenen europaischen philo-
sophischen Traditionen aufmerksam gemacht werden.

§2

Sprachkenntnisse

Erwartet werden ausreichende Fremdsprachenkennt-
nisse in zwei modemen Fremdsprachen. Je nach
Schwerpunktsetzung der Masterarbeit sind Kennt-
nisse des Lateinischen und des Griechischen unum-
ganglich.

§3
Studiendauer und Studienumfang

Das Studium der Philosophie im Master-Studiengang
Philosophie — Philosophie im eurgpéischen Kantext”
ist im Vollzeitstudium auf 4 Semester (= 2 Studien-
jahre) angelegt. Bei Teilzeitstudium verléingert sich die
Zeit entsprechend. Der Umfang des Studiums betragt
3600 Stunden studentischer Arbeitszeit.

§4
Gliederung des Studiums

(1) Das Studium der Philosophie im Master-Stu-
diengang glledert sich in einen ersten Abschnitt
Grundlagen, welcher 1.800 Arbeitsstunden und in
einen zweiten Abschnitt Philosophie im europaischen
Kontext, welcher ebenfalls 1800 Stunden stu-
dentischer Arbeitszeit umfasst. Im ersten Studien-
abschnitt umfasst das Studienangehot insgesamt 4
Module, deren Bearbeitung im ersten Studienjahr
abgeschlossen sein soll.

(2} Das Studienangebot umfasst im zweiten Studien-
abschnitt 4 Module, aus denen der/die Studierende 3
zur Bearbeitung auswahlt, die Bearbeitung der
Module im zwelten Studienabschnitt soll nach 9 Mo-
naten abgeschigssen sein. Im Teilzeitstudium gelten
entsprechend verlangerte Zeiten. Module des zweiten
Studienabschnitts kénnen erst nach der erfolgreichen
Bearbeitung der Module des ersten Studienabschnitts
abgeschlossen werden.

§6
Struktur des Studiums; Pflicht- und Wahlanteile

Die Module im ersten Studienabschnitt sind in einen
Pflicht- und einen Wahlanteil eingeteilt,

Im zweiten Studienabschnitt solten aus dem Stu-
dienangebot von insgesamt 4 Modulen 3 Module zur
Bearbeitung ausgewahlt werden.

§6
Studieninhalte und Aufbau des Studiums

(1) Das Studienangebot im Master of Aris Stu-
diengang ,Philosophie — Philosophie im européischen
Kontext* erstreckt sich im ersten Studienabschnitt auf
die folgenden Lehr- bzw. Lernbereiche:

l. Grundlagen der Theoretischen
Philosophie

. Grundiagen der Praktischen
Philosophie

il  Prinzipienfragen

IV. Asthetik und Hermeneutik

und im zweiten Studienabschnitt auf die Lehr- und
Lernbereiche:

I Historische Grundlagen des
europdischen Denkens
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I Franzisische Philosophie der
Gegenwart

Il.  Philosophie im angelséchsi-
schen Raum

V. Politik und Recht in Europa

(2) Das Angebot der Lehr- bzw. Lembereich erfolgt
in modularisierter Form. Von den vier Bereichen des
Zzweiten Studienabschnitts soilen die Studierenden
drei Bereiche bearbeiten. Das Modul 2 oder das Mo-
dul 3 kann durch einen virtuellen Auslandsaufenthalt,
d.h. durch die Bearbeitung von Kursen anderer euro-
paischer Fernuniversitéten ersetzt werden.

§7
Priifungen

(1) Das Studium im Studiengang Master of Aris
+Philosophie -~ Philosophie im europaischen Kontext"
wird kumulativ durch den erfolgreichen Abschluss der
einzelnen Module (vgl. § 6) und durch die erfolgreiche
Anfertigung der Masterarbeit abgeschlossen.

(2) Jedes der 7 Module, die der/die Studierende zu
bearbeiten hat {(vgl. § 6), wird durch eine Prilfung ab-
geschlossen. Die Prifung erfolgt im Falle der vier im
ersten Studienjahr bearbeiteten Module wahlweise in
miindlicher Form oder durch eine Klausur oder durch
eine Hausarbeit. Im zweiten Studienjahr werden die
ersten beiden bearbeiteten Module wahlweise durch
eine Klausur oder durch eine Hausarbeit
abgeschlossen. Der Abschluss des dritten Moduls er-
foigt durch eine Priifung in miindlicher Form. Diese
miindliche Priifung hat die Inhalte des Moduls und die
der Masterarbeit zum Gegenstand.

Die Anfertigung einer Hausarbeit erfolgt grunds#tzlich
im Zusammenhang mit dem Besuch eines Pra-
senzseminars. Der Besuch eines Prasenzseminars
kann durch die Teilnahme an einem virtuellen Semi-
nar ersetzt werden. Die Waht einer Priifung durch
Hausarbeit setzt das Angebot eines entsprechenden
Seminars voraus.

Sowohl im ersten als auch im zweiten Stu-
dienabschnitt ist jede der drei Prifungsformen zu-
mindest einmal zu wéhlen. Die Zuordnung des Ab-
schlusses eines virtuellen Auslandsaufenthalts zu
einer Priffungsform erfolgt im entsprechenden Aner-
kennungsbescheid.

Fur eine Prifung bzw. fir die Prifungsvorbereitung
wird eine Arbeitsbelastung im Umfang von 120 Ar-
beitsstunden veranschiagt.

{3) Eine mindliche Prdfung hat eine Dauer von
mind. 30 und max. 45 Minuten, die Klausur eine
Dauer von 4 Stunden; eine Hausarbeit solite einen
Umfang von etwa 15 DIN A4-Seiten & ca. 2.500
Zeichen pro Seite haben. Die Bearbeitungszeit fiir
eine Hausarbeit betrdgt im Vollzeitstudium flinf
Wochen, im Teilzeitstudium verdoppelt sie sich. Der
Arbeit ist eine Versicherung beizufligen, dass sie
selbsténdig verfasst wurde und keine anderen als die
angegebenen Quellen benutzt warden sind.

(4) Es wird empfchlen, sich rechizeitig (spétestens 6
Wachen vor der Prifung) mit dem gewéahlten Prifer
zwecks Klédrung von Einzelheiten und Schwerpunkten
in Verbindung zu setzen.

(5) Fur die Anfertigung der Masterarbeit stehen drei
Monate zur Verfdgung (im Teilzeitstudium sechs
Monate). Die Masterarbeit hat in der Regel einen
Umfang von 50-80 DIN Ad4-Seiten bei ca. 2.500
Zeichen pro Seite. Fir die Klarung der Themen-
stellung der Masterarbeit werden die Studierenden
gebeten, sich rechtzeitig mit einer der Professorin-
nen/einem der Professoren der Lehrgebiete Philosc-
phie in Verbindung zu setzen. Das Thema der Master-
arbeit kann vor Abschluss der 3 Studienmodule im
Zweiten Studienabschnitt ausgegeben werden. Der
Masterarbeit ist eine Versicherung beizufligen, dass
sie selbstandig verfasst wurde und keine anderen als
die angegebenen Quellen benutzt worden sind.

§8
Anrechnung bereits erbrachter Studien- und
Prifungsleistungen

Die Anrechnung bereits erbrachter Studien- und Prd-
fungsleistungen regelt § 4 der Priifungsordnung.

§9

Studienberatung

Die allgemeine Studienberatung erfolgt durch das
Studierendensekretariat der FernUniversitat in Hagen.
Sie erstreckt sich auf die Fragen der Studien-
mdglichkeiten und der Einschreibemodalitdten. Die
studienbegleitende fachliche Beratung im Studien-
gang Master of Arts ,Philosophie — Philosophie im
europdischen Kontext* erfolgt durch die Mitglieder der
Lehrgebiete Philosophie. Die studienbegleitende
fachliche Beratung unterstitzt die Studierenden
insbesondere in Fragen der Studiengestaltung, der
Wahl zwischen den verschiedenen Studienangeboten
sowie in Fragen des virtuellen Auslandsaufenthalts
{Auswahl, Anerkennung usw.).

§10
Studienpian

Der Studienplan ergibt sich aus den Bestimmungen
zum Aufbau des Studiums in § 6 dieser Studien-
ordnung. Die jeweils gliltigen ,Anleftungen zur Bele-
gung* bezeichnen die zu studierenden Kurse und
geben deren Zuordnung zu den Pflicht- und Wahl-
bereichen an.

§11
In-Kraft-Treten und Verdffentlichung

Diese Studienordnung tritt mit Wirkung vom
01.10.2003 in Kraft. Sie findet auf alle Studierenden
Anwendung, die im Wintersemester 2003/2004 oder
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spéter ihr Studium des Master-Studiengangs ,Philo-
sophie ~ Philosophie im europdischen Kontext“ auf-
nehmen. Die Studienordnung wird in den Amtlichen
Mitteilungen der FernUniversitdt in Hagen verdf-
fentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Be-
schlusses des Fachbereichsrates des Fachbereichs
Kultur- und Sozialwissenschaften der FernUniversitét
in Hagen vom 19.02.2003.

Hagen, den 17. Marz 2003
Der Dekan

des Fachbereichs
Kuitur- und Sozialwissenschaften

Professor. Dr, btigers
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Studienordnung
fiir den Studiengang
-Politik und Organisation
(Politics and Organization)*
mit dem Abschluss ,,Bachelor of Arts (B.A.)*

an der
FernUniversitit in Hagen
Vom 17. Mé&rz 2003

Gemal § 2 Abs. 4 und § 86 Abs. 1 des Gesetzes
uber die Hochschulen des Landes Nordrhein-
Woestfalen (Hochschulgesetz — HG) vom 14. Mérz
2000 (GV. NRW 8. 190), zuletzt gedndert durch
Gesetz vom 28. Januar 2003 (GV. NRW S. 36)
hat die FemUniversitdt in Hagen folgende Stu-
dienordnung als Satzung erlassen.

Inhaltsverzeichnis

Rechtsgrundiage

Gegenstand

Ausbhildungs- und Studienziele

Studienvoraussetzungen

Studienumfang

Aufbau des Studiums

Studienstruktur

Leistungspunkte

Lehr- und Studienformen

Prasenz- und Online-Seminare

Studienbeglseitende Prilfungen

§12 Kiausuren

§13  Hausarbeiten

§14  Muindliche Priifungen

§15 B.A.-Abschlussarbeit

§16 Benotungen der studiengegleitenden Pru-
fungen und der B.A -Abschlussarbeit

§17  In-Kraft-Treten und Verbffentlichung

§1
Rechtsgrundlage
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Rechtsgrundlage fiir diesen Studiengang ist die
~Prifungsordnung fiir die Studienginge Kultur-
wissenschaften, Politik und Organisation, Social
Change Management, Bildung und Kommu-
nikation mit dem Abschluss Bachelor of Arts
(B.AY* der FemUniversitat in Hagen in der je-
wells gliitigen Fassung.

§2

Gegenstand

(1) Gegenstand des Studiengangs sind kollekti-
ve Entscheidungsprozesse in der modernen Or-
ganisationsgeselischaft. Ausgehend davon, dass
in modernen Gesellschaften die meisten Lebens-
bereiche durch Organisationen gepragt sind, ver-
mittelt dieser Studiengang praxisrelevantes Wis-
sen zur Funktionsweise von Organisationen und
Interorganisationsbeziehungen in Staat, Verwal-
tung und Gesellschaft.

(2) Durch die Vermittlung politikwissenschaftli-
cher, soziologischer, psychgologischer, historscher,

philosophischer, wirtschaftswissenschaftlicher und
juristischer Erkenntnisse werden die Studie-
renden in wissenschaftiiche Analyseansitze und
praktische Verfahren zur Erarbeitung und Umset-
zung von Problemldsungen in binnenorganisatori-
schen und interorganisatorischen Aufgaben-
feldern eingefihrt.

§3
Ausbildungs- und Studienziele

Ziel des Studienganges ist die Befahigung

e zur Analyse politischer und organisatorischer
Probleme und Handlungszusammenhénge,

¢ zur Kommunikationsféhigkeit sowie

» zur Entwicklung, Bewertung und Umsetzung
von Problemldsungen und Handlungsalternati-
ven innerhaib von Organisationen und im inter-
organisatorischen Bereich.

Damit wird eine wissenschaftliche Vorbereitung
auf Tatigkeiten in verschiedenen Bereichen der
Gesellschaft (Regierungen, Parlamente, Verwal-
tungen, Organisationen gesellschaftlicher und po-
litischer Interessenvertretung, Medien, Politische
Bildung) angeboten.

§4

Studienvoraussetzungen

Notwendig fiir ein erfolgreiches Studium sind gute
Englisch-Lesekompetenz sowie der Zugang zu
einem internetfahigen PC. Insbesondere bei Stu-
dierenden, die nicht an Prasenzseminaren teil-
nehmen kdnnen, muss gewihrleistet sein, dass
sie an Online-Seminaren teilnehmen kdnnen.
Ferner erfoigt die Betreuung in wesentlichem Ma-
fbe Uber virtuelle Lernumgebungen.

§5
Studienumfang

Die Studiendauer betrégt 6 Semester im Vollzeit-
studium, entsprechend 12 Semester im Teil-
zeitstudium. Der Studienumfang betrdgt 5.400
Arbeitsstunden, also 800 Arbeitsstunden pro Se-
mester Im Vollzeitstudium bzw. 450 Arbeitsstun-
den pro Semester im Teilzeitstudium.

§6

Aufbau des Studiums

Das Studium gliedert sich in drei Phasen: 1. Ori-
entierungsphase (1. und 2. Semester im Voll-
zeitstudium), 2. Basisphase (3. und 4. Semester
im Vollzeitstudium) und 3. Vertlefungsphase (5.
und 6. Semester im Vollzeitstudium). Der erfolg-
reiche Abschluss der ersten Phase ist Vorausset-
zung, um studienbegleitende Prifungen der fol-
genden Phasen abzulegen. Der erfolgreiche Ab-
schluss aller drei Phasen ist Voraussetzung fir
die Zulassung zur B.A.-Abschlussarbeit.
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§7
Studienstruktur

(1) Der Studiengang wird in modularisierter Form
angeboten. Jedes Modul umfasst 450 Arbeitsstun-
den, d.h. dass im Vollzeitsiudium pro Semester
zwei Module erfolgreich bearbeitet werden sollten,
im Teilzeitstudium pro Semester ein Modul. Wei-
tere 450 Arbeitsstunden entfallen auf die Anfer-
tigung der BA-Abschlussarbait.

(2) Insgesamt miussen 11 Module erfofgreich be-
arbeitet werden. Folgende Module werden ange-
boten:

Orientierunggphase

Alle 4 Module sind verpflichtend:

1.1 SchlUsselqualifikationen

1.2 Grundstrukturen der Politik

1.3 Geselischaftliche Bedingungen von Palitik
und Organisation

1.4 Geschichte von Herrschaft, Staat und Poalitik.

Basisphase
Die Module 2.1 und 2.2 sind verpflichtend, zwei

der weiteren angebotenen Module miissen bear-

beitet werden:

2.1 Methoden und Analyseverfahren

2.2 Demokratie und Regieren im Vergleich

2.3 Rechtliche Grundlagen

2.4 Okonomische Grundlagen

2.5 Organisationspsychologische Grundlagen

2.8 Philosophische Reflexion von Staat und Poli-
tik.

Vertiefungsphase

Drei der angebotenen Module m{ssen bearbeitet

werden:

3.1 Koordinieren und Entscheiden in Crganisatio-
nen und Politikfeldern

3.2 Regierung und Verwaltung im Bundesstaat

3.3 Konflikt und Kooperation in den internationa-
len Beziehungen

3.4 Politik in privaten Organisationen und gesell-
schaftlichen Interorganisationsbeziehungen.

(3) Die Jeweils gultigen ,Anleitungen zur Bele-
gung” bezeichnen die zu studierenden Kurse und
deren Zuordnung zu den Pflicht- und Wahlberei-
chen,

§8

Leistungspunkte

Fiir jedes erfolgreich abgelegte Modul (das heildt
Nachweis der Kursbelegung und bestandene dem
Modul zugeordnete studienbegleitende Prufung)
sowie far die mit mindestens 4,0 (ausreichend)
bewertete Abschlussarbeit werden je 15 Leis-
tungspunkie vergeben. Der Gesamtstudiengang
umfasst also 180 Leistungspunkte.

§9

Lehr- und Studienformen

Die 450 Arbeitsstunden pro Modul teilen sich wie
folgt auf: 240 Stunden werden durch das Bear-
beiten von Kursen (im Umfang von 8 SWS) abge-
deckt, 120 Stunden sind fir die Vorbereitung und
Durchftthrung der studienbegleitenden Prifung
vorgesehen, 90 Stunden stehen zur freien Lektire
zu den Inhalten des Moduls oder fUr ein Présenz-
oder Oniine-Seminar zu diesem Modul zur Verf(i-

gung.

§10
Prisenz- und Online-Seminare

Zu den einzelnen Modulen werden im wechseln-
den Angebot Prisenz- und/oder Online-Seminare
durchgefiihrt. Die Teilnahme an mindestens zwei
Seminaren ist verpflichtend, davon eins wahrend
der Orientierungsphase und eins in einer der bei-
den spéteren Phasen.

§11
Studienbegleitende Priiffungen

(1) Wahrend des Studiums sind insgesamt zu elf
Modulen studienbegleitende Prifungen abzule-
gen. Zu den Prifungen wird auf Antrag beim
Prifungsamt des Fachbereichs Kultur- und Sozi-
alwissenschaften zugelassen, wer im Studien-
gang eingeschrieben ist und die ordnungsgeméae
Belegung der Kurse des jeweiligen Moduls nach-
weist. Bei Modulen der 2. oder 3. Phase muss
aullerdem der erfolgreiche Abschluss der 1. Pha-
se nachgewiesen werden.

{2) Zu den Modulen sind folgende Prifungslei-
stungen festgelegt:

Modul 1.1 Hausarbeit

Modul 1.2 Klausur

Modul 1.3 Klausur

Modul 1.4 Hausarbeit

Medul 2.1 Klausur oder Hausarbeit

Modul 2.2 Hausarbeit

Modul 2.3 Klausur

Modul 24 Klausur

Modul 2.5 Hausarbeit oder milndliche Priifung
Modul 2.6 Hausarbeit oder mUndliche Priifung
Modul 3.1 Hausarbeit oder mindliche Priifung
Modul 3.2 Hausarbeit oder mindliche Prifung
Modul 3.3 Hausarbeit oder milndliche Priifung
Modul 3.4 Hausarbeit oder miindliche Prifung

{3) Bei den Wahiméoglichkeiten muss jede Prii-
fungsform (Klausur, Hausarbeit, mlndliche Pri-
fung) wéhrend des Studiums mindestens zweimal
abgedeckt werden.

§12
Klausuren

Zum Ende eines jeden Semesters werden ein
Klausurtermin sowie ein Ersatztermin angeboten,
Die Klausurdauer betrégt vier Zeitstunden.
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§13
Hausarbeiten

Die Bearbeitungszeit fiir Hausarbeiten betrédgt im
Vollzeitstudium drei Wochen, im Teilzeitstudium
sechs Wochen. Der Umfang soll bei ca. 15 Seiten
liegen. Hausarbeiten k&nnen als Einzel- oder
Gruppenarbeiten geschrieben werden. Bei Grup-
penarbeiten vervielfacht sich der Seitenumfang
entsprechend und die Kapitel mUssen eindeutig
einzelnen Personen zuzuordnen sein. Der Haus-
arbeit ist eine Versicherung beizufigen, dass die
Arbeit selbstédndig verfasst wurde und keine ande-
ren als die angegebenen Quellen benutzt worden
sind.

§14
Mindliche Priifungen

(1) Mindliche Prifungen kénnen als Einzel- oder
Gruppenpriifung abgelegt werden. Eine Einzelpri-
fung dauert 30 bis 45 Minuten, Gruppen-
prifungen verldngern sich entsprechend.

(2) Studierende, die ihren Wohnsitz in Ubersee
haben, kdnnen gemaRk § 11 (6) der Prifungsord-
nung eine der zwei geforderten mdndlichen Pri-
fungen durch eire Klausur ersetzen.

§15
B.A.-Abschlussarbeit

(1) Um zur B.A.-Abschlussarbeit zugelassen zu
werden, muss ein Antrag auf Zulassung an das
Prifungsamt des Fachbereichs Kultur- und Sozi-
alwissenschaften gestellt werden, in dem die er-
folgreiche Bearbeitung der elf Module sowie die
Teilnahme an mindestens zwei Prasenz- bzw. On-
line-Seminaren nachgewiesen werden muss. Im
Antrag ist anzugeben, zu welchem Modul die Ar-
beit geschrieben werden soll. Die B.A.-Arbeit kann
nur zu einem erfolgreich bearbeiteten Modul in
der Vertiefungsphase geschrieben werden.

(2) Die B.A.-Abschlussarbeit hat einen Umfang
von 40 bis 50 DIN A 4 Seiten bei ca. 2.500 Zei-
chen pro Seite. Die Bearbeitungszeit betragt im
Vollzeitstudium drei Monate, im Teilzeitstudium
sechs Monate. Der Arbeit ist eine Versicherung
darUber beizufligen, dass sie selbsténdig verfasst
wurde und keine anderen als die angegebenen
Quellen benutzt worden sind.

§16
Benotung der studienbegleitenden
Priafungen und der B.A.-Abschlussarbeit

Die Benotung ergibt sich aus § 16 der Priifungs-
ordnung. Eine Prifung ist nur bestanden, wenn
sie mit mindestens ,ausreichend” (bis 4,0) be-
wertet ist. Die Gesamtnote wird aus dem arithme-
tischen Mittel der 11 Noten aus den studienbe-
gleitenden Prifungen sowie aus der doppelt ge-
wichteten Note der B.A.-Arbeit gebildet.

§17
In-Kraft-Treten und Verdffentlichung

Diese Studienordnung tritt mit Wirkung vom 01.
Oktober 2003 in Kraft. Sie findet auf alle Studie-
renden Anwendung, die im Wintersemester
2003/04 oder spater ihr Studium im Bachelor of
Arts-Studiengang .Politik und Organisation® auf-
nehmen. Die Studienordnung wird in den Amitli-
chen Mitteilungen der FernUniversitat in Hagen
verdffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Be-
schlusses des Fachbereichsrates des Fachbe-
reichs Kultur- und Sozialwissenschaften der Fern-
Universitst in Hagen vom 19.02.2003.

Hagen, den 17. Mérz 2003

Der Dekan
des Fachbereichs
Kultur- und Sozialwissenschaften
der FernUnivegsitat in Hagen
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Studienordnung
flir den Studiengang

»Kulturwissenschaften"

{Cultural Studies)

mit den Abschluss ,,Bachelor of Arts (B.A.)"
an der

FernUniversitit in Hagen

Vom 17. Mérz 2003

Gemaf § 2 Abs. 4 und § 86 Abs. 1 des
Gesetzes (iber die Hochschulen des Landes
Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz — HG),
2uletzt geéndert durch Gesetz vom 28. Januar
2003 (GV. NRW S. 36) hat die FernUniversitat
in Hagen folgende Studienordnung als
Satzung erlassen,

Inhaltsverzeichnis

Rechtsgrundlage

Studienziele

Zugangsvoraussetzungen
Studiendauer und Studienumfang
Curriculare Struktur und Studieninhalte
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§1
Rechtsgrundlage

Rechtsgrundlage fiir diesen Studiengang ist
die ,Priifungsordnung filr die Studiengénge
Kulturwissenschaften, Politik und Organisation,
Social Change Management, Bildung und
Kommunikaticn mit dem Abschluss Bachelor of
Arts (B.A.Y" an der FernUniversitat in Hagen in
der jeweils gilltigen Fassung.

§2
Studienziele

(1) Der Studiengang .Kulturwissenschaften"
verbindet geisteswissenschaftliche und sozial-
wissenschaftliche Disziplinen. Er versucht,
durch die Vermittlung von hermeneutischen
Fragestellungen und  Perspektiven  mit
empirischen Ansdtzen und Methoden den
tiefgreifenden Verénderungen in Lebenswelt

und Wissenschaft Rechnung zu tragen, die seit
dem Ausgang des 20. Jahrhunderts zu
beobachten sind. Die Erosion der sozialen
Klassen und politischen Lager und die Indivi-
dualisierung der Lebensverhéitnisse geht ein-
her mit der Aufweichung der traditionellen dis-
zZiplindren Abgrenzungen und der Neufor-
mierung der Kultur des Wissens.

(2) Vor diesem Hintergrund zielt der Studien-
gang darauf ab, auf die Herausforderungen im
breiten Praxisfeld der Kulturarbeit vorzube-
reiten. Alle Berufe und Tétigkeiten in diesem
Bereich verlangen ein hohes MalR an fach-
spezifischen Qualifikationen und fachibergrei-
fenden Kompetenzen, die im Studiengang ver-
mitte!t werden.

§3

Zugangsvoraussetzungen

Notwendig fir ein erfolgreiches Studium ist
eine gute Englisch-Lesekompetenz. Weiterhin
wird es fiir erforderlich gehalten, vor der Ein-
schreibung in den Monaten Juni fir das Win-
tersemester und Dezember fir das Sommer-
semester an einer qualifizieten Studienbe-
ratung teilzunehmen. Fiir die Anmeldung zur
Studienberatung ist ein Lebenslauf beizufilgen
und schrifflich die Entscheidung fiir die Aus-
wahl des B.A.-Studiengangs ,Kulturwissen-
schaften” zu begriinden.

§4

Studiendauer und Studienumfang

(1) Der Studiengang ,Kulturwissenschaften"
dauert 6 Semester. Der Studiengang umfasst
insgesamt 5400 Stunden studentischer
Arbeitszeit, mit einer Belegungspflicht von 88
SWS (aus einem Studienangebot im Umfang
von 128 SWS)

(2) Jedes Modul umfasst 450 studentische
Arbeitsstunden. Hierbei entfallen auf die
Bearbeilung der Studienbriefe 240 Arbeits-
stunden, auf Pradsenzseminare, Lektiire der
Prim&r- und Sekundérliteratur, Priifungsvor-
bereitung etc. 210 Arbeitsstunden.

(3) Die erfolgreiche Bearbeitung eines jeden
Moduls wird mit 15 Leistungspunkten gemé&nR
ECTS bewertet, der erfolgreiche Abschluss der
B.A.-Arbeit ebenfalls mit 15 Leistungspunkten,
der Studiengang insgesamt dementsprechend
mit 180 Leistungspunkten.

§5
Curriculare Struktur und Studieninhalte

{1) Der Studiengang ist in drei Phasen unter-
teilt: | Orientierung (Module 1-2), Il. Grund-
legung (Module 3-10) und Ill. Verzweigung
(Module 11-12). Die drei Phasen sind nach-
einander zu studieren. Innerhalb der Phasen i
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und Il kénnen die Module in beliebiger
Reihenfoige absolviert werden. In Phase Il sind
aus 8 Modulen 7 zu wahlen (wobei Modul 3
nicht abgewdhit werden darf). In Phase Il ist
eine von drei Verzweigungen zu wahlen.

{2) Im Einzelnen gliedert sich der Studiengang
wie folgt:

Phase I: Orientierung

Modul 1: Kulturwissenschaftiiche
Einfilhrung

Modul 2: Methoden.

Phase ll: Grundlegung

Modul 3: Kulturelle Praxis

Modul 4: Geschichte der Schriftkultur

Modul 5: Kulturanthropologie/Histori-
Anthropologie

Modul 6: Klassiker der Kultursoziolo-
gie

Modul 7: Kultursoziologische Analy-
sen

Modul 8: Kulturelle Konstruktion der
Wirklichkeit

Modul @  Sozialphilosophische Be-
dingungen der Kultur
gungen der Kultur

Modul 10; Kulturelle Fremderfahrung.

Phase llI: Verzweigung

Zweig A: Kultur und Geschichte

Modul 11 A: Erfahrungsgeschichte
und Erinnerungskultur

Modul 12 A: Kulturelle R&ume und
Grenzen

Zweig B: Kultur und Geselischaft

Modul 11 B: Kultursoziologie

Modul 12 B: Urbanitat und sozialer
Wandel

Zweig C:  Kultur und Wissen

Modul 11 C: Kultur und Epistemologie

Modul 12 C: Sprachkultur und literari-
sches Leben.

§6
Studienbegleitende Prifungen

(1) Jedes der 11 studierten Module wird durch
eine Prifung abgeschlossen. Es gibt drei
Prafungsformen: mindliche Prifung, Klausur
und Hausarbeit. Die Hausarbeit kann auch
durch eine Arbeit erfolgen, die durch ein
Referat oder eine Moderation auf einem
Prasenzseminar vorbereitet worden ist. Im
Einzelnen sind die Priifungsformen wie folgt
auf die drei Phasen und Module des
Studiengangs verteilt:

Phase I: Die Module 1 und 2 werden
jeweils durch eine Klausur abgeschlossen.

Phase 11: Das Modul 3 wird durch eine
Hausarbeit {= Praxisbericht} abgeschlossen;
die Module 4 bis 10 sind so abzuschliefen,
dass jeweils mindestens eine miindliche
Prifung, eine Klausur und eine (weitere)
Hausarbeit erbracht werden.

Phase Ill: Die Module 11 und 12 wer-
den durch eine Hausarbeit und eine mdndliche
Prifung abgeschlossen.

(2) Im gesamten Studium mUlssen somit
mindestens zwei mindliche Prifungen, drei
Klausuren und drei Hausarbeiten erbracht
werden. Die dUbrigen drei Priifungen sind der
Form nach wéahlbar.

§7
Miindliche Pritfungen

(1) Eine mindliche Priifung dauert 30 bis 45
Minuten. Das Priifungsthema ist vorab mit
dem/der Priifer/in schriftlich zu vereinbaren

{2) Studierende, die ihren Wohnsitz in Uber-
see haben, kdnnen eine der zwei geforderten
miindlichen Prifungen durch eine Klausur
ersetzen.

§8

Kiausuren

Zum Ende eines jeden Semesters werden ein
Klausurtermin und ein Ersatztermin angeboten.
Eine Klausur dauert vier Zeitstunden.

§9

Hausarbeiten

Eine Hausarbeit hat in der Regel einen
Umfang von 15-20 Seiten DIN A 4 (bei 2.500
Zeichen pro Seite). Das Thema ist mit dem/der
Betreuer/in abzusprechen. Vor der endgilitigen
Abfassung ist dem/der Betreuer/in ein Exposé
von in der Regel 2-3 Seiten (mit geplanter
Gliederung und Literaturverzeichnis)
einzureichen. Die Zeit fiir die Abfassung von
Hausarbeiten betrdgt im Vollzeitstudium drei
Wochen, im Teilzeitstudium sechs Wochen.
Neben einer wissenschaftlichen Hausarbeit
klassischen Typs kdnnen auch starker
praxisorientiete Formen der Hausarbeit
vereinbart werden (z.B. Protokoll im Anschluss
an eine Prasentation oder Moderation auf einer
Prasenzveranstaltung, Projektbericht, Rezen-
sion, Essay). Der Arbeit ist eine Versicherung
dariuber beizufiigen, dass sie selbstédndig
verfasst wurde und keine anderen als die an-
gegebenen Quellen benutzt worden sind.
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§10
Lehrformen

(1) Die Lehre erfolgt in Form von Studien-
briefen, Prasenzseminaren, CD-ROMs und
voh Online-Lehre.

(2) Im Laufe des Studiums sind drei Pra-
senzseminare zu besuchen: eines in Phase |
(zur Einfiihrung in den Studiengang) und zwei
in den beiden folgenden Phasen. Die Pra-
senzveranstaltungen dienen neben der Erér-
terung und Sicherung der wissenschaftlichen
Inhalte vor allem der Eindbung von Qua-
lifikationen und Umgangsformen, die fiir Wis-
senschaft als offentliche Praxis unumganglich
sind (Présentation, Moderation, Protockollieren
etc.)

(3) Die am Studiengang beteiligten Dozenten/
innen legen jeweiis fdr einige Jahre einen Plan
fest, nach dem Prasenzseminare in mdglichst
vielen Regionen Deutschlands angeboten
werden.

§11
Betrauung

Wahrend des Studiums werden die Stu-
dierenden von den am Studiengang beteiligten
Dozenten/innen fachlich betreut. DarUber
hinaus werden sie tutoriell begleitet und gegen
Ende eines Semesters personlich befragt und
beraten.

§12
Praktika

(1) Zu Beginn des Studiums ist ein beruflicher
oder ehrenamtlicher Bereich anzugeben, in
dem die Studierenden praktische Erfahrungen
in der Kulturarbeit im weitesten Sinne gemacht
haben (flr Mdtter z.B. auch Kindergarten o.a.
miglich). Wahrend des Studiums dient das
Modu! 3 der Reflexion dieser praktischen
Erfahrungen. Die Ergebnisse werden in einer

disses Maodul als Prdfungsleistung
abschliefRenden Hausarbeit (Praxisbericht)
vorgestellt.

(2) Dartber hinaus ist die Mdglichkeit vor-
gesehen, an geeigneten Einrichtungen des
Fachbereichs (wie z.B. dem Institut fir Ge-
schichte und Biographie) Praktika zu absol-
vieren.

§13
B.A.-Abschlussarboeit

(1) Die Zulassung zur B.A.-Abschiussarbeit
erfolgt auf schrifflichen Antrag beim Pri-
fungsamt des Fachbereiches Kultur- und So-
zZialwissenschaften, dem ein Nachweis der
erfolgreichen Bearbeitung von 11 Modulen und

der Teiinahme an 3 Prasenzveranstaltungen
beizufligen ist.

(2) Die B.A.-Abschlussarbeit kann nur zu
einem der Module 11 oder 12 geschrieben
werden. Sie hat einen Umfang von in der
Regel 40-50 Seiten DIN A 4 (bei 2.500 Zeichen
pro Seite). Uber das Thema der Arbeit setzt
sich der/die Kandidatin mit dem/der Betreu-
erfin vor der endgiltigen Themenstellung ins
Benehmen und reicht dem/der Betreuer/in ein
Exposé von 3-5 Seiten (mit geplanter Glie-
derung und Literaturverzeichnis) gin. Das end-
gliltige Thema der Arbeit wird durch den/die
Betreuer/in der Arbeit gestellt und dem/der
Kandidaten/Kandidatin durch das Prifungsamt
mitgeteilt. Die anschlieRende Bearbeitungszeit
fur B.A.-Abschlussarbeit betrdgt im Voll-
zeitstudium drei Monate, im Teilzeitstudium
sechs Monate. Der Arbeit ist eine Versicherung
dariiber beizufilgen, dass sie selbstandig
verfasst wurde und keine anderen als die
angegebenen Quellen benutzt worden sind.

§14
Benotung der studienbegleitenden
Priifungen und der B.A.-Abschlussarbeit

Die Benotung ergibt sich aus §§ 16 und 17 der
Prifungsordnung. Eine Prifung ist bestanden,
wenn sie mit mindestens ,ausreichend” (4,0)
bewertet worden ist. Die Gesamtnote wird aus
dem arithmetischen Mittel der 11 Noten der
studienbegleitenden Prifungen und der dop-
peit gewichteten Note der B.A.-Abschlussarbeit
gebildet.

§15
In-Kraft-Treten und Verdffentlichung

Diese Studienordnung tritt mit Wirkung vom
01. Oktober 2003 in Kraft. Sie wird in den Amt-
lichen Mitteilungen der FernUniversitét in Ha-
gen ver&ffentlicht.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des
Beschlusses des Fachbereichsrates des Fach-
bereichs Kultur- und Sozialwissenschaften
vom 19.02.2003.

Hagen, den 17. Mérz 2003
Der Dekan

des Fachbereichs
Kultur- und Sozialwg
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- Aufgrund des § 25 Absatz 4 des Gesetzes liber die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hoch-

schulgesetz - HG) vom 14. Mirz 2000 (GV. NRW, S. 190). zuletzt geidndert durch das Gesetz vom
27. November 2001 (GV. NRW, S. 812), und § 19 Absatz 2 der Grundordnung der FemUniversitit —
Gesamthochschule in Hagen (GrdO — verdffentlicht in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversitit
Nr. 3/2001 ¢25.10.2001)) hat der Fachbereich Elektrotechnik und Informationstechnik der FemUniver-
sitdat — Gesamthochschule in Hagen die folgende Fachbereichsordnung erlassen:

Ordnung des Fachbereichs Elektrotechnik und
Informationstechnik

der

FernUniversitat—Gesamthochschule in Hagen

18. Juli 2002
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§ 2 Wissenschaftliche Einrichtungen
des Fachbereichs

Der Fachbereich kann wissenschaftliche Einrich-
tungen nach § 29 HG i. V. m. § 23 GrdQ einrichten.

§ 3 Betriebseinheiten

Der Fachbereich unterhilt als Betriebseinheit nach
§ 29 HG i. V.m. § 24 GrdO eine feinmechanische
Werkstatt. Die feinmechanische Werkstatt wird von
der Dekanin oder dem Dekan geleitet.

Il Verfahrensregelungen des
Fachbereichs

§ 4 Zusammensetzung des
Fachbereichsrats

(1) Die Zusammensetzung des Fachbereichsrats
regelt § 22 Absatz | GrdO.

(2) Scheidet ein Mitglied des Fachbereichsrats vor
Ablauf seiner Amtszeit aus, so tritt ein Ersatzmit-
glied seiner Gruppe an seine Stelle. Dies gilt ent-
sprechend fiir Fachbereichsratsmitglieder, die zeit-
weilig oder fiir eine oder mehrere Sitzungen ver-
hindert sind, fiir die Dauer ihrer Verhinderung.

(3) Die Wah! der Mitglieder und Ersatzmitglie-
der des Fachbereichsrats regelt die Wahlordnung
fiir die Wahlen zum Senat, zum erweiterten Senat
und zu den Fachbereichsriten der FernUniversitidt
- Gesamthochschule in Hagen vom 15. Oktober
2001 (Amtliche Mitteilungen der FemUniversitit
— Gesamthochschule in Hagen Nr. 3/2001 vom
25.10.2001).

& 5 Vorsitzende oder Vorsitzender

(1) Vorsitzende oder Vorsitzender des Fachbe-
reichsrats ist die Dekanin bzw. der Dekan.

(2) Im Verhinderungsfalle wird die Dekanin oder
der Dekan durch die Prodekanin oder den Prodekan
vertreten. Ist auch die Prodekanin oder der Prode-
kan verhindert, so hat das ilteste Mitglied aus der
Gruppe der Professorinnen und Professoren den
Vorsitz inne.

(3) Die oder der Vorsitzende entscheidet in Zwei-
felsfiillen iiber die Auslegung der Fachbereichsord-
nung.

1)

§ 6 Teilnahme an Sitzungen

(1) Anden Sitzungen des Fachbereichsrats kénnen
auBer den Mitgliedern des Fachbereichsrats auch
die Ersatzmitglieder regelmiBig teilnehmen.

(2) Die Dekanin oder der Dekan kann zu den Sit-
zungen oder zu Teilen der Sitzungen Personen,
die nicht Mitglieder des Fachbereichsrats sind, als
Giste hinzuziehen, sofern der Fachbereichsrat dem
nicht widerspricht. Der Fachbereichsrat kann be-
schlieflen, dass Géste hinzuzuziehen sind.

(3) Den Ersatzmitgliedern und Gisten kann die
oder der Vorsitzende im Einzelfall auf Antrag eines
Fachbereichsratsmitglieds Rede— und Antragsrecht
einrdumen.

§ 7 Offentlichkeit

(I) Die Sitzungen des Fachbereichsrats sind
sffentlich. Durch Beschluss kann die Offentlichkeit
ganz oder teilweise ausgeschlossen werden. An-
triige auf Ausschluss der Offentlichkeit diirfen nur
in nichtoffentlicher Sitzung begriindet, beraten und
entschieden werden.

(2) Personalangelegenheiten, Priifungs— und Ha-
bilitationsangelegenheiten sind in nichtéffentlicher
Sitzung zu behandeln.

§ 8 Rechte und Pflichien der
Fachbereichsratsmitglieder

(1) Die Fachbereichsratsmitglieder haben das
Recht, Einsicht in die Fachbereichsratsbeschliisse
zu nehmen.

(2) Die Fachbereichsratsmitglieder sind zur Ver-
schwiegenheit iiber nichtdffentliche Fachbereichs-
ratssitzungen oder Tagesordnungspunkte verpflich-
tet.

§ 9 Termine der
Fachbereichsratssitzungen

(1) Die oder der Vorsitzende beruft den Fachbe-
reichsrat zu mindestens zwei Sitzungen wihrend
jedes Semesters ein. Die bearbeitungsfieie Zeit soll
sitzungsfrei bleiben. Bei der Wah! der Sitzungster-
mine sollen besonders die Belange der berufstiti-
gen studentischen Mitglieder beriicksichtigt wer-
den.
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(2) Beantragt ein Viertel der stimmberechtigten
Mitglieder des Fachbereichsrats seine Einberu-
fung, so ist der Fachbereichsrat unverziiglich zum
friihestméglichen Termin einzuberufen. Der An-
trag muss schriftlich bei der oder dem Vorsitzenden
gestellt werden und ein prizise formuliertes Begeh-
ren mit Begriindung enthalten.

(3) In der sitzungsfreien Zeit kann die oder der
Vorsitzende Sitzungen aus besonders dringenden
und wichtigen Griinden einberufen.

(4) Inder letzten Sitzung eines jeden Kalenderjah-
res beschlieBt der Fachbereichsrat einen Plan seiner
Sitzungstermine im Folgejahr.

§ 10 Einberufung des
Fachbereichsrats

(1) Der Fachbereichsrat wird in schriftlicher Form
durch die oder den Vorsitzenden spitestens eine
Woche vor der Sitzung eingeladen. Die Frist gilt als
gewahrt, wenn die Einladung eine Woche vor der
Sitzung versandt worden ist. Der Fachbereichsrat
kann auch chne Wahrung der Ladungsfrist einbe-
rufen werden, wenn ein Antrag gemil § 9 Absatz
2 gestelit worden ist.

(2) Der Einladung sind ein Tagesordnungsvor-
schlag sowie die zur Beratung der Gegenstinde
erforderlichen Unterlagen beizufiigen. Unterlagen
kénnen nur in Ausnahmefillen nachgereicht wer-
den.

(3) Tagesordnungsverschlige und Unterlagen sind
an die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Fachbe-
reichsrats zu versenden.

(4) Einladungen und Tagesordnungsvorschlige
werden zusiitzlich hochschuléffentlich bekanntge-
macht.

¢ 11 Tagesordnung

(1) Die oder der Vorsitzende erstellt einen Tages-
ordnungsvorschlag unter Beriicksichtigung der bei
ihr oder ihm eingegangenen Antrage.

(2) Antragsberechtigt sind die Mitglieder des
Fachbereichsrats. Ersatzmitgiieder sind antragsbe-
rechtigt, sofem sie fiir ein verhindertes Fachbe-
reichsratsmitgiied titig werden.

(3) Die Antriige miissen bei der oder dem Vor-
sitzenden bis zum zwdlften Tag vor der Sitzung

schriftlich gestellt werden. Sie miissen einen Be-
schlussvorschlag enthalten und sollen kurz be-
griindet sein. Fehlt die Beschlussformulierung, so
hat die oder der Vorsitzende den Antrag zuriickzu-
weisen.

(4) Bis zur Festlegung der endgiiltigen Tagesord-
nung zu Beginn der Sitzung kdnnen die Antragsbe-
rechtigten weitere Tagesordnungspunkte vorschla-
gen, deren Beratung erst nach ergangener Einla-
dung dringend notwendig geworden ist. Die An-
trige miissen der Form des Absatzes 3 entspre-
chen. Widerspricht mindestens ein Viertel der an-
wesenden Fachbereichsratsmitglieder der Aufnah-
me dieser Antrige in die Tagesordnung, so ist eine
Ergidnzung derselben unzuldssig.

§ 12 Berichterstattung

(1) Die Dekanin oder der Dekan berichtet dem
Fachbereichsrat iiber die laufenden Angelegenhei-
ten.

(2) Uber den Bericht der Dekanin bzw. des Dekans
findet bei Bedarf eine kurze Aussprache statt.

(3) Berichte weiterer Mitglieder des Fachbereichs-
rats kdnnen abgegeben werden.

§ 13 Dauer, Unterbrechung und
Aufhebung der Sitzung

(1) Eine Sitzung des Fachbereichsrats soll nicht
linger als fiinf Stunden davern. Auf Antrag kann
die Sitzung um eine angemessene Zeit verlingert
werden.

(2) Ist eine ordnungsgemifBe Durchfithrung der
Sitzung nicht gewihrleistet, so kann die oder der
Vorsitzende die Sitzung unterbrechen oder aufhe-
ben.

§ 14 Wortmeldung und Worterteilung

(1) Die oder der Vorsitzende erteilt das Wort in der
Reihenfolge der Wortmeldungen.

(2) Wortmeldungen zur Geschiiftsordnung gehen
allen anderen Wortmeldungen vor. Sie unterbre-
chen jedoch weder eine Rede roch eine Abstim-
mung noch einen Wahlgang.

(3) Antragstellerinnen und Antragsteller kénnen
sowohl zu Beginn als auch nach Schluss der Be-
ratung eines Sachantrages das Wort verlangen.
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(4) Die oder der Vorsitzende kann abweichend von
der Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort zur
direkten Erwiderung erteilen.

§ 15 Protokoll

(1) Uber jede Sitzung des Fachbereichsrats wird
ein Protokoll angefertigt.

(2) Die Protokoilfiihrerin oder der Protokollfiihrer
wird von der oder dem Vorsitzenden bestimmt. Das
Protokoll ist von der oder dem Vorsitzenden und
der Protokolifilhrerin oder dem Protokollfiihrer zu
unterzeichnen.

(3) Das Protokoll enthilt die Tagesordnung, die
Anwesenheitsliste, den Wortlaut der Antrige und
Beschliisse, die Abstimmungsergebnisse und die
Sondervoten. Die Abgabe personlicher Erklarun-
gen zu Protokoll ist zuldssig. Zu Abstimmungen,
die geheim erfolgt sind, kann keine persdnliche
Erklirung zu Protokoll gegeben werden. Die Er-
klarungen sind schriftlich bei der Protokollfiihrerin
oder dem Protokollfiihrer bis zum Abschluss der
Sitzung einzureichen.

(4) Im Protokoll ist zu vermerken, ob die Sitzung
des Fachbereichsrats &ffentlich oder nichtéffent-
lich war und fiir welche Tagesordnungspunkte die
Offentlichkeit ausgeschlossen war.

(5) Das Protokoll ist in der folgenden Fachbe-
reichsratssitzung nach Abstimmung iiber Ande-
rungsantrige zur Tagesordnung zu genehmigen.
Das Protokoll der letzten Sitzung der Amtsperiode
des Fachbereichsrats ist im Umlaufverfahren zu ge-
nehmigen. Anderungsvorschlige sind als Anlage
beizufiigen.

(6) Das Protokoll einer &offentlichen Sitzung ist
nach seiner Genehmigung zu verdffentlichen, so-
weit dem nicht rechtliche Griinde oder die Wah-
rung persdnlicher Interessen entgegenstehen. Das
Protokoll einer nichtoffentlichen Sitzung wird
nicht verdffentlicht.

§ 16 Anderungen friiherer
Fachbereichsratsbeschliisse

Fachbereichsratsbeschliisse aus friiheren Sitzungen
kénnen nur dann aufgehoben oder geidndert wer-
den, wenn zuvor ein dementsprechender Antrag
gemil § 11 Absatz 3 gestellt worden ist, der aus-
driicklich auf den bisherigen Fachbereichsratsbe-
schluss hinweist.

§ 17 Beschlussfahigkeit

(1) Die Entscheidungen des Fachbereichsrats wer-
den in der Form von Beschliissen gefasst.

(2) Der Fachbereichsrat ist beschlussfahig, wenn
mehr als die Hilfte seiner stimmberechtigten Mit-
glieder anwesend ist. Die oder der Vorsitzen-
de stellt zu Sitzungsbeginn die Beschlussfahigkeit
fest.

(3) Stellt die oder der Vorsitzende die Beschlus-
sunfihigkeit des Fachbereichsrats fest, so hat sie
oder er die Sitzung sofort zu vertagen und den Zeit-
punkt zur Festsetzung der Sitzung gemiB § 9 Ab-
satz 1 zu verkiinden. Ein Geschéftsordnungsantrag
auf Feststellung der Beschlussfahigkeit kann nicht
wihrend einer Abstimmung gestellt werden.

(4) Nach zwei nicht beschlussfiahigen Sitzungen
ist in der dritten Sitzung Beschlussfahigkeit gege-
ben.

§ 18 Beschlussfassung

(1) Beschliisse werden mit einfacher Mehrheit ge-
fasst, soweit nichts anderes bestimmt ist. Die ein-
fache Mehrheit ist erreicht, wenn die Anzahl der
Stimmen fiir einen Antrag die der Gegenstimmen
iiberwiegt. Stimmenthaitungen und ungiiltig ab-
gegebene Stimmen bleiben unberiicksichtigt. Bei
Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. Lie-
gen mehrere alternative Antréige vor, so ist die ein-
fache Mehrheit nach Satz 1 fiir den Antrag erreicht,
der die groBte Anzahl von Stimmen auf sich ver-
eint. Erhalten mehrere Antrdge nach Satz 5 die ein-
fache Mehrheit. so ist erneut nur Uber diese Antriige
gemiB diesem Absatz abzustimmen.

(2) lst fiir die Wahl einer Person oder die Annah-
me eines Antrages die Mehrheit der Stimmen der
Anwesenden vorgesehen, so ist die Person gewihlt
oder der Antrag angenommen, wenn mehr als die
Hilfte der anwesenden Stimmberechtigten fiir die
Person oder fiir den Antrag gestimmt haben. Anwe-
send ist auch, wer sich der Stimme enthiilt, ungiiltig
abstimmt oder seine Stimme nicht abgibt.

(3) Ist fiir die Wahl einer Person oder die An-
nahme eines Antrages die Mehrheit der Mitglieder
des Fachbereichsrats vorgesehen. so ist die Person
gewihlt oder der Antrag angenommen, wenn mehr
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als die Hilfte der Mitglieder, die nach den Bestim-
mungen der Grundordnung dem Fachbereichsrat
angehoren und stimmberechtigt sind, fiir die Per-
son oder fiir den Antrag gestimmt haben,

(4) Sind qualifizierte Mehrheiten vorgesehen, so
gilt Absatz 3 entsprechend.

§ 19 Abstimmungen

(1) Vor einer Abstimmung hat die oder der Vor-
sitzende zu fragen, welche Antrige gestellt wer-
den. Werden mehrere Antrdge gestellt, so ist iiber
den inhaltlich weitestgehenden Antrag zuerst abzu-
stimmen; bei einander widersprechenden Antrigen
ist alternativ abzustimmen. Die Entscheidung {iber
die Reihenfolge trifft im Zweifelsfalle die oder der
Vorsitzende. Sie oder er hat den Wortlaut eines je-
den Antrags, liber den abgestimmt werden soll, vor
der Abstimmung bekanntzumachen.

(2) Die Abstimmung findet ynmittelbar im An-
schluss an die Beratung des jeweiligen Tages-
ordnungspunktes statt. Unter dem Tagesordnungs-
punkt ,,Verschiedenes” wird nicht abgestimmt.

(3) Abstimmungen erfolgen geheim, sofern ein
stimmberechtigtes Mitglied dies verlangt. Ent-
scheidungen in Personalangelegenheiten werden in
geheimer Abstimmung vorgenommen.

§ 20 Stimmberechtigung und
Antragsrecht

(1) Stimmberechtigt sind alle Fachbereichsrats-
mitglieder; die Dekanin oder der Dekan, die Pro-
dekanin oder der Prodekan und die Vertreterin oder
der Vertreter der Mentoren haben nur beratende
Stimmen.

(2) Mitgheder aus der Gruppe der weiteren Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter, die dem Fachbereichs-
rat angehSren, wirken an Entscheidungen, die For-
schung, Lehre oder die Berufung von Professorin-
nen und Professoren unmittelbar beriihren, nur be-
ratend mit. In diesen Angelegenheiten mit Ausnah-
me der Berufung von Professoren haben sie Stimm-
recht, soweit sie entsprechende Funktionen in der
Hochschule wahrmehmen und iiber besondere Er-
fahrungen im jeweiligen Bereich verfiigen. Uber
das Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 2 ent-
scheidet die Dekanin bzw. der Dekan zu Beginn
der Amtszeit des Fachbereichsratsmitgliedes und in
Zweifelsfillen das Rektorat.

(3) Antrdge konnen von allen Fachbere:chsratg-
mitgliedern gestellt werden, auch wenn sie nicht
stimmberechtigt sind. Ferner ist antragsberechtigt,
wer gemif § 6 zur Teilnahme an der Fachbereichs-
ratssitzung mit eigenem Rederecht berechtigt ist.
§ 11 Absatz 2 Satz 2 findet entsprechende Anwen-
dung.

§ 21 Antrage zur Geschaftsordnung

(1) Zur Geschiaftsordnung muss das Wort auBer
der Reihe unverziiglich erteilt werden. Durch die
Meldung zur Geschiftsordnung wird die Rednerli-
ste nach Beendigung der Ausfithrungen der gerade
sprechenden Rednerin oder des gerade sprechen-
den Redners unterbrochen. Sie ist durch Zuruf , Zur
Geschiiftsordnung* oder das Erheben beider Hande
kundzutun.

(2) Folgende Antrige zur Geschiftsordnung sind
zuldssig:

1. Wiederholung einer Abstimmung oder eines
Wahlgangs wegen Formfehiers oder wegen
Unklarheit iiber den Inhalt der Abstimmung

2. Feststellung der Beschlussfdhigkeit
3. Schluss der Sitzung

4. Anfithrung eines Punktes, zu dem nicht ein-
geladen war

5. Befristete Unterbrechung der Sitzung
6. Ubergang zum nichsten Tagesordnungspunkt

7. Zulassung oder Ausschluss der Offentlichkeit
zur Behandlung bestimmter Fragen

8. Anderung der Reihenfolge der Tagesord-
nungspunkte wihrend der Sitzung

9. Vertagung eines Punktes der Tagesordnung
10. Vertagung einer Beschlussfassung

11. Nichtbefassung mit einem Punkt der Tages-
ordnung

12. Nichtbefassung mit einem Antrag
I3, Uberweisung einer Sache

14. Schluss der Debatte

15. Schluss der Redrerliste

16. Beschrankung der Redezeit, jedoch nicht un-
ter drei Minuten

17. Erteilung des Rederechts an Nichtmitglieder
des Fachbereichsrats.
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(3) Geschiiftsordnungsantrige gehen allen ande- § 23 Wahl der Dekanin oder des

ren Antragen vor. Liegen mehrere konkurrierende
Geschiftsordnungsantrige vor, so kommen sie in
der Reihenfolge, in der sie gestellt worden sind, zur
Abstimmung.

(4) Ein Antrag zur Geschiftsordnung ist angenom-
men, wenn ihm nicht widersprochen wird, Der Wi-
derspruch braucht nicht begriindet zu werden. So-
fern widersprochen wird, wird liber den Geschiifts-
ordnungsantrag nach Anhdrung von hochstens
zwei Rednerinnen oder Rednern fiir und zweij Red-
nerinnen oder Rednern gegen den Antrag abge-
stimmt.

§ 22 Allgemeine Grundsitze des
Wahlverfahrens

(1} Personen werden im Fachbereichsrat in gehei-
mer Abstimmung nach den Grundsitzen der einfa-
chen Mehrheitswahl gewahlt.

(2) Die Stimmgzettel sind in einer Wahlume ein-
zusammeln. Die Stimmzettel miissen nach Grup-
penangehdrigen unterscheidbar sein, sofern nach
Gruppen getrennt gewahlt wird.

(3) Giiltig sind nur Stimmen, die eindeutig auf
Kandidaten lauten, fiir die ein giiltiger Wahlvor-
schlag vorliegt.

{(4) Die oder der Vorsitzende stellt unmittelbar
nach der Wahl das Ergebnis fest und gibt es be-
kannt. Sie oder er fragt die Gewihlten, ob sie die
Wahl annehmen, sofem sie anwesend sind. An-
dernfalis holt er das schriftliche Einverstindnis der
Gewihlten unverziiglich ein. Erkliren diese nicht
innerhalb von 14 Tagen die Ablehnung, so gilt die
Wah! als angenommen. Die Annahme der Wahl
kann nicht an Bedingungen gekniipft werden.

(5) Uber die Wahl ist eine Wahiniederschrift zu
fertigen, in der die auf die einzelnen Kandidaten
entfallenden Stimmen, die Zah! der abgegebenen
gliltigen und ungiiitigen Stimmen und Stimment-
haltungen sowie die Namen der gewihlten Mitglie-
der und ggf. Ersatzmitglieder von Kommissionen
und Ausschiissen enthalten sind.

(6) Die oder der Vorsitzende gibt das Ergebnis
der Wahlen aufgrund der Wahlniederschrift hoch-
schuléffentlich bekannt.

(7) Wahlen kénnen nur innerhalb einer Frist von
14 Tagen nach Bekanntgabe der Wahlergebnisse
bei der Dekanin oder dem Dekan angefochten wer-
den.

Dekans und der Prodekanin oder
des Prodekans

(1) Die Dekanin oder der Dekan und die Prodeka-
nin oder der Prodekan werden vom Fachbereichsrat
aus dem Kreis der ihm angehdrenden Professorin-
nen und Professoren mit der Mehrheit der Mitglie-
der gewihlt. Das Weitere regelt § 21 GrdO.

(2} Die Wahl der Dekanin oder des Dekans findet
unter dem Vorsitz des dltesten Mitglieds des Fach-
bereichsrats statt. Die Wahl der Prodekanin oder
des Prodekans findet unter dem Vorsitz der neu
gewihlten Dekanin oder des neu gewahlten Dekans
statt.

Wi Ausschiisse, Kommissionen
und Beauftragte des
Fachbereichsrats

§ 24 Ausschiisse, Kommissionen und
Beauftragte des Fachbereichsrats

(1) Der Fachbereichsrat kann fiir seine Aufgaben
Ausschiisse und Kommissionen bilden und Beauf-
tragte einsetzen, deren Aufgaben sowohl dauer-
haft als auch zeitlich und inhaltlich begrenzt sein
kénnen. Er kann beratende Gremien (Kommissio-
nen} bilden und Ausschiisse jederzeit widerruflich
Entscheidungsbefugnisse fiir bestimmte Aufgaben
libertragen (beschlieBende Ausschiisse). Insbeson-
dere wiihlt der Fachbereichsrat die Berufungskom-
missionen nach § 26, die Priifungsausschiisse und
den Promotionsausschuss.

(2} Die Mitglieder der Ausschiisse und Kommis-
stonen werden vom Fachbereichsrat nach Gruppen
getrennt gewihlt; die Mitglieder eines beschlieBen-
den Ausschusses miissen Mitglieder des Fachbe-
reichsrats sein.

(3) Jedes Fachbereichsratsmitglied hat so viele
Stimmen, wie Gruppenangehdrige in die Kommis-
sion oder in den Ausschuss zu wihlen sind. Stim-
menhiufung ist unzuldssig.

(4) Jedes Fachbereichsratsmitglied ist berechtigt,
Kandidatinnen und Kandidaten ihrer bzw. seiner
Gruppe zu benennen. Fiir die Wahl der Mitglie-
der und Ersatzmitglieder sind aus jeder Gruppe
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mindestens so viele Kandidatinnen und Kandidaten
vorzuschlagen, wie Gruppenangehtrige zu wihlen
sind.

(5) Zu Mitgliedern oder Ersatzmitgliedem sind
nach der Reihenfolge der auf sie entfallenen Stim-
men jeweils so viele Kandidatinnen und Kan-
didaten gewihlt, wie Gruppenvertreterinnen und
-vertreter zu wihlen sind. Bei Stimmengleichheit
erfolgt eine Stichwahl. Ergibt sich auch dabei ei-
ne Stimmengleichheit, so entscheidet die oder der
Vorsitzende durch Los.

(6) Werden von einer Gruppe genau so viele Kan-
didatinnen und Kandidaten vorgeschlagen, wie Sit-
ze zu vergeben sind, so kann en bloc gewihit
werden. Die Reihenfolge der Ersatzmitglieder ent-
spricht dabei der des Nominierungsvorschlages.

(7) Scheidet ein Mitglied vor Ablauf ihrer oder sei-
ner Amtszeit aus oder ruht ihr bzw. sein Wahlman-
dat gemdB § 16 Absatz 2 HG, so tritt ein Ersatzmit-
glied gemil der festgelegten Reihenfolge an ihre
oder seine Stelle; in diesem Fall ist ein neues Er-
satzmitglied zu wihlen, das in der Reihenfolge die
letzte Stelle einnimmt,

(8) Die Ausschiisse bzw. die Kommissionen
withlen ihre Vorsitzenden jeweils aus der Mitte der
stimmberechtigten Ausschuss— oder Kommissions-
mitglieder. Die Vorsitzenden behalten ihr Stimm-
recht.

(9) Die Amtszeit der Mitglieder entspricht der
Amtszeit des Fachbereichsrats, sofem es sich um
dauernde Aufgaben handelt. Die Amtszeit der Mit-
glieder von Kommissionen und Ausschiissen mit
bestimmten, zeitlich begrenzten Aufgaben endet
mit der Erledigung ihrer Aufgaben. '

§ 25 Gleichstellungsbeauftragte des
Fachbereichs

Im Fachbereich kann auf Vorschlag der in ihm
beschiftigien Frauen durch den Frauenbeirat ei-
ne Gleichstellungsbeauftragte des Fachbereichs
gewihlt werden. Wihlbar sind die im Fachbereich
beschiiftigten Frauen.

§ 26 Berufungskommissionen

(1) Der Fachbereichsrat bildet zur Vorbereitung
von Berufungsvorschligen Berufungskemmissio-
nen. Eine Berufungskommission setzt sich aus Pro-
fessorinnen und Professoren, wissenschaftlichen

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, Studierenden
und weiteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
des Fachbereichs im Verhdltnis drei zu eins zu
eins zu eins zusammen. Mitglieder der Gruppe
der weiteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ha-
ben nur beratende Stimme. Die Mitglieder der
Berufungskommission werden von den jeweiligen
Gruppen im Fachbereichsrat nach Gruppen ge-
trennt gewihlt. Die Mitgliederzahlen kdnnen bis
auf neun Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe
der Professorinnen und Professoren und bis auf ins-
gesamt neun Mitglieder aus den anderen Gruppen
erhdht werden.

(2) Die Berufungskommission wihlt aus ihrer Mit-
te eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden, die
oder der der Gruppe der Professorinnen und Pro-
fessoren angeh®ren muss.

(3) Der Berufungskommission kinnen auch Pro-
fessorinnen und Professoren anderer Fachbereiche
oder anderer Hochschulen angehtren. Die Beru-
fungskommission kann Professorinnen und Profes-
soren und wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter anderer Fachbereiche oder zentraler
Einrichtungen oder anderer Hochschulen mit bera-
tender Stimme hinzuziehen.

& 27 Verfahren in Kommissionen und
Ausschissen

(1) Die konstituierende Sitzung von Kommissio-
nen und Ausschiissen wird —sofem der Fachbe-
reichsrat nichts anderes bestimmt— durch die De-
kanin oder den Dekan oder ein von ihr oder thm da-
zu aufgefordertes Mitglied einberufen und so lange
von ihr oder ihm geleitet, bis eine Vorsitzende oder
ein Vorsitzender gewihlt ist.

(2) Die oder der Vorsitzende ist fiir die ordnungs-
gemiBe Abwicklung der Geschifte verantwortlich.

(3) Uber jede Sitzung ist ein Protokoll anzuferti-
gen, das Tag. Ort, Beginn, Ende, Teilnehmende,
Beratungsgegenstinde und Beschliisse enthilt. Das
Protokoll ist von der oder dem Vorsitzenden und
der Protokollfiihrerin oder dem Protokollfiihrer zu
unterschreiben und der Dekanin oder dem Dekan
zuzuleiten.
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IV Schlussvorschriften (3) Anderungen der Fachbereichsordnung bediir- -
fen der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des
§ 28 Siegel Fachbereichsrats.

Der Fachbereich fiihrt ein eigenes Siegel.
§ 30 In—-Kraft-Tretenh und

§ 29 Anderung der Veroffentlichung
Fachbereichsordnung

Die Fachbereichsordnung tritt einen Tag nach der

Verdffentlichung in den Amtlichen Mitteilungen

der Fermuniversitit — Gesamthochschule in Kraft.

Gleiches gilt fiir Anderungen der Fachbereichsord-

(2) Uber die Antrige findet eine kurze Aussprache nung. Die Geschiftsordnung vom 3. April 1990
statt. tritt damit auBer Kraft.

(1) Antrige auf Andemng dieser Fachbereichsord-
nung kénnen nur gemiB § 11 Absatz 3 gestellt wer-
den.

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats des Fachbereichs Elektrotechnik und Infor-
mationstechnik vom 18. Juli 2002.

Hagen, den 7. November 2002

Y/ 7,,,4%&

Der Dekan des Fachbereichs Elekirotechnik und Informationstechnik
Prof. Dr. Dr. W. Halang
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Dritte Satzung zur Anderung
der Studienordnung und Ordnung zur Feststellung der erfolgreichen Teilnahme
am weiterbildenden Studium
»Recht flir Patentanwiltinnen und Patenanwélte®
an der FernUniversitit in Hagen
Vom 12.05.2003

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 90 des Gesetzes Uber die Hochschulen des Landes
Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 14. Marz 2000 (GV. NRW S. 190), zuletzt
gedndert durch Gesetz vom 28. Januar 2003 (GV. NRW S. 36} hat die FernUniversitat in
Hagen folgende Anderungssatzung erlassen:

Artikel |
Die Studienordnung und Ordnung zur Feststellung der erfolgreichen Teilnahme am
weiterbildenden Studium ,Recht fur Patentanwéltinnen und Patentanwalte" an der
FernUniversitdt — Gesamthochschule in Hagen vom 11. Oktober 1994 in der Fassung vom
22. Mai 2002 wird wie folgt geéndert:
1. In § 2 Abs. 2 (b) wird folgender letzter Satz eingefiigt:

s0er Nachweis der bestandenen Européischen Eignungsprifung ersetzt die
fanfiahrige Tatigkeit."

2. § 2 Abs. 3 wird neu eingefiigt:

.Es erfolgt eine Exmatrikulation, wenn die Zulassungsvoraussetzungen nach
§ 2 Abs.2 weggefallen sind.”

3. § 4 Satz 1 erhilt folgende Fassung:

»ZU Beginn des Studiums findet eine einwdchige erste Prasenzphase und nach
etwa einem Jahr eine einwdchige zweite Prasenzphase statt.”

4. § 5 Abs. 3 Satz 2 erhilt folgende Fassung:

,Die Dauer der mdndlichen Prifung betragt in der Regel je Teilnehmer 15 Minuten;
sie kann als Gruppenprifung durchgefihrt werden.”

Artikel Il

Diese Satzung findet auf alle Studierende Anwendung, die ab dem 01.02.2003 erstmalig
zum weiterbildenden Studium Recht fir Patentanwéltinnen und Patentanwiélte
zugelassen werden. Studierende, die bereits vor dem 01.02.2003 zugelassen wurden,
legen die Prifung nach der bis dahin geltenden Fassung der Studienordnung und
Ordnung zur Feststellung der erfolgreichen Teilnahme ab.
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Artikel lll

»Verdffentlichung und In-Kraft-Treten*

Diese Studienordnung- und Ordnung zur Feststellung der erfolgreichen Teilnahme wird
in den Amtlichen Mitteilungen der FernUniversitat in Hagen vertffentlicht. Sie tritt am
Tage nach ihrer Verdffentlichung in Kraft.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrates des
Fachbereichs Rechtswissenschaft der FernUniversitat in Hagen vom 10.12.2002.

Hagen, den 12. Mai 2003

Der Dekan des
Fachbereichs Rechtswissenschatt
J der FernUniversitat in Hagen

/A

Professor Dr. Dr. Thomas Vormbaum
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Satzung
zur Anderung der
Prifungsordnung fiir die Studiengéinge
- Kulturwissenschaften
- Politik und Organijsation
- Social Change Management
- Bildung und Kommunikation
mit dem Abschluss “Bachelor of Arts (B.A.)”
an der FernUniversitit in Hagen

Vom 06. Mai 2003

Gem&R § 2 Abs. 4 und § 94 Abs. 1 des Ge-
setzes Uber die Hochschulen des Landes Nord-
rhein-Westfalen {Hochschulgesetz - HG) vom
14. Mérz 2000 {GV. NRW 8. 190), zuletzt ge&n-
dert durch Gesetz vom 28.Januar 2003 (GV.
NRW 8. 36) hat die FernUniversitét in Hagen die
folgende Satzung erlassen:

Artikel |

Die Prifungsordnung flr die Studiengtnge Kul-
turwissenschaften, Politik und Organisation, So-
cial Change Management, Bildung und Kommu-
nikation mit dem Abschluss “Bachelor of Arts
(B.A.)" an der FernUniversitat in Hagen vom 24,
September 2002 wird wie folgt ge&ndert:

In die Prifungsordnung wird die Namensénde-
rung ,FernUniversitat in Hagen" eingearbeitet.

§ 3 der Inhaltsilbersicht erhalt folgende Fassung:
§ 3 Einschreibvoraussetzung
§ 3 erhalt folgende Fassung:

§3
Einschrelbvoraussetzung

(1) Einschreibvoraussetzung fiir das Stu-
dium mit dem Abschluss ,Bachelor of Arts”
ist das fdr Nordrhein-Westfalen gtitige
Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine
Hochschulreife oder fachgebundene Hoch-
schulreife} oder ein durch Rechtsverschrift
oder von der zustdndigen staatlichen Stelle
als gleichwertig anerkanntes Zeugnis oder
eine Studienberechtigung nach § 66 Absatz
4 Satz 2 und Absatz 6 HG.

(2} Zuséatzlich erforderliche Studienvorauset-
zungen regeln die jeweiligen Studienord-
nungen.”

Artikel I

Diese Satzung wird in den Amtlichen Mitteilun-
gen der FernUniversitat in Hagen ver&ffentlicht.
Sie tritt am Tage nach ihrer Verdffentlichung in
Kraft.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Eflent-
scheids des Dekans des Fachbereichs Kultur-
und Sozialwissenschaften vom 17.3.2003 und
des Rektorats der FernUniversitét in Hagen vom
29.04.2003.

Hagen, den 06. Mai 2003

Der Dekan
des Fachbereichs
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Satzung
zur Anderung der
Ordnung des Fachbereichs
Kultur- und Soziaiwissenschaften
der
FernUniversitit in Hagen
vom 15. Januar 2003

Aufgrund des § 25 Abs. 4 des Gesetzes (ber die
Hochschuten des Landes Nordrhein-Westfalen
{Hochschulgesetz — HG) vom 14. Mérz 2000 (GV.
NRW 8. 190), zuletzt gedndert durch Gesetz vom
18. Dezember 2002 (GV. NRW S. 644), des § 19
Abs. 2 der Grundordnung der FernUniversitét in
Hagen in der Fassung vom 13. August 2002 und
des § 29 der Ordnung des Fachbereichs Kultur- und
Sozialwissenschaften vom 01, Oktober 2002 hat die
FemUniversitdt in Hagen die folgende Satzung
erlassen;

Artikel |

Die Ordnung des Fachbereichs Kultur- und
Sozialwissenschaften der FemUniversitit in Hagen
vom 01, Oktober 2002 wird wie folgt geéindert:

§ 25 Spiegelstrich 2 erhélt folgende Fassung:
- zwei Mitglieder aus der Gruppe der wis-
senschafllichen Mitarbeiter/innen
Als vierter Spiegelstrich wird angefigt:
- ein Mitglied aus der Gruppe der weiteren
Mitarbeiter/innen

Artikel Il

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Vertifentli-
chung in den Amtlichen Mitteilungen der FemUni-
versitdt in Hagen in Kraft.

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund des Be-
schiusses des Fachbereichsrats des Fachbereichs
Kultur- und Sozialwissenschaften der FemUni-
versitat in Hagen vom 11.12.2002.

Hagen, den 15. Januar 2003

Der Dekan des
Fachbereaichs Kultur- und Sozialwissenschaften

40
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Priffungsordnung
fir den Studiengang Master of Computer Sclence
an der FernUnlversitit In Hagen
Vom 05. Mal 2003

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes (ber dis
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG)
vom 14, Marz 2000 (GY. NRW 8. 190) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 28.01.2003 (GV. NRW 8. 36) hat die
FemUniversitat in Hagen die folgende Prifungsordnung als Satzung
erlassen:

Inhaltstibersicht

Allgemeines

Zweck der Priffung und Zie! des Studlums
Zugangsvoraussetzungen

Master-Grad

Regelstudienzeit und Studienumfang

Priifungen und Prifungsfristen

Prifungsausschuss

Prifende und Belsitzende

Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und
Prifungsleistungen

Vers4umnis, Rlcktritt, TAuschung, Ordnungsverstol

w W IUUD
w @NA WA=

Master-Pritfung

§ 10  Zulassung und Zulassungsverfahren

§ 11 Studieninhaite, die Kateloge B und M und ihre Bemiche
und Regeln

§ 12  Lelstungsnachweise

§ 13 Umfang und Art der Master-Pridfung

§ 14  Abschlussarbeit

§ 15 Annahme und Bewertung der Abschlussarbeit

§ 16  Mdndliche Prifungen

§ 17  Bewertung der Prifungsleistungen, Bildung der Noten und
Bestehan der Master-Prifung

§ 18 Wiederholung von Profungsteistungen der Master-Prifung,
Freiversuch

§ 19 Zeugnis

§ 20 Master-Urkunde

. Schlussbestimmungen

§ 21 Unglitigkeit der Master-Prifung, Aberkennung des Master-
Grades

§ 22  Elnslchtin die Prifungeakten

§ 23  In-Kraft-Treten und Verdffentlichung

I. Aligemelnes

§1
Zweck der Priifung und Ziel des Studiums

(1) Die Master-Prifung im Studiengang Master of Computer Sclence
bildet fiir die Absclventinnen und Absolventen von Hochschul-
studiengdngen, deren Erststudium bereits ausreichende Informatik- und
Mathematikanteile beinhaltet oder die die notwendigen Mathematik- und
Informatikkenntnisse an wissenschaftlichen Hochschulen zusétzlich
erworben haben, einen weiteren berufsqualifizierenden Abschiuss. Durch
die Master-Profung soll festgestellt werden, ob die Kandidatinnen und
Kandidaten die fir die Berufspraxis notwendigen Fachkenntnisse
erworben haben, die fachlichen Zusammenhiinge Oberblicken und die
Fahigkeit besitzen, mit wissenschaftlichen Methoden und Erkenntnissen
der Infarmatik zu arbeiten.

(2) Das Studium soll den Studierenden unter Berficksichtigung der
Anforderungen und Veranderungen in der Berufswell die erforderlichen
fachlichen Kenntnisse, Fahigkeiten und Methoden so vermitteln, dass
sie zu kritischer Einordnung der wissenschaftlichen Erkenntnisse und zu
verantwortlichem Handeln bef#higt werden.

€2

Zugangsvoraussetzungen

In den Studiengang Master of Computer Science kann eingeschriaben
werden oder als Zweithtrerin oder Zweithdrer geméR § 71 Abs. 2 HG
zugelassen werden, wer die folgenden Voraussetzungen erflllt:

1. Ein erfolgreich abgeschlossener Studiengang an einer Hochschule
mit elner Regelstudienzeit von mindestens sechs Semestem liegt
Vor.

2. Der Studiengang nach Nr. 1 schliefit ein Studium der Mathematik
im Umfang von mindestens 9 Semesterwochenstunden (SWS) und
ein Studium der Informatik Im Umfang von mindestens 18 SWS
ein.

3. . Sofern der Studlengang nach Nr. 1 die Bedingung nach Nr. 2 nicht
erfillt, sind fehlende Mathematik- bzw. Informatikanteile durch
zertilzierte Lelstungen an wissenschaftlichen Hochschulen im
entsprechenden Umfang nachzuweisen,

4. Eine Master-Priffung in einem Studiengang Master of Computer
Science an einer Hochschule im Geltungsbereich des
Hochschulrahmengesetzes wurde nicht endglitig nicht bestanden.

FUr die nach Nr. 3 nachzuwelsenden zerifizierten Leistungen empfiehit
die FernUniversitat in ihren Studieninformationen ein geeignetes elgenes
Kursangebot.

§3
Master-Grad

Ist die Master-Prifung bestanden, verleiht der Fachbereich Informatik
den Grad "Master of Computer Science”, abgeklirzt "M.Comp.Sc.*

§4
Regelstudlenzelt und Studienumfang

{1) Die Regelstudionzeil betrigt im Vollzeilstudium einschlieflich der
Master-Prifung drei Semesier. Sie verlingert sich filr das Tellzait-
studium entsprechend.

(2) Der Studlenumfang im Pllicht- und Wahipflichtbereich betriigt etwa
36 Semesterwochenstunden (SWS). in der Studienordnung sind die
Studieninhalte so auszuwdhlen und zu begrenzen, dass das Studium in
der Regslstudienzeit abgeschlossen werden kann. Dabei ist zu
gewdhrieisten, dass im Rahmen dieser Prifungsordnung nach eigener
Wahl Schwerpunkie gesetzt werden k#nnen und Pflicht- und
Wahlpflichtveranstaliungen in einem ausgeglichenen Verhiltnis zur
selbstandigen Vorbersitung und Vertiefung des Stoffes und zur
Teilnahme an zusatzdichen Lehrveransfaltungen, auch in anderen
Studienglngen, stehen.

§5
Prafungen und Priifungsfristen

(1) Die Master-Prifung besteht aus den FachprUfungen und der
Abschlussarbeit. Die Master-Prifung  soll  einschliefilich  der
Abschlussarbeit grundsatzlich innerhalb dar in § 4 Abs. 1 festgelegten
Regelstudienzeit abgeschiossen sein.

(2) Die Prifungsielstungen fUr die Master-Prifung werden

studienbegleitend erbracht.

§e

Priifungsausschuss

Die Organisation der Prifungen und die durch diese Prifungsordnung
zugewiesenen Aufgaben werden vom Prifungsausschuss des
Fachbereichs Informatik Obemommen. Die Regelungen zu diesem
Priifungsausschuss sind der Ordnung des Fachbereichs Informatik in
der jewnils glltigen Fassung zu entnehmen,
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§7
Prifende und Belsltzende

(1) Der Prifungsausschuss bestellt die Prifenden und die Beislzenden.
Er kann die Bestellung der oder dem Vorsilzenden bbertragen.
Prifungsberechtigt sind dle Professorinnen und Professoren und Privat-
dozentinnen und Privatdozenten des Fachbereichs !nformetik. Zum
Prifenden darf darliber hinaus nur bestellt werden, wer mindestens die
Diplomprifung in Informatik oder eine vergleichbare Prifung abgelegt
und, sofam nicht zwingende Griinde sine Abweichung erfordem, in dem
Fachgeblet, auf das sich die PrUfung bezieht, eine selbstandige
Lehrtatigkeit ausgelbt hat. Zum Belsitzenden darf nur bestelit werden,
wer die Diplompridfung in Informatik oder eine vergleichbare Priifung
abgelegt hat und Mitglied oder Angehdriger der FernUniversitét in Hagen
ist.

{2) Die Prifenden sind in ihrer Prifungstitigkelt unebhéngig.

(3) Die Kandidetin oder der Kandidat kann for die Abschlusserbeit und
die mindlicher Prifungen Priifende vorschlagen. Auf die Vorschitige
soll nach Méglichkeit Rickslcht genommen werden. Die Vorschlige
begrinden [edoch keinen Anspruch.

(4) Die oder der Vorsizende des Prifungsausschusses sorgt dafOr,
dass der Kandidatin oder dem Kandidaten die Namen der Prifenden
rechizeitig, mindestens 2wei Wochen vor dem Termin der jeweiligen
Prilfung, hekanntgegeben werden.

{5) Die Prifenden und Belsitzenden unterlisgen der Amisverschwiegen-
heit. Sofern sie nicht im offentlichen Dienst stehen, sind sie zur
Verschwiegenheit zu verpflichten.

§8
Anrechnung von Studlenzeiten, Studienlelstungen und
Priffungslelstungen

(1) Studienzeiten, Studienteistungen und Prifungsieistungen, die im
Geltungsbereich des Hochschulmmhmengesetzes in  demselben
Studiengang, in anderen Studiengéngen (mit Ausnahme der in dem
Studiengang erbrachten oder angerechneten Leistungen, dessen
Abschluss nach § 2 Zugangsvoraussezung ist) oder an anderen als
wissenschaftlichen Hochschulen erbracht wurden, werden angerechnet,
sowelt die Gleichwerligkeit fesigestelit wird. Studienzeiten, Studien-
feistungen und PrOfungsieistungen, die in Studiengngen (mit Ausnahme
der in dem Studlengang erbrachten oder angerechneten Lelstungen,
dessen Abschluss nach § 2 Zugangsvoraussetzung ist) an Hochschulen
auBerhalb des Gelfungsbereichs des Hochschulrahmengesetzes
erbracht wurden, werden auf Antrag angerechnet, soweit die
Glaichwertigkeit festgestelit wird. Gleichwertigkeit Ist festzustellen, wann
Studienzeiten, Studienleistungen und Prlifungsleistungen in Inhalt,
Umfang und in den Anforderungen denjenigen des entsprechenden
Studiums an der aufnehmenden Hochschule im Wesentlichen
entsprechen. Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern eine
Gesamtbetrachtung und Gesamthewertung vorzunehmen, Fir Studien-
und Priifungsleistungen, die [n einem weiterbildenden Studium erbracht
worden sind, gelten die vorstehenden Bestimmungen entsprechend. FoOr
die Gleichwertigkeit von Studienzeiten, Studienleistungen und
Priifungsleistungen an ausléndischen Hochschulen sind die von der
Kultusministerkonferanz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligtsn
Aquivalenzvereinbarungen sowle Absprachen im Rahmen von Hoch-
schulparinerschaften zu beachten. Im {ibrigen kann bei Zweifeln an der
Gleichwertigkeit die Zentralstelle fur ausléndisches Bildungswesen ge-
hért werden.

(2) Fir die Anrechnung von Studienzeiten, Studienieistungen und Pr{-
fungsleistungen in staatlich anerkannten Fernstudien oder in vom Land
Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit den anderen Lindem und
dem Bund entwickelten Fernstudiensinheiten gilt Absatz 1 entsprechend.

(3) For das im Studium vorgesehene Programmierpraktikum bzw.
Fachpraktikum der Informatik (§ 12 Abs. 1 Nr. 3) kbnnen abweichend zu
Absatz 1 auf Antrag auch gleichwertige Praktikumsleistungen aus dem
Studiengang, dessen Abschluss Zugangsvoraussetzung nach § 2 ist,
oder gleichwertige berufspraktische Leistungen angarechnet werden.

(4) Zust#ndig fur Anrechnungen nach den Absitzen 1 bis 3 ist der Pri-
fungsausschuss. Vor Feststellungen Ober die Gleichwertigkeit sind zu-
standige Fachvertreterinnen oder Fachvertreter zu héren.

(5) Werden Studienleistungen und Prifungsleistungen angerechnet, so
gelten die zugehdrigen Leistungspunkte als erworben und sind die Noten
- soweit die Notensysteme vergleichbar sind - zu Ubernehmen und in die
Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei unvergleichbaren

Notensysteman wird der Vermerk ‘bestanden™ aufgenommen. Die
Anrechnung wird im Zeugnis gekennzeichnet.

(6) Die Studentin oder der Student hat die filr die Anrechnung
erforderiichen Unlerlagen vorzulegen.

§9
Verstiumnls, Ricktritt, Thuschung, Ordnungsverstol

(1) Die Kandidatn oder der Kandidat kann sich spHtestens eine Woche
vor dem jeweiligen Prijfungstermin von einer Priifung abmelden. Danach
gilt eine Prifungsleistung als mit "nicht ausreichend” (5,0) bewertet,
wenn die Kandidatin oder der Kandidat zu elnem Prifungstermin chne
triftige Grinde nicht erscheint oder wenn sie oder er nach Beginn der
Prufung ohne triftige Grinde von der Prdfung zurickiritt. Dasselbe gilt,
wenn eine schifiliche PrDfungsleistung nicht innerhalb  der
vorgegebenen Bearbeitungszeit arbracht wird.

(2) Die fur den Rlckintt oder des Verstiumnis geltend gemachten
Grilnde missen dem Prifungseusschuss unverzlglich schriftlich ange-
zeigt und glaubhaft gemachi werden. Bel Krankheit kenn die Vorlage
eines &rztlichen Attestes verlengt werden. Die oder der Vorsitzende des
Priifungsausschusses kann im Einzelfall dle Vorlege eines Attestes einer
vom Prifungsausschuss benennten Vertrauensirztin oder eines vom
Prifungseusschuss benannten Vertrauansarztes verfangen, Erkkennt der
Prifungsausschuss die Grliinde an, wird der Kandidatin oder dem Kandi-
daten dies schriftlich mitgeteilt und ein neuer Termin fastgesetzt. Die be-
reits voriiegenden Prifungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen.

(3) Bel elnem Versuch, des Ergebnis einer Prifungsleistung durch
Téuschung, z.B. Benutzung nicht zugelassener Hilfsmitte!, zu beeinflus-
seon, gilt die betreffende Priifungsleistung als mit "nicht ausreichend”
(5,0) bewertet; die Feststellung Ober den TAuschungsversuch wird von
der oder dem jeweiligen Priifenden oder Aufsichtfihrenden getroffen und
aklenkundig gemacht. Wer den ordnungsgem&Ren Ablauf der Prifung
stbrt, kann von der oder dem jewsiligen Priifenden oder Auisichifiihren-
den in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der Prifungs-
leistung ausgeschlossen werden; In diesem Fall gilt die betreffende
Prifungsieistung als mit "nicht ausreichend” (5,0} bewerst. Die Griinde
fur den Ausschiuss sind aktenkundig zu machen. In schwerwiegenden
Fallen kann der Prifungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten
von der Erbringung weiterar Priifungsleistungen ausschiiefen. Die
Grinde sind aktenkundig zu machen.

(4) Die Kandidatin oder der Kandidat kann Innerhalb von 14 Tagen ver-
langen, dass Entscheidungen nach Absatz 3 Satz 1 und 2 vom
Prifungsausschuss Oberprift werden. Beiastende Entscheidungen sind
unverzliglich schriftich mitzuteilen, zu begrlinden und mit einer
Rechtsbehelfsbalehrung zu versehen. Vor der Entscheidung st
Gelegenheit zum rechflichen Gehdr zu geben.

H. Master-Prlifung

§10
Zulassung und Zulassungsverfahren

{1) Zur Master-Prifung kann nur zugelassen werden, wer

1. diein § 2 aufgefilhrien Zugangsvoraussetzungen erfilllt,

2. an der FernUniversitdt in Hagen fOr den Studiengang Master of
Computer Science eingeschrieben cder gem4s § 71 Abs. 2 HG
als Zweithtirerin oder Zweithtirer zugelassen ist.

(2) Die Studien- und Prifungsleistungen dear Master-Prifung werden
studienbegleitend erbracht. Fiir jede Priifungslelstung ist eine schriftliche
Anmeldung beim Prifungsausschuss erforderich, die spatestens 4
Wochen vor dem Prifungstermin erfolgen soll. Diese erfolgt bei
mUndiichen Prifungen Ober die Prifenden. Bei der Anmeldung zur
ersten Priifung ist von der Kandidatin oder dem Kandidalten ein schrift-
licher Antrag auf Zulassung zur Master-Priiflung beim Prifungsaus-
schuss zu stellen. Dem Antrag ist eine Erkldrung daniber beizufigen, ob
bareits eine Master-Priifung in elnem Studiengang Master of Computer
Science nicht oder endgliitig nicht bestanden worden ist und ob die
Kandidatin oder der Kandidat sich In einem anderen Prilfungsverfahren
befindet.

(3) Uber die Zulassung entscheidet der Prilfungsausschuss.
{4) Die Zulassung ist abzulehnen, wenn

a) dee in Absalz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfillt sind
oder
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b) die Unterdagen unvollsténdig sind oder

¢) die Kandidatin oder der Kandidat eine Master-Prifung in elnem
Studiengang Master of Computer Sclenca an einer Hochschule
im Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes endglitig
nicht bestanden hat oder

d) die Kandidatin oder der Kandidat sich berelts en einer anderen
Hochschule in einem Prifungsverfahren im selben Studiengang
befindet.

§11
Studieninhalte, dle Kataloge B und M und |hre Berelche und Regeln

{1) Als Studieninhalte fir den Studlengang sind Module aus elnem
Katalog B und einem HKatalog M nach n&herer Regelung der
Studienordnung, wahiweise ein Programmierpraktikum oder ein
Fachpraktikum der Informatik und ein Seminar in Informatik vorgesehen.
Ein Modul besteht dabei gus einem Kurs Im Umfang von 6§ SWS
(einschlieflich {Jbungen) oder aus einer zulsissigen Kombination von
zwel Kursen im {Umfang von Jeweils 3 SWS (einschligfilich Ubungen).
Die Kataloge B und M gliedem sich jeweils in die fUnf Bereiche

B1/M1 Grundlagen der Informatik

B2/M2 Computersystome

B3/M3 Informationssysteme und Klnstliche Intelligenz
B4/M4 Software Engineering und Programmiersprachen
B5/M5 Betriebssysteme, Verlellte und Kooperative Systeme.

Die Bereiche M1 bis M5 bestehen aus Stammkursen und Spezlalkursen
nach niherer Regelung der Studienordnung. Ein Modul! ist Stamm-Modul
wenn es aus einem Stammkurs besteht.

{2) Aus den Katalogen B oder M sind finf Module, In denen kein Kurs
mehrfach aufireten darf, zu wihlen und flir die erforderdichen
Leistungsnachweise gemif § 12 und als Gegensténde der
Fachprlifungen gem#f § 13 zu verwenden. Die Auswahl und
Verwendung der Module muss dabei den in den Absdtzen 3 bzw, 4
beschrisbenen Regeln genligen.

(3) Einer der Bersiche M1 bis M5 des Katalogs M Ist als
Vertiefungsbereich zu wihlen. Aus dem Vertiefungsbereich sind
mindestens zwei Module, davon mindestens ein Stamm-Modul zu
wihlen. Aus zwei welteren Bereichen ist Jeweils mindestens ein Stamm-
Modul oder ein Modul aus Katalog B zu wahlen. Aus dem Katalog B
kénnen htchstens zwei Module gewdhit werden.

{4) Zu zwei Modulen aus den Katalogen B oder M Ist jeweils ein
Leistungsnachweis gemit § 12 zu erbringen. Drei Module aus Katalog
M sind fir die drel Fachprlifungen der Master-Prifung gem&fi § 13 zu
verwenden. Dabei sind mindestens zwei Fachprilfungen (ber jewells ein
Modul aus dem Vertlefungsbereich abzulegen.

§12
Lelstungsnachwelse

(1) Im Stludiengang muss 2zu folgenden Modulen und Lehrver-
anstaltungen nach néherer Bestimmung der Studienordnung jewells ein
Lelstungsnachweis erbracht werden. Die Regelungen nach § 11 Abs. 2
bis 4 sind dabei 2u beachten. FOr einen solchen Leistungsnachweis
werden Lelstungspunkte gem#f der nachfolgenden Aufstellung

vargeben:
1. Modul 1 aus dem Katalog B oder dem Katalog M
(8 Lelstungspunkte)
2. Modul 2 aus dem Katalog B oder dem Katalog M
(8 Lelstungspunkte)

3. Programmierpraktikum oder Fachpraktikum der Informatik
(8 Leistungspunkte)
4. Seminar in Informalik (4 Leistungspunkie).

Aus Leistungsnachweisen kdnnen Leistungspunkte nur erworben
werden, wenn keine Leistungspunkie aus der gleichen Lehrveranstaltung
aines frOheren Semesters oder aus einer dafiir angerechneten Studien-
oder Priifungsleistung vorliegen.

{2) Fiir die Bewertung gilt § 17 Abs. 1 entsprechend.

§13
Umfang und Art der Master-Prifung

(1) Die Master-Priffung besteht aus den Fachprilfungen nach Absatz 2
und der Abschlussarbeit nach § 14.

{2) Die Fachpriifungen erstrecken sich auf die Facher;

1,  Wabhlfach |
2. Wehifach (!
3.  Wanlfach IIl.

Fur jede nach § 17 Abs. 1 mit mindestens ausrelchend (4,0} bewertete
Prifungsleistung elner Fachprifung werden Leistungspunkte gemip
Absatz 3 vergeben. Wiederholungen bestandener Priifungsleistungen
aufgrund eines Freiversuchs nach § 18 Abs. 9 werden dabei nicht
berlicksichtigt.

{3) Die Fachprifungen Wabhifach | bis Wahifach Il sind Jeweils eine
miindliche Prifung (8 Leistungspunkie) Uber eln Modul aus Katalog M
der Studienordnung. Die Regelungen nach § 11 Abs. 2 bis 4 sind dabei
2u beachten.

(4) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein &rztliches Attest
glaubhaft, dass sie oder er wegen [&nger andauemder oder standiger
kdrpericher Behinderung nicht in der Lage ist, die Priifung ganz oder
tellweise In der vorgesehenen Form abzulegan, hat die oder der Vor-
sitzende des PrGfungsausschusses zu gestatten, gleichwertige Pril-
fungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Entsprechendes gilt
fur Studfenleistungen.

§14
Abschlussarbelt

{1} Die Abschlussarbeit ist eine Prifungsarbeit in Informatik. Sie soll
zeigen, dass die Kandidatin oder der Kandidat griindliche
Fachkenntnisse erworben hat und in der Lage ist, Innerhalb einer
vorgegebenen Frist ein Problem aus dem Fach selbstdndig nach
wissenschafllichen Methoden zu bearbeiten. Fir eine nach § 15 mit
mindestens ausreichend (4,0) bewertete Abschlussarbeit werden 16
Leistungspunkte vergeben.

{2) Die Abschlussarbeit kann ausgegeben werden, sobald zwel der drei
Fachpriifungen nach § 13 Abs. 2 bastanden sind.

(3) Die Abschlussarbeit wird von einer cder einem PrOfenden gemig
§ 7 Abs. 1 des Fachbereichs Informatik ausgegeben und betreut,
Prifende kdnnen dariiber hinaus auch promeviarte wissenschaftliche
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Fachberelchs seln, sofem der
Fachbereichsrat dazu einen entsprechenden Lehraufirag ertellt. Die oder
der Prifende wird vom Prifungsausschuss bestellt. Soll die
Abschlussarbeit in einer Einrichtung ausserhalb der Hochschule
durchgefihrt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung der oder des
Vorsizenden des Priifungsausschusses, Den Kandidatinnen und
Kandidaten st Gelegenheit zu geben, Vorschliige fur das Thema der
Abschlussarbelt zu machen.

{4) Auf Antrag sorgt die oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses
dafiir, dass eine Kandidatin oder ein Kandidat rechtzsitig ein Thema fiir
eine Abschlussarbeit erhait.

(5} Die Ausgebe des Themas der Abschlussarbeit erfolgt (iber die
Vorslitzende oder den Vorsitzenden des Prifungsausschusses, Der
Zeitpunkt der Ausgabe ist aktenkundig zu machen.

(6) Die Bearbeitungszeit fiir die Abschlussarbeit betridglt drei Monate.
Thema, Aufgabenstellung und Umfang der Abschlussarbeit sind von der
oder dem Betreuenden so zu begrenzen, dass die Frist zur Bearbeltung
der Abschlussarbeit eingehalten werden kann. Das Thema kann nur
einmal und nur innerhalb des ersten Monats der Bearbeitungszeit
2uriickgegeben werden. Im Einzelfall kann der Prifungsausschuss auf
hegrindeten Antrag die Bearbeilungszeit um bis zu drei Wochen
veringem. Fidr Tellzeitstudierende kann der Prifungsausschuss
darlber hinaus ausnahmswelse eine weltere Nachfrist von bis zu drei
Wochen gewdhren.

{7} Bei der Abgabe der Abschlussarbeit hat die Kandidatin oder der
Kandidat schriftlich zu versichemn, dass sle oder er die Arbeit selbst4ndig
varfasst und keine anderen ais die angegebenen Quellen und Hilfsmittel
banutzt sowie Zitate kenntlich gemacht hat.

§15
Annahme und Bewertung der Abschlussarbeit

(1) Die Abschlussarbeit soll ohne Anlagen einen Umfang von 70 Selten
nicht Uberschreiten. Sie ist fristgem3R beim Prilfungsausschuss in drei-
facher Ausfertigung abzuliefern; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig 2u
machen. Wird dle Abschlussarbeit nicht fristgem4R abgeliefert, gilt sie
als mit “nicht ausreichend” (5,0} bewertet,
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{2) Die Abschlussarbeit Ist von zwei Priifenden zu begutachten und zu
bawersn, Wer die Arbeit ausgegeben hat, soll zu den Priifenden
gehtren, Die oder der zweite Prifende wird von der oder dem
Vorslzenden des Prlifungsausschusses bestimmt. Dle einzelne
Bewertung ist entsprechend § 17 Abs. 1 vorzunehmen und schriftiich zu
begriinden. Die Note der Abschlussarbelt wird aus dem arithmetischen
Mittel der Einzelbewertungen gebildet, sofern die Differenz nicht mehr
als 2,0 belrigt. Betriigt die Differenz mehr als 2,0, wird vom
Pritfungsausschuss eine dritte Prlferin oder ein drtter Prifer zur
Bewertung der Abschlussarbeit bestimmt. In diesem Fail wird die Note
der Abschlussarbeit aus dem arithmetischen Mittel der beiden besseren
Noten gebildet. Die Abschlussarbelt kann jedoch nur dann als
*ausreichend" (4,0) oder besser bewertet werden, wenn mindestens zwei
Noten *ausreichend” (4,0) oder besser sind.

(3) Die Bawertung ist den Studierenden nach spatestens ach! Wochan
mitzuteilen.

§16
Mindliche Prifungen

{1) In den mindlichen Prifungen soll die Kandidatin oder der Kandidat
nachweisen, dass sl oder er die Zusammenhinge des
Prufungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen Iin diese
Zusammenhénge einzuordnen vermag. Durch die mdndlichen Priifungen
soll femer festgestellt werden, ob dber breites Grundlagenwissen varfiigt
wird,

(2) Mandliche Priifungen werden entweder vor einer oder sinem Prii-
fenden in Gegenwart einer oder eines sachkundigen Beisitzenden oder
vor Zwel Prifenden (Kollegialpriifung) als Einzelpriffung abgelegt. Bei
einer Kollegialpriifung, die sich {iber den Inhalt mehrerar Kurse srstreck!,
wird die Kandidatin oder der Kandidat zu jedem Kurs grundsitzlich nur
von einar oder einem Priifanden gepriift. Bei einer Pridfung durch eine
oder einen Prilfenden Ist vor der Festsetzung der Note gemai § 17 Abs.
1 die oder der Beisitzende zu hren. Bai einer Kollaglalprifung lagen die
Priifenden die Note gemeinsem fest.

(3) Die mondliche Prifung Ober ein Modul dauert in der Ragel
mindestens 15 und hixchstens 25 Minuten.

{4) Die wesentlichen Gegenstinde und Ergebnisse der milndlichen
Priifung sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der Prifung
ist der Kandidatin oder dem Kandidaten im Anschiuss an die midndliche
Priifung bekanntzugeban,

(5) Wer sich in einem spateran Prifungstermin der gleichen mindlichen
Prifung unterzishen will, wird nach MaBgahe der r3umlichen
Verhiltnisse als Zuhtrende oder Zuhérender zugelassen, es sel denn,
die Kandidatin oder der Kandidat widerspricht. Die Zulassung ersireckt
gich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prlifungsergebnisses.

§17
Bewertung der Priifungslelstungen, Blldung der Noten
und Bestehen der Master-Prilfung

(1) Die Noten fUr die einzelnen Fachprifungen werden von den Je-
weiligen Priifenden festgesetzt. Fir die Bawsarlung sind folgende Noten
Zu verwenden:

eine hervorragende Leistung;

eine Leistung, die erheblich Uber den
durchschnittlichen Anforderungen liegt;
elne Leistung, die durchschnittlichen
Anforderungen entspricht;

eine Leistung, die trotz ihrer Méangel
rioch den Anforderungen geniigt;

eine Leistung, die wegen erheblicher
Méangel den Anforderungen nicht mehr
geniigt.

1 = sehr gut
2 = gut

Hu

3 = befredigend

4 = ausreichend =

5 = nicht ausreichend

Durch Erniedrigen oder Erhhen der Noten 1 bis 4 um 0,3 kdnnen
Zwischenwerte gebildet werden; die Noten 0,7 und 4,3 sind dabei
ausgaschlossen.

(2) Eine Fachprifung ist bestanden, wenn sie mit mindestens

“ausreichend" {4,0) bawertst ist.

{3) Die Master-Priifung ist bestanden, wenn s#mtliche Leistungs-
nachweise nach § 12 Abs. 1 vorliegen, sémtiiche Fachprifungen nach §
13 Abs. 2 bestanden sind und die Abschlussarbeit nach § 15 mit
mindestens “ausreichend™ bewertet wurde.

(4) Die Gesamtnote der bestandenen Master-Prilfung errechnet sich

aus dem Durchschnitt der Noten der Fachprifungen und der Note der
Abschlussarbeit. Die Gesamtnote laviet

bsi einem Durchschnitt bis 1,5 = sehrgut,

bei einem Durchschnitt dber 1,5bis 2,5 =  gut,

bel einem Durchschnitt dber 2,5 bis 3,5 = befriedigend,
bei elnem Durchschnitt dber 3,5 bis 4,0 = ausreichend.

(5) Bel der Bildung der Gesamtnote wird nur die erste Dezimalstelle
hinter dem Komma berlicksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne
Rundung gestrichen.

{6) Anstelle der Gesamtnote “sehr gutl” nach Absatz 4 wird das Ge-
samiurtail “mit  Auszeichnung bestanden™ erteil, wenn die
Abschlussarbeit mit 1,0 bewertet und der Durchschnitt der Noten der
Fachpriifungen nicht schlechter als 1,5 ist.

§18
Wiederholung von Prifungsleistungan der Master-Prifung,
Frelversuch

(1) Mit Ausnahme der Abschlussarbeit kann sine Prifungsleistung der
Master-Prilfung, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt,
zweimal wiederholt werden. Eine mit *nicht ausreichend” bewertete
Abschlussarbeit kann einmal wiedarholt werden. Eine Rickgabe des
Themas der Abschlussarbeit ln der in § 14 Abs. 6 genannten Frist ist
jedoch nur zul8ssig, wenn dis Kandidatin oder der Kandidat bei der
Anfertigung der ersten Abschlussarbeit von dieser Mbglichkelt keinen
Gebrauch gemacht hatte. AufRer bei Freiversuchen nach Absatz 4 Jst die
Wiederholung einer bestandenen Prifungsleistung nicht zulassig. Die
oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses erteilt der Kandidatin
oder dem Kandidaten hierlber einen schrifichen Bescheld, der auch
dar(lber Auskunft gibt, ob die Prifungsleistung wiederholt warden kann.

{2) Eine zweite Wiederholung der Abschlussarbelt ist ausgeschlossan,

() Legt eine Kandidatin oder ein Kandidat innerhalb der Regelstudien-
zeit zu dem in Absatz 4 vorgesehenen Zeitpunkt und nach
ununterbrochenem Studium eine Prilfungsleistung in den Wahlfdchern
nach § 13 Abs. 2 ab und besteht sie oder er diese Priifung nicht, so gfit
sie als nicht untsmommen (Fralversuch), Ein zweiter Freiversuch ist
ausgeschlossen. Salz 1 gilt nicht, wenn die Pnifung aufgrund eines
ordnungswidrigen Verhaltens, Insbesondere sinas Tduschungsversuchs,
fur nicht bestanden erkiért wurde.

{4} Die drei Prilfungsleistungen zu den Fachpriifungen nach § 13 Abs. 2
werden Jewsils als Frelversuch gewertet, wenn die erste
Prifungslaistung innerhalb von einem Fachsemester, die zweite
Priifungsleistung innerhalb von zwei Fachsemestern und die dritte
Prufungsleistung innerhalb von drei Fachsemestemn abgelegt werden.
Dabei werden Fachsemester Im Teilzaitstatus nur zur Halfte gez#hit.

{5) Bei der Berachnung des in Absatz 4 Satz 1 genannten Zeitpunktes
blaiben Fachsemester unberlcksichtigt und gelten nicht als Unter-
brechung, wihrend derer die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich
wegen langarer schwerer Krankhelt oder aus einem anderen zwingenden
Grund am Studium gehindert war. Ein Hinderungsgrund ist inshesondere
anzunehmen, wenn mindestens vier Wochen der Mutterschutzfrist in die
Voresungszeit fallen. FOr den Fall der Erkrankung ist es erforderich,
dass die Kandidalin oder der Kandidat unverziglich eine amtsarztliche
Untersuchung herbeigefuhrt hat und mit der Meldung das amtsarztliche
Zeugnis vorlegt, das die medizinischen Befundtatsachen enthait, aus
denen sich die Studienunfihigkeit ergibt.

(8) Unberiicksichtigt bleiben auch ein Auslandsstudium bis zu drei
Semestern, wenn die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich an
einer ausléndischen Hoghschule fir das Studienfach, in dem sie oder er
die Freiversuchsregelung in Anspruch nehmen michte, singeschrieben
war und darin Lehrveranstaltungen in angemassenem Umfange, in der
Regel von mindestens acht Semesterwochenstunden, besucht und e
Semester mindestens einen Leistungsnachweis erworben hat.

{7) Ferner bleiben Fachsemester in angemessenem Umfang, h&chstens
jedoch bis zu 2wei Semestern, unberiicksichtigt, wenn die Kandidatin
oder der Kandidat nachwelslich wahrend diesar Zeit als gewshites Mit-
ghed in gesetelich vorgesehenen Gremien oder satzungsmaBigen
Organen der Hochschule tatig war.

{8) Unberiicksichtigt bleiben Studiengangsverzgerungen infolge elner
Behinderung, h&chstens jedoch bis zu vier Semestern.

(9) Wer eing Prilfungsleistung bei Vorliegen der Voraussetzungen nach
den Absatzen 3 bis 8 bestanden hat, kann zur Verbesserung der Note
die Prifung an derselben Hochschule einmal wiederholen. Die Prifung
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ist zum nichsten Prifungstermin ebzulegen, bel mindlichen Prifungen
innerhalb von sechs Monaten.

§19
Zeugnls

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Master-Prifung bestanden,
erh3it sie oder er Ober die Ergebnisse ein Zeugnis. In das Zeugnis wer-
den die Gesaminote, die Noten der Fachpriifungen, der gewdhite
Vartiefungsberelch sowie das Thema der Abschlussarbeit und deren
Note aufgenommen. Fir die Fachprifungen Wahifach | bis Ill werden
zusitzlich die Bezeichnungen dar gepriifien Kurse aufgenommen. Auf
Antrag wird in das Zeugnis auch die bis zum Abschiuss der Master-
Profung benbtigte Fachstudiendauar aufgenommen,

(2) Das Zeugnis wird unverziiglich, mdglichst innsrhalb von vier
Wochan nach dem Erbringen der fetzten Studien- oder Priffungsleistung,
ausgestellt. Es ist von der oder dem Vorsizenden des
Prifungsausschusses zu unterzeichnen, Als Datum des Zeugnisses ist
der Tag anzugeben, an dem die letzte Studien- oder Prifungsleistung
erbracht ist.

(3) Ist die Master-Priifung nicht bestanden oder gilt sie als nicht be-
standen, erteilt die oder der Vorsitzende des Prlfungsausschusses der
Kandidatin oder dem Kandidaten hierlber einen schriftlichen Bescheid.
Die Master-Prifung ist nicht beelanden (bzw. gilt als nicht bestanden),
sobald eine Priifungsleistung oder die Abschiussarbeit nach
Ausschéipfen der Wiederholungsmglichkeiten nicht bestanden ist (bzw.
als nicht bestanden gilt). Der Bescheid iiber die nicht bestandens
Master-Prifung ist mit einer Rechisbehelfsbelehrung zu versehen.

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Master-Prifung nicht
bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage der ent-
sprechenden Nachweise eine schriftliche Bescheinigung ausgestallt, die
die erbrachten Prifungsleistungen und deren Noten sowie die nicht
erbrachten Prifungsieisiungen enthiilt und erkennen Msst, dass die
Master-Prifung nicht bestanden ist.

§20
Master-Urkunde

(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder dem Kandi-
daten die Master-Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses
ausgehindigt. Darin wird die Verteihung des Master-Grades gemaiR § 3
beurkundst.

{2) Die Master-Urkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan des
Fachbersichs und der oder dem Vorsitzenden des Prifungsausschusses
unterzeichnet und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen.

1V. Schlussbestimmungen

§21
Ungiiltigkelt der Master-Prifung,
Aberkennung des Master-Grades

(1} Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Pridung getuscht
und wird diese Tatsache erst nach Aushandigung des Zeugnisses be-
kanni, kann der Prifungsausschuss nachtriglich die Noten fQr
digjenigen Prifungsleistungen, bei deren Erbringung getiuscht worden
ist, entsprechend berichtigen und die Prifung ganz oder teilweise fiir
nicht bestanden erkl4ran.

{2) Waren die Voraussetzungen fiir die Zulassung zu einer Prifung
nicht erfiillt, chne dass die Kandidatin oder der Kandidat hierliber
tauschen wolite, und wird diese Tatsache erst nach der Aushiandigung
des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der
Priffung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Zulassung
vorsitziich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prifungsausschuss unter
Beachtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes fir das Land Nordrhein-
Westfalen iber die Rechtsfolgen.

(3) Vor einer Entscheldung ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit
zur Aufierung zu geben.

(4) Das unrichtige Prifungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls
ein neues zu erteflen. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2
Satz 2 ist nach einer Frist von finf Jahren nach Ausstellung des Pri-
fungszeugnisses ausgaschiossen.

{5) st die Priifung insgesamt fur nicht bestanden erklart worden, fst der

Master-Grad abzuerkennen und die Master-Urkunds einzuziehen.

§22
Etnsicht In die Prifungsakten

(1) Innerhalb eines Jahres nach Abschiuss des Prifungsverfahrens wird
der Kandidatin oder dem Kandidaten auf Antrag in angemessener Frist
Einslcht In selne schrifilichen Priffungsaerbelten, die dareuf bezogenen
Gutachten der Priifanden und In die Prisfungsprotokolle gewshrt.

{2} Der Antrag ist bel der oder dem Vorsizenden des Prifungsaus-
schusses zu stellen. Dle oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses
bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme,

§23
In-Kraft-Treten und Verdffentlichung

Diese Prifungsordnung tritt mit Wirkung vom 01. Oktober 2003 in Kraft.
Sie wird In den Amtlichen Mitieilungen der FemUniversitit in Hagen
vertifentlicht,

Ausgefertigt und genehmigt aufgrund der Beschlisse des Fachbergichs-

rates des Fachbersichs Informatik vom 31.03.2003 und des Rektorats
der FemUniversitdt in Hagen vom 29.04.2003.

Hagen, den 05. Mai 2003

Der Dekan des
Fachberelchs Informatik

de@i\remiﬂt in Ha

Universitétsprofessor Dr. Rutger Verbeek
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Priifungsordnung
fiir den Studlengang Master of Sciencse Im Fach informatik
an der FernUniversitdt In Hagen
Vom 05. Mal 2003

Aufgrund des § 2 Abs, 4 und des § 94 Abs. 1 des Gesetzes (ber die
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG)
vom 14, Mirz 2000 {(GV. NRW, S. 190) in der Fassung der
_Bekanntmachung vom 28.01.2003 (GV. NRW S, 36) hat die
FemUniversitdt in Hagen die foigende Priifungsordnung als Satzung
erlassan:
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l. Allgemelines

§1
Zweck der Prifung und Zlel des Studiums

(1} Die Master-Priifung im Studiengang Master of Science im Fach
infformatik bildet einen Zzweiten auf dem Bachelor-Abschiuss
aufbauenden berufsquelifizierenden Abschiuss des Studiums im Fech
Informatik. Durch die Master-Prifung soli festgestellt warden, ob die
Kandidatinnen und Kandidaten die fiir die Berufspraxis notwendigen
vertisflan  Fachkenntnisse erworben  haben, die fachlichen
Zusammenhénge (berbiicken und die Fihigkeit besitzen, mit
wissenschaftlichen Methoden und Erkenntnissen der Informatik zu
arbeiten.

(2) Das Studium soll den Studigrenden unter Berticksichtigung der
Anforderungen und Verdnderungen in der Berufswelt die erforderlichen
fachlichen Kenntnisse, Fahigkeiten und Msthoden so vermittein, dass
sie zu wissenschafiicher Arbeit, zur kritischen Einordnung der
wissenschafilichen Erkenntnisse und zu verantwortlichem Handeln
befihigt werden.

§2
Zugangsvoraussetzungen

In den Studiengang Mester of Science im Fach Informatik kann
eingeschrieben werden oder els Zwelthérerin oder Zweithtrer gemag
§ 71 Abs. 2 HG zugelassen werden, wer

1. den Bachelor-Studiengang Informatik oder den Bachelor
Studiengang Computer Science an einer Hochschule erfolgreich
abgeschiossen hat, und

2, die Master-Prifung in einem Studiengang Master of Science im
Fach Infomatk oder Im Fach Computer Science an einer
Hochschule Im Geltungsbsreich des Hochschulrahmengesetzes
nicht endgltig nicht bestanden hat,

Den Studiengangen nech Nr. 1 werden ein eroigreich abgeschlossener
Diplom-Studiengang Informetik oder Computer Sclence an einer
Hochschule oder ein erfolgreich abgeschlossener Lehramtsstudiengang,
der eine Unterrichtsherechtigung fir die Sekunderstufe il im Fach
Informatik einschlieBt, gleichgestellt,

§3a
Master-Grad

Ist die Master-Prifung bestanden, verleiht der Fachbsareich Informatik
den Grad "Master of Sclence” fur das Fach “Informatik”, abgekOrzt
"M.Sc."

§4
Regelstudienzeit und Studienumfang

{1} Die Regelstudienzelt betriigt Im Volizeitstudium einschlieflich der
Master-Priifung drei Semester. Sle verdngert sich fUr das Tailzeit-
studium entsprechend.

{2) Der Studienumfang Im Wahipflichthereich hetriéigt hbchstens 38
Semesterwochenstunden (SWS). In der Studienordnung sind die
Studieninhalte s0 auszuwihlen und zu begrenzan, dass das Studium in
der Regelstudlenzeit abgeschlossen werden kenn. Dabei ist zu
gewdhreisten, dass Im Rahmen dieser Prifungsordnung nach eigener
Wahl Schwarpunkte pesetzt werden kttnnen und
Wahipflichtveranstaltungen in einem ausgeglichenen Verhdlinis zur
selbstdndigen Vorbereitung und Vertiefung des Stoffes und zur
Tellnahme an 2usdizlichen Lehrveranstaltungen, auch in anderen
Studiengéngen, stehen,

§5
Prliifungen und Priifungsfristen

(1) Die Master-Prifung besteht aus den Fachpriifungen und der
Abschlussarbeil, Die Master-Prifung soll einschliellich der
Abschlussarbeit grundsitzich innerhalb der In § 4 Abs. 1 festgelegten
Regelstudienzeit abgeschlossen seain,

(2) Die Prifungsleistungen 1f0r die  Master-Prilfung  warden
studienbegleitend erbracht.

§6
Priifungsausschuss

Die Organisation der Priffungen und die durch diese Priifungsotdnung
zugewlesenen Aufgaben werden vom Prilfungsausschuss des
Fachbereichs Informatik Ubemommen. Die Regelungen zu diesem
Priffungsausschuss sind der Ordnung des Fachbereichs informatik In
der jewsils gliltigen Fassung zu entnehmen.

§7
Prifende und Belsltzende

(1) Der Priifungsausschuss bestellt die Prilfenden und die Beisitzanden.
Er kann die Bestelung der oder dem Vorsizenden Obertragen,
Priifungsberachtigt sind die Professorinnan und Professoren und Privat-
dozentinnen und Privatdozenten des Fachbersichs Informatik. Zum



Amtliche Mitteillungen der FernUniversitat in Hagen Nr. 1 / 2003 vom 20.05.2003 47

Priifenden darf darber hinaus nur bestelit werden, wer mindestens die
entsprechende Abschlussprifung oder eine vergleichbare Prifung ab-
gelegt und, sofem nicht zwingende Grilnde sine Abweichung erfordern,
in dem Fachgebiet, auf das sich die Prifung bezleht, elne selbstandige
Lehrtatigkeit ausgelbt hat. Zum Belsitzenden darf nur bestellt werden,
wer die entsprechende Abschlussprifung oder elne vergleichbare
Prifung abgelegt hat und Mitglied oder Angehtiriger der FemUniversitét
in Hagen ist.

{2) Die Prifenden sind in ihrer Prilfungstitigkeit unabhingig.

(3) Die Kandidatin oder der Kandidat kann fur die Abschlussarbeit und
die mindlichen Priifungen Prilfende vorschlagen. Auf die Vorschiige
solf nach Mdglichkeit Ricksicht genommen werdan. Die Vorschliige
bagriinden jedoch keinen Anspruch.

(4) Die oder der Vorsizende des Prifungsausschusses sorgt daflir,
dass der Kandidatin oder dem Kandidaten die Namen der Priifenden
rechtzeilig, mindestens zwei Wochen vor dem Termin der jeweiligen
Priifung, bekanntgegeben werden.

{5) Die Priifenden und Beisitzenden unterlisgen der Amtsverschwiegen-
heit. Sofern sie nicht im offentlichen Dienst stehen, sind sie zur
Verschwiegenheit zu verpfiichten,

§8
Anrechnung von Studlenzelten, Studienleistungen und
PrUfungslalstungen

{1} Studienzeilen, Studienleistungen und Prifungsleistungen, die im
Geltungsterelch des  Hochschulrahmengesetzes in  demselben
Studiengang. in anderen Studiengéngen (mit Ausnzhme der in dem
Studiengang erbrachten oder angerechneten Leistungen, dessen
Abschiuss nach § 2 Zugangsvoraussetzung Ist) oder an anderen als
wissenschaftlichen Hochschulen erbracht wurden, werden angerechnet,
soweit die Gleichwertigkeit festgestellt wird. Studienzeiten, Studien-
leistungen und Priffungsleisiungen, die In Studiengingen {mit Ausnahme
der In dem Studiengang erbrechten oder angerechneten Lelstungen,
dessen Abschluss nach § 2 Zugangsvoraussetzung ist) an Hochschulen
auBerhalb des Geltungsbereichs des Hochschulrahmengesetzes
erbracht wurden, werden auf Antrag angerechnet, soweit die
Glelchwertigkeit festgestellt wird. Gleichwartigkelt ist festzustellen, wenn
Studienzeiten, Studienieistungen und Prifunpsleistungen in [nhalt,
Umfang und in den Anforderungen denjenigen des entsprechenden
Studiums an der aufnehmenden Hochschule im Wesentliichen
entsprechen. Dabel ist kein schematlscher Vergieich, sondam eine
Gesamtbetrachtung und Gesamibeweriung vorzunehmen. Filr Studien-
und Prilfungsleistungen, die in einem weiterbildenden Studium erbracht
waorden sind, gelten die vorstehenden Bestimmungen entsprechend. FOr
die Gleichwerligkeit wvon Studienzeiten, Studienleistungen und
Prufungsleistungen an auslindischen Hochschulen sind die von der
Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten
Aquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hoch-
schulpartnerschaften zu beachten. Im {ibrigen kann bei Zwsifeln an der
Gleichwartigkeit die Zentralstelle fir auslidndisches Bildungswesen ge-
hért werden.

(2) Fur die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prl-
fungsleistungen in staallich anerkannten Femstudien oder in vom Land
Nordrhein-Westfalen in Zusammenarbeit mit den anderen Léndem und
dem Bund entwickelten Femstudieneinheiten gilt Absatz 1 entsprechend.

(3) Zusténdig fir Anrechnungen nach den Ahs4tzen 1 bis 2 ist der Pri-
fungsausschuss. Vor Feststallungen Dber die Gleichwertigkeit sind zu-
stindige Fachverireterinnen oder Fachvertrater zu hivren.

(4) Werden Studienleistungen und Priifungsleistungen angerechnet, so
geltan die zugehdrigen Leistungspunkte als erworben und sind die Noten
- soweit die Notensysteme vergleichbar sind - zu (ibernehmen und in die
Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei unvergleichbaren
Notensystemen wird der Vermerk “bestenden” aufgenommen, Die
Anrechnung wird im Zeugnis gekennzeichnet.

(5) Die Studentin oder der Student hat die filr die Anrechnung
erforderlichen Unterlagen vorzulegen.

59
Versiumnlis, Racktritt, Tduschung, Ordnungsverstof

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich spétestens eine Woche
vor dem jeweiligen Pritfungstermin von einer Prifung abmelden. Danach
git eine Pritfungsleistung als mit "nicht ausreichend” {§.0) bewertet,

wenn die Kandldatin oder der Kandidat zu elnem Prifungstermin ohne
triftige Grilnde nicht erscheint oder wenn sle oder er nach Beginn der
Prifung chne triftige Griinde von der Prifung zuriicktritt. Dasselbe gilt,
wenn eine schrifiche Priifungsleistung nicht innerhalb der
vorgegebenen Bearbeitungszelt erbracht wird.

(2) Die fir den Rolcktritt oder das Versdumnis geltend gemachten
Grinde missen dem Prlfungsausschuss unverzliglich schriftich ange-
zeigt und glaubhaft gemacht werden. Bel Krankheit kann die Vorlage
eines Hrztlichen Attestes verlangt werden. Die oder der Vorsitzende des
Prifungsausschusses kann im Einzelfall die Voriage einss Attestes einer
vom Priifungsausschuss benannten Vertrauensirztin oder eines vom
Prifungsausschuss benannten Verrauensarztes verlangen. Erkennt der
Prifungsausschuss die Grinde an, wird der Kandidatin oder dem Kandj-
daten dies schriftlich mitgetellt und ein neuer Tenmin festgesetzt. Die be-
relts vorliegenden Priifungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen.,

(3) Bei einem Versuch, das Ergebnis einer Prifungsieistung durch -
Téuschung, z.B. Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittal, zu beselnfius-
sen, glit die betreffende Prifungsleistung als mit "nicht ausreichend”
(5.0) bewurtet; die Feststellung Ober den THuschungsversuch wird von
der oder dem jeweiligen Prifenden oder Aufsichtfilhrenden getroffen und
aklenkundig gemacht. Wer den ordnungsgem&fen Ablaufl der Prifung
stdrt, kann von der oder dem jeweiligen Prifenden oder AufsichtiDhren-
den in der Regel nach Abmahnung von der Forisetzung der Prifungs-
leistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt dle betreffende
Priifungsleistung als mit "nicht ausreichend” (5,0) bewertet. Die Griinde
fir den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. In schwerwiegenden
Fa&llen kann der Prilfungsausschuss die Kandidatin oder den Kandidaten
von der Erbringung weiterer Prifungsleistungen ausschlieBen. Die
Crinde sind aktenkundig zu machen.

(#) Dle Kandidatin oder der Kandidat kann innerhalb von 14 Tagen ver-
langen, dass Entscheidungen nach Absatz 3 Satz 1 und 2 vom
Priifungsausschuss Oberpriift werden, Belastende Entscheldungen sind
unverzOglich schriftich mitzuteilen, zu begrinden und mit einer
Rechtshehelfsbelehrung zu versehen. Vor der Entscheidung st
Gelegenhelt zum rechilichen Geh#r zu geben.,

I, Master-Prlifung

§10
Zulassung und Zulassungsverfahran

(1) Zur Master-Prifung kann nur zugelassen werden, wer

1. diein § 2 aufgeflihrten Zugangsvoraussetzungen erlillt,

2. an der FemUniversitdt in Hagen fiir den Studiengang Master of
Scienca im Fach Informatik eingeschrieban oder gemiR § 71
Abs. 2 HG als Zweithdrerin oder Zweithtrer zugelassen ist.

(2) Die Studien- und Prlfungslelstungen der Master-Prifung werden
studienbegieitend erbracht. Fiir jede Prifungsleistung ist eine schriftiiche
Anmeldung beim Prifungsausschuss erforderiich, die sp#testens 4
Wochen vor dem Prifungstermin erfolgen soll. Diese erfolgt bei
méndlichen Prifungen Cber dia Prifenden. Bei der Anmeldung zur
ersten Prilfung ist von der Kandidalin oder dem Kandidaten eln schrifl-
licher Antrag auf Zulassung zur Master-Priifung belm Prifungsaus-
schuss zu stellen. Dem Antrag ist eine Erklarung darliber beizuftgen, ob
bereits eing Master-Prilfung im Studiengang Informatik oder Computer
Science nicht oder endguitig nicht bestanden worden ist und ob die
Kandidatin oder der Kandidat sich in einem anderen Priifungsverfahren
befindet.

(3) Uber die Zulassung entscheidet der Prifungsausschuss.
(4) Die Zulassung st abzulehnen, wenn

a) die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfullt sind
adar

b) die Unterlagen unvolistindig sind oder

c) die Kandidatin oder der Kandidat die Master-Prifung in einem
Siudiengang Master of Science im Fach Informatik oder
Computer Science an einer Hochschule im Geltungsbereich des
Hochschulrahmengesetzes endgaltig nicht bestanden hat oder

d) die Kandidatin oder der Kandidat sich beraits an sinar anderen
Hochschule in ainem Prifungsverfahren im selben Studiengang
befindet.
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541
Studieninhalte, der Katalog M und selne Berelche und Regeln

{1} Als Studleninhalte fiir den Studiengang Master of Science Im Fach
informatik eind Module aus einem Katalog M nach niharer Regelung der
Studienordnung und ein Seminar in Informatik vorgeashen. Ein Modul
besteht dabel aus einem Kurs im Umfang von 6 SWS (elnschlietilich
Ubungen) oder aus einer zul4ssigen Kombination von zwsei Kursen im
Umfang von Jeweils 3 SWS (einschlieRlich Ubungen). Der Kalalpg M
gliedert sich in die finf Bereiche

M1 Grundiagen der Informatik

M2 Computarsysteme

M3 Informationssysteame und Kdnstliche Intelligenz

M4 Software Engineering und Programmiersprachen

M5 Betrisbssysteme, Verteilte und Kooperative Systeme.

Jeder dieser Bereiche besteht aus Stammkursen und Spezialkursen
rach ndherer Regelung der Studisnordnung. Ein Modul ist Stamm-Modul
wenn es eus ginem Stammkurs besteht,

{2) Aus dem Katalog M sind sechs Module, In denen kein Kurs
mehrfach aufireten darf, zu wihlen und fdor die erforderiichen
Leistungsnachweise gem#ft § 12 und als Gegenstinde der
Fachprifungen gemiB § 13 zu verwenden. Die Auswahl und
Verwendung der Module muss dabei den in den Absitzen 3 bzw. 4
baschriebenen Regeln genligen.

{3) Einer der Berelche M1 bis M5 Ist als Vertiefungsbereich zu wihlen.
Aus dem Vertiefungsbereich sind mindestens drei Module, davon
mindastens ein Stamm-Maodul zu wihlen, Aus zwei weiteren Bergichen
ist joweils mindestens ein Stamm-Modul zu wahlen. Einer der drei
genennten Berelche muss dabei der Berelch M1 sain.

(4) 2u zwei Modulen ist jeweils ein Leistungsnachweis gemdd § 12 zu
grbringen. Vier Module sind fir die vier Fachprifungen der Master-
Prifung gemaB § 13 zu verwenden. Dabei sind mindestens zwel
Fachpriifungen (ther jeweils ein Modul aus dem Vertlefungsberelch und
mindestens eine Fachprlfung Ober ein Modul aus dem Bareich M1
abzulegen.

§12
Lelstungsnachwelse

{1) Im Studiengang muss zu foigenden Modulen und Lehrver-
anstaltungen nach niherer Bestimmung der Studienordnung jewsils ein
Leistungsnachweis erbracht werden. Die Regelungen nach § 11 Abs. 2
bis 4 sind dabei zu beachten. Flir einen solchen Lsistungsnachweis
werden Leistungspunkte gemdR der nachfolgenden Aufstellung
vergeben:

1. Modul 1 aus Katalog M (8 Lelstungspunkte)}
2. Modui 2 aus Katatog M (8 Leistungspunkte}
3. Seminar in Informatik (4 Lelsiungspunkte).

Aus Leistungsnachweisen kdnnen Lelstungspunkte nur erworben
werden, wenn keine Leistungspunkte aus der gleichen Lehrveranstallung
eines friheren Semasters oder aus einer dafir angerechneten Studien-
oder Prlifungsleistung vorliegen.

{2) Far die Bewartung gilt § 17 Abs. 1 entsprechend.
§13
Umfang und Art der Master-Prilfung

(1} Die Master-Prilfung besteht aus den Fachpriifungen nach Absatz 2
und der Abschlussarbeit nach § 14.

(2) Dis Fachprilfungen erstrecken sich auf die Ficher:

1, Wahlfach |
2. Wanlfach Il
3. Wabhlfach Il{
4, Wahifach Iv.

For jede nach § 17 Abs. 1 mit mindestans ausreichend (4,0) bewertete
Priifungsieistung einer Fachprilfung warden Leistungspunkie geman
Absatz 3 vergeben. Wiederholungen baslandener Prilfungsleistungen
aufgrund eines Freiversuchs nach § 18 Abs, 9 werden dabel nicht
beriicksichtigt.

(3) Die Fachpriifung Wahifach | ist eine miindliche Pridfung (8
Leistungspunkie) Uber ein Modul aus dem Bereich M1 des Katalogs M
der Studienordnung.

Die Fachprifungen Wahlfach {1 bis Wahlfach IV sind Jewells eine
mandliche Priifung (8 Lelstungspunkte) Gber ein Modu! aus dem Katalog
M der Studienordnung. Dle Regelungen nach § 11 Abs. 2 bis 4 sind
debei zu beachten.

(4) Macht die Kandidatin oder der Kandidat durch ein arztliches Attest
glaubhalt, dass sie oder er wegen linger andauerndar oder stindiger
kbrperiicher Behinderung nicht in der Lege ist, die Prlfung ganz oder
teilweise in der vargesehenen Form abzulegen, hat die oder der Vor-
sizende des Prlfungsausschusses zu gestatten, gleichwertige Pri-
fungsleistungen in einer anderan Form zu erbringen. Entsprechendes gilt
far Studienleistungen.

§14
Abschlussarbslt

{1} Die Abschlussarbeit ist eine Prifungsarbeit in Informatik. Sie soll -
2eigen, dass die Kandidatin oder der Kandidat griindliche
Fachkenntnisse erworben hat und In der Lage ist, innerhalt elner
vorgegebenen Frist eln Problem aus dem Fach selbstdndig nach
wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. FUr sine nach § 15 mit
mindestens ausrzichend (4,0} bewertete Abschlusearbeit werden 30
Leistungspunkte vergeben.

(2) Die Abschlussarbeit kann ausgegeben werden, sobald drei der vier
Fachprilfungen nach § 13 Abs. 2 bastanden sind oder 2wel der vier
Fachpriifungen nach § 13 Abs, 2 bestanden sind und ein Lslstungs-
nachweis nach § 12 Abs, 1 voriiegt.

(3) Die Abschiussarbeit wird von einer oder sinem Prifenden gemit
§ 7 Abs. 1 des Fachbereichs Informatik ausgegeben und betreut,
Prifende kénnen darlber hinaus auch promovierte wissenschaftliche
Miterbeilerinnen und Mitarbeiter des Fachbareichs sein, sofem der
Fachberelchsret dazu einen enisprechenden Lehrauftrag ertellt. Die oder
der Prifende wird vom Prifungsausschuss bestellt. Soll die
Abschlussarbeit in einer Einrchtung aueserhalb der Hochschule
durchgefilhrt werden, bedarf es hierzu der Zustimmung der oder des
Vorsitzenden des Prifungsausschusses. Den Kandidatinnen und
Kandidaten Ist Gelegenheit zu geben, Vorschldge fOr das Thema der
Abschlussarbeit zu machen.

{4) Auf Antrag sorgt die oder der Vorsizende des Prllfungsausschusses
daflir, dass eine Kandidatin oder ein Kandidat rechtzeilig eln Thama fOr
aina Abschlussarbeit erhait.

(5) Die Ausgabe des Themas der Abschiussarbeit erfolgt Ober die
Vorsitzande oder den Vorsizenden des Prifungsausschusses. Der
Zeitpunkt der Ausgabe Ist aktenkundig zu machen.

{6) Die Bearbeitungszeit fOr die Abschiussarbsit betrégt sechs Monate.
Thema, Aufgabenstellung und Umfang der Abschlussarbeit sind von der
oder dem Betrauenden so 2u begranzen, dass die Frist zur Bearbsitung
der Abschlussarbeit eingehalten werden kann. Das Thema kann nur
einmal und nur Innerhalb des ersten Monats der Bearbeitungszelt
zurlickgegeben werden. Im Einzelfall kann der Prifungsausschuss auf
begrindeten Antrag die Bearbeitungszeit um bls zu sechs Wochen
verigngem. FUr Tellzeitstudierende kann der Prlfungsausschuss
dariiber hinaus eusnahmswaise eine weltere Nachfrist von bis zu sechs
Wochen gewdhren.

{7} Bei der Abgabe der Abschlussarbeit hat die Kandidatin oder der
Kandidat schriftiich zu versichem, dass sie oder er die Arbeit selbsténdig
verfasst und keine enderen els die angegebenen Quellen und Hilfsmittel
benutzt sowie Zitate kenntlich gemacht hat,

§15
Annahme und Bewertung der Abschlussarhalt

(1) Die Abschlussarbeit soll ohne Anlagen einen Umfang von 120
Seiten nicht uberschreitan. Sie ist fristgem4e beim Prifungsausschuss
in dreifacher Ausfertigung abzuliefern; der Abgabezeilpunkt ist
aktenkundig zu machen. Wird die Abschiussarbeit nicht fristgemig
abgeliefert, gilt sie als mit "nicht ausreichend” (5,0) bewertet,

{(2) Dle Abschlussarbeit ist von zwei Prilfenden zu begutachten und zu
bewerten. Wer die Arbeit ausgegeben hat, soll 2u den Priifenden
gehsren. Die oder der zwsile Prifende wird von der oder dem
Vorsitzenden des Priffungsausschusses bestimmt. Die einzsine
Bewertung ist entsprechend § 17 Abs. 1 vorzunehmen und schriftlich zu
begriinden. Die Note der Abschlussarbeit wird aus dem arithmatischen
Mitte! der Einzelbewertungen gebildet, sofem die Differenz nicht mehr
als 2,0 belrigt. Betrigt die Differenz mehr als 2,0, wird vom
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Prifungsausschuss eine dritte Priferin oder ein dritter Prifer zur
Bewertung der Abschiussarbeit bestimmt. In dlesem Fall wird dle Note
der Abschlussarbeit aus dem arithmetischen Mittel der belden besseren
Noten gebildst. Die Abschlussarbelt kann Jedoch nur dann als
“ausrelchend” (4,0) oder besser bewertet werden, wenn mindestens zwei
Noten “ausreichend” (4,0} oder besser sind.

{3) Die Bewerlung ist den Studierenden nach spitestens acht Wochen
mitzuteilen.

§16
Miindliche Pridffungan

(1) In den milndlichen Priifungen soll die Kandidatin oder der Kandidat
nachweisen, dass sie oder er die Zusammenh#nge des
Priifungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen In diese
Zusammenhinge einzuordnen vermag. Durch die milndlichen Prdfungen
sall famer festgestelit werden, ob {iber breites Grundlagenwissen verfligt
wird.

(2) Miindliche Pritfungen werden entweder vor einer oder ainem Prii-
fenden in Gegenwan einer oder eines sachkundigen Beisitzenden oder
vor zwei Priifenden (Kcllegialprifung) als Einzelpriifung abgelegt. Bei
siner Kolleglalpriifung, die sich Uber den Inhalt mehrerer Kurse arstrackl,
wird die Kandidatin oder der Kandidat zu jedem Kurs grunds#tzlich nur
von einer oder einem Priifenden geprdft. Bei einer Prifung durch eine
oder einen Prifenden ist vor der Festsetzung der Note gem#R § 17 Abs.
1 die oder der Beisitzande zu hbren. Bel einer Kolleglalpriifung legen die
Priifenden die Noie gemeinsam fest.

(3) Die mandliche Prifung Gber ein Modul dauvert in der Regse!
mindestens 15 und hichstens 25 Minuten.

(4) Die wesentlichen Gegenstinde und Ergebnisse der mindlichen
Profung sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der Prifung
ist der Kandidatin oder dem Kandidaten im Anschluss an dle milndliche
Priifung bekanntzugeben.

(5} Woer sich in einem spéteren Prifungstermin der gleichen mandlichen
Prifung unterziehen will, wird nach MaRgabe der rdumlichen
Verhdltnisse als Zuhtrende oder Zuhdrander zugelassen, es sei denn,
die Kandidatin oder der Kandidat widerspricht. Die Zulassung erstreckt
sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Priifungsergebnisses.

§17
Bewertung der Prilfungslelstungen, Blidung der Noten
und Bestehen der Master-Priifung

(1) Die Noten fir die einzelnen Fachpriifungen werden von den fe-
weiligen Pritfenden festgesetzl. Fir die Bewertung sind felgende Noten
zu verwenden:

elne hervoragende Leistung;

eine Leistung, die erheblich Gber den
durchschnittlichen Anforderungen liegt,
eine Leistung, die durchschnittlichen
Anforderungen entspricht;

eine Leistung, die trotz ihrer Miangel
noch den Anforderungen gentgt;

eine Leistung, die wegen erheblicher
Mangel den Anforderungen nicht mehr

genagt.

1 = sehr gut
2 =qut

mon

3 = befriedigend

4 = ausreichend

1]

5 = nicht ausreichend

Durch Emiedrigen oder Erhéhen der Noten 1 bis 4 um 0,3 k#innen
2wischenwarte gebildet werden; die Noten 0,7 und 4,3 sind dabei
ausgeschlassen.

(2} Eine Fachprifung ist bestanden, wenn sie mit mindestens

“ausreichend” (4,0) bewertet ist.

{3) Die Master-Priifung ist bestanden, wenn samiliche Leistungs-
nachweise nach § 12 Abs. 1 vorliegen, sAmtliche Fachprifungen nach §
13 Abs. 2 bestanden sind und die Abschlussarbeit nach § 15 mit
mindestens “ausreichend” bewartet wurde.

{4} Die Gesamtnote der bestandenen Master-Prilfung errechnet sich
aus einem gewichteten Durchschnitt der Noten der Fachprilffungen und
der Note der Abschlussarbeit. Dabei gehen die Noten der
Fachprifungen nach § 13 Abs. 2 jeweils mit sinfachem Gewicht und die
Note der Abschlussarbeit mit dem zweifachen Gewicht in die
Berechnung ein. Die Gasamtnote jaulet

sehr gut,
gut,

bei einem Durchschnitt bis 1,5
bei einem Durchschnitt Gber 1,9 bis 2,5

n o

befriedigend,
ausreichend.

bel elnem Durchschnitt Ober 2,5 bls 3,5 =
bal einem Durchschnitt iber 3,5 bls 4,0 =

(5) Bel der Blidung der Gesaminote wird nur die erste Dezimalstelle
hinter dern Komma beriicksichtigt; alle welteren Stellen werden ohne
Rundung gestrichen,

(6) Anstelte der Gesaminote “sehr gut” nach Absalz 4 wird das Ge-
samturteil  “mit  Auszeichnung bestanden” erteill, wenn die
Abschlussarbeit mit 1,0 bewertet und der Durchschnitt der Noten der
Fachpritfungen nicht schlechter als 1,5 ist,

§18
Wilederholung von Pritfungsleletungen der Master-Prifung,
Frelversuch

(1) Mit Ausnahme der Abschlussarbelt kann eine Prifungsleistung der
Master-Prlfung, die nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt,
zweimal wiederholt werden. Eine mit "nicht ausreichend” bewertete

"Abschlussarbeit kann sinma! wiederholl werden. Eine Rickgabe des

Themas der Abechiussarbeit in der In § 14 Abs. 6 genannten Frist Ist
jedoch nur zuldsslg, wenn die Kandidatin oder der Kandidat bei der
Anfertigung der ersten Abschlussarbeit von dieser Mdglichkeit keinen
Gebrauch gemacht hatte. AuBer bei Freiversuchen nach Absatz 4 ist die
Wiederholung einer bestandenen Prifungsleistung nicht zulassig. Die
oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses erteilt der Kandidatin
oder dem Kandidaten hierQiber einen schriftfichen Bescheid, der auch
darliber Auskunit gibt, ob die Prifungsleistung wiederholt warden kann.

{2) Eine zwelte Wiederholung der Abschlussarbeit Ist ausgeschlossen.

{3) Legt eing Kandldatin oder ein Kandidat innerhalb der Regslstudien-
zeit zu dem in Absatz 4 vorgesehenen Zeitpunkt und nach
ununterbrochenem Studium eine Prifungsleistung in den Wahifachem
nach § 13 Abs. 2 ab und besteht sie oder er diese Prilfung nicht, so glit
sie als nicht untemommen (Freiversuch). Ein zweiter Freiversuch Ist
ausgeschlossen. Satz 1 gilt nicht, wenn dia Priifung aufgrund eines
ordnungswidrigen Verhaltens, insbesondsrs eines Tauschungsversuchs,
fiir nicht bestanden erkl3rt wurde.

{4) Dle vier Prifungsleistungen zu den Fachprilfungan nach § 13 Abs. 2
worden jeweils als Freiversuch gewertet, wenn die erste
Prifungsleistung innerhalb von einem Fachsemester, die zweite und
dritte Prifungslelstung innerhalb von zwei Fachsemestem und die vierle
Prifungsieistung Innerhalb von drei Fachsemestern abgelegt werden.
Dabei werden Fachsemester im Teilzeitstatus nur zur Halfte gezihit.

(3) Bei dar Berechnung des in Absatz 4 Satz 1 genannten Zeitpunktes
blelben Fachsemester unberdcksichtlgt und gelten nicht als Unter-
brachung, wihrend derer die Kandidatin oder der Kandidat nachwelslich
wegen [ngerer schwerer Krankheit oder aus elnam anderen zwingenden
Grund am Studium gehindert war. Ein Hinderungsgrund ist insbesondere
anzunehmen, wenn mindestens vier Wochen der Mutterschutzfrist In die
Vorlesungszeit fallen. FOr den Fall der Erkrankung Ist es erforderlich,
dass die Kandidatin oder der Kandidat unverziglich eine amtsarztliche
Untersuchung herbeigefihrt hat und mit der Meldung des amisarztiche
Zeugnis verlegt, das die medizinischen Befundiatsachen enthiit, aus
denen sich dia Studienunf8higkeit ergibt.

{6) Unberlicksichtigt bleiben auch ein Auslandsstudium bis zu drei
Semestemn, wenn die Kandidatin oder der Kandidat nachweislich an
elner auslindischen Hochschule fir das Studienfach, in dem sie oder er
die Frelversuchsregelung in Anspruch nehmen michte, eingeschrieben
war und darin Lehrveranstaltungan in angemessenem Umfange, In der
Regel von mindestens acht Semesterwochenstunden, besucht und je
Semester mindesiens sinen Leistungsnachwels erworben hat.

(7} Femer bleiben Fachsemaster in angamessenem Umfang, héchstens
jedoch bis zu zwei Semestemn, unberilcksichtigt, wenn die Kandidatin
oder der Kandidat nachweislich wahrend dieser Zeit als gewdhites Mit-
glied in gesetzich vorgesehenen Gremien oder satzungsmifigen
Organen der Hochschule tatig war.

(8) Unberlcksichtigt bleiben Studiengangsverzdgerungen infolge einer
Behinderung, htchstens jedoch bis zu visr Semestem.

{9) Woer eine Pritfungsleistung be! Vorliegen der Voraussetzungen nach
den Absitzen 3 bis 8 bestanden hat, kann zur Verbesserung der Nole
die Prlfung an dersalben Hochschule einmal wiederholen. Die Prilfung
ist zum nAchsten Priifungstermin abzulegen, bei mindlichen Prifungen
innerhalb von sechs Menaten.
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§19
Zaugnls

(1} Hat die Kandidatin oder der Kandidat dia Master-Prifung bestanden,
erhiit sle oder ar tiber die Ergebnisse eln Zeugnis. In das Zeugnls wer-
den die Gesamtnote, die Nolen der Fachprifungen, der gewdhite
Vertiefungsbereich sowle das Thema der Abschlussarbelt und deren
Note aufgenommen. Flr die Fachprifungen werden zusitzlick die
Bezeichnungen der geprlften Kurse aufgenommen. Auf Antrag wird in
das Zeugnis auch die bis 2um Abschiuss der Master-Prifung bendtigte
Fachstudiendaver aufgenommen.

(2) Das Zeugnis wird unverzglich, maglichst innerhalb von vier
Wochen nach dem Erbringen der letzten Studien- oder Prifungsleistung,
eusgesiellt. Es st wvon der oder dem Vorsizenden des
Prifungsausschusses zu unterzeichnen. Als Datum des Zeugnisses [st
der Tag anzugeben, an dem die letzte Studien- oder Prilfungsleistung
erbracht Ist.

(3} Ist die Master-Pritfung nicht bestanden eder gilt sie als nicht be-
stenden, erteilt die oder der Vorsilzende des Prifungsausschusses der
Kandidatin oder dem Kandidaten hierlber einen schriftichen Bescheid.
Die Master-Priifung ist nicht bestanden (bzw. gilt als nicht bestanden),
sobald elne PrOfungsieistung oder die Abschlussarhelt nach
Ausschdpfen der Wiederholungsmbglichkeiten nicht bestanden ist (bzw.
als nicht bestanden gilt). Der Bescheid Uber die nicht bestandene
Master-Prilfung ist mit einer Rechisbehelfsbelehrung zu versehen,

(4) Hat die Kandidatin oder der Kandidat die Master-Prifung nicht
bestanden, wird ihr oder ihm auf Antrag und gegen Vorlage der ent-
sprechenden Nachweise eine schriftliche Bescheinigung ausgestelit, die
die erbrachlen Prifungsleistungen und deren Noten sowie die nicht
erbrachten Priliungsleistungen enthatt und erkennan |asst, dass die
Master-Priffung nicht bestanden ist.

§20
Master-Urkunde

(1) Gieichzeltig mit dem Zeugnis wird der Kandidatin oder dem Kandi-
daten die Master-Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses
ausgehdndigt. Darin wird die Verlelhung des Master-Grades gemiRk § 3
beurkundet.

{2) Die Master-Urkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan des
Fachbereichs und der oder dem Vorsitzenden das Prifungsausschusses
unlerzeichnet und mit dem Siegel des Fachbereichs versehen.

IV. S¢chlussbestlmmungen

§21
Ungualtigkelt der Master-Prifung,
Aberkennung des Master-Grades

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prilfung getduscht
und wird diese Tatsache arst nach Aushandigung des Zeugnisses be-
kannt, kann der Prifungsausschuss nachtriiglich die Noten fiir
diejenigen Prifungsleistungen, bei deren Erbringung getaduscht worden
ist, entsprechend berichtigen und die Prifung ganz oder teilweise fir
nicht bestanden erkldren.

{2) Waren die Voraussetzungen fOr die Zulassung zu elner Prufung
nicht erfillt, ohne dass die Kandidatin oder der Kandidat hierliber
tduschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushéndigung
des Zeugnisses bekannt, wird dieser Mangel durch das Bestehen der
Prifung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidal die Zulassung
vorsitzlich zu Unrecht erwirkl, entscheidet der Priifungsausschuss unter
Beachtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes fir das Land Nordrhein-
Westfalen Uiber die Rechtsfolgen.

(3) Vor einer Entscheidung ist der oder dem Betroffenen Gelegenheit
zur Auerung zu geben.

(4) Das unrichlige Priifungszeugnis ist einzuziehsn und gegebenenfalls
ein neues zu erteilen. Eine Entscheldung nach Absatz 1 und Absatz 2
Satz 2 ist nach einer Frist von fUnf Jahren nach Ausstellung des Pri-
fungszeugnisses ausgeschlossen.

(53 Ist die Pritung insgesamt fUr nicht bestanden erkldn worden, ist der
Master-Grad abzuerkennen und die Master-Urkunde einzuziehen.

. § 22
Einslcht in die Priafungsakten

(1) Innerhaib aines Jahres nach Abschluss des Prifungsverfahrens wird
der Kandidatin oder dam Kandidaten auf Antrag in angemessener Frist
Einsicht In seine schriftichen Prifungsarbeiten, die darauf bezogenen
Gutachten der Priifenden und In die Priifungsprotokolle gewiihrt.,

(2) Der Antrag ist bei der oder dem Vorsizenden des Prifungsaus-
schusses zu stellen. Dis oder der Vorsitzende des Prifungsausschusses
bestimmt Ort und Zsit der Einsichtnahme.

§23
In-Kraft-Traten und Verdffentlichung

Diese Prufungsorinung triftt mit Wirkung vom 1. Oktober 2003 In Kraft.
Sie wird In den Amtiichen Mittellungen der FemUniversittt in Hagen -
verdffentlicht.

Ausgeferligt und genehmigt aufgrund der Beschllisse des Fachberelchs-

rates des Fachbereichs Informatik vom 31,03.2003 und des Reklorats
der FemUniversitiit in Hagen vom 29.04,2003,

Hagan, den 05. Mai 2003

Der Dekan des
Fachberelchs Informatik

de(erUnlvarsitﬁt inH

Universitatsprofessor Dr. Rutger Verbeek
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Grundsatze der FernUniversitat Hagen
fiir die Genehmigung von In- und An-Instituten

Einfihrung

Mit In-Kraft-Treten des neuen Hochschulgesetzes (HG) vom 14.03.2000 ist die staatliche
Anerkennung von Einrichtungen an den Hochschulen entfallen.

Dies betrifft auch die so genannten An-Institute. Den Hochschulen ist dadurch selbst die
Verantwortung fiir das Vorliegen der Anerkennungsvoraussetzungen und fur die Qualitat der
Arbeit dieser Einrichtungen Ubertragen worden.

Auf Wunsch des Rektorats wurden daher Grundsédtze zur Genehmigung von An-Instituten
erarbeitet,

Das Rektorat hat ebenfalls die Letzt-Entscheidungskompetenz fir die Anerkennung von so
genannten In-Instituten, so dass auch insoweit Regelungsbedarf fir entsprechende Grund-
sdtze entstanden ist.

Mit dem vorliegenden Papier sollen allgemeingiltige Grundséatze geschaffen werden, um
eine transparente Grundlage fiur den Ablauf des Gremienverfahrens zur Einrichtung von In-
und An-Instituten zu schaffen und Richtlinien fir die zu treffenden Entscheidungen verfiigbar

zuU machen.

In- und An-Institute werden als wertvoller Beitrag erachtet, die Aufgaben der FernUniversitat
zu unterstitzen. In-Institute bindeln und intensivieren Ubergreifend Aktivitdten einzelner
Lehrstithle. An-Institute vertiefen und verbreitern wissenschaftliche Aktivitdten, die von der
FernUniversitat selbst nicht wahrgenommen werden kénnen.

| A. In-Institute

.  Rechtliche Grundlagen
1. § 29 Hochschulgesetz
§ 29 - Wissenschaftliche Einrichtungen und Betriebseinheiten (Auszug)

Unter der Verantwortung eines Fachbereichs oder mehrerer Fachbereiche kénnen
wissenschaftliche Einrichtungen errichtet werden, soweit fur die Durchflihrung einer
Aufgabe auf dem Gebiet von Forschung und Lehre in groRerem Umfang Personal-
und Sachmittel bereitgestellt werden missen; fir gleiche oder verwandte Facher soll
nur eine wissenschaftliche Einrichtung errichtet werden.*

2. § 23 der Grundordnung der FernUniversitiat Hagen
§ 23 - Wissenschaftliche Einrichtungen der Fachbereiche (Auszug)

JUnter der Verantwortung eines Fachbereichs oder mehrerer Fachbereiche kénnen
unter Berlicksichtigung des Hochschulentwicklungsplans wissenschaftliche Einrich-
tungen (Institute, Seminare) gebildet werden, soweit flir die Durchfihrung einer Auf-
gabe auf dem Gebiet von Forschung und Lehre in gréflerem Umfang Personal und
Sachmittel des Fachbereichs standig bereitgestellt werden mussen. Fir gleiche oder
verwandte Facher soll nur eine wissenschaftliche Einrichtung gebildet werden. Ist ei-
ne wissenschaftliche Einrichtung fachlich mehreren Fachbereichen zugeordnet, so
sind der verantwortliche Fachbereich und die Beleiligung der anderen Fachbereiche
festzulegen. Die Aufgaben der wissenschaftlichen Einrichtungen sind bei ihrer Er-
richtung zu bestimmen."

Dezermnat 2.3,
Hochschulplanung und Akademische Angelegenheiten



Amtliche Mitteillungen der FernUniversitazt in Hagen Nr. 1 /2003 vom 20.05.2003 52

II.Verfahrensschritte zur Einrichtung von In-Instituten

Antragstellung

Die Antragsteller/-innen erarbeiten unter Berlicksichtigung der in § 29 HG geregelten
Vorgaben eine Verwaltungs- und Benutzungsordnung der wissenschaftlichen Ein-
richtung, aus der sich insbesondere auch die geplanten Aufgaben des

In-Instituts ergeben. Aus dem Antrag muss der personelle und sachliche Ressour-
cenbedarf hervorgehen und aus welchen Mitteln dieser in Anspruch genommen wer-
den soll. Eine zusétzliche Belastung des Hochschulhaushalts zur Deckung des Be-
darfs fur das In-Institut ist nicht méglich. IdR. soll ein In-Institut aus einem Zusam-
menschluss von mindestens drei Lehrgebieten bestehen.

Eine Vorabstimmung mit der Verwaltung - Dez. 2.3.- wird empfohlen.

Fachbereichsratsbeschluss / Fachbereichsratsbeschliisse

Der Antrag auf Einrichtung des In-Instituts wird zundchst in den zustandigen Fachbe-
reichsrat - bei Einbindung mehrerer Fachbereiche, in die beteiligten Fachbereichsrate
- unter Beifligung des Entwurfs der Verwaltungs- und Benutzungsordnung einge-
bracht. Der Fachbereichsrat beschlieRt/die Fachbereichsrate beschliefen Uber die
Einrichtung der wissenschaftlichen Einrichtung. Gleichzeitig erfolgt die Zustimmung
zum Entwurf der Verwaltungs- und Benutzungsordnung des geplanten In-Instituts.

Weiterleitung des Einrichtungsantrags an das Rektorat

Der Beschluss/die Beschlisse des Fachbereichsrates/der Fachbereichsréte wird /
werden dem Rektorat gemeinsam mit dem Antrag auf Einrichtung des In-Instituts und
dem Entwurf der Verwaltungs- und Benutzungsordnung zur Genehmigung zugeleitet.
Die in § 29 HG und in der Grundordnung genannten Kriterien sind bei der Antrag-
stellung zu beachten. Die Verwaltung erstellt hierzu eine Stellungnahme.

Genehmigung der Einrichtung des In-Instituts

Die Griindung des In-Instituts wird nach Abschluss des Gremienverfahrens (Fachbe-
reichsrat, Rektorat) vom Rektorat genehmigt oder ggfls. abgelehnt.

Berichtspflicht

Das In-Institut ist verpflichtet, alle zwei Jahre einen Bericht Giber seine Aktivitdten zu
erstellen und diesen iber die Dekanin/den Dekan des Fachbereichs bzw. der Fach-

bereiche dem Rektorat vorzulegen.

An-lnstitute

§ 32 Hochschulgesetz
§ 32 - Einrichtungen an der Hochschule

.Das Rektorat kann eine auflerhalb der Hochschule befindliche Einrichtung, die wis-
senschaftliche Aufgaben erfullt, als Einrichtung der Hochschule anerkennen. Die An-
erkennung soll nur ausgesprochen werden, wenn die Aufgaben nicht von einer Ein-
richtung der Hochschule Gbernommen werden kdnnen. Die anerkannte Einrichtung
wirkt mit der Hochschule zusammen. Die rechtliche Selbsténdigkeit der Einrichtung
und die Rechtsstellung der Bediensteten in der Einrichtung werden dadurch nicht be-
ruhrt.”

Dezernat 2.3,
Hochschulplanung und Akadermische Angelegenheiten
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§ 9 der Grundordnung der FernUniversitdt Hagen
§ 9 - Aufgaben des Rektorats (Auszug)

(1) .Das Rektorat leitet die FernUniversitat. Es ist fir alle Angelegenheiten und Ent-
scheidungen der FernUniversitat zustandig, fur die das Hochschulgesetz nicht
ausdricklich eine andere Zustandigkeit festlegt. Das Rektorat entscheidet in
Zweifelsfallen Uber die Zustandigkeit der Gremien, Funktionstragerinnen und
Funktionstrager. Es ist insbesondere zustandig for:

()

die Anerkennung einer aullerhalb der FernUniversitédt befindlichen Einrich-
tung, die wissenschaftliche Aufgaben erflillt, als Einrichtung an der FernUni-

versitat (An-Institut).”

[Kiinftige Anerkennungskriterien / Berichtspfiicht

Die Anerkennung eines An-Instituts erfolgt nach Beratung des Antrages in den uni-
versitatsinternen Gremien durch das Rektorat. Ein Rechtsanspruch einer Antragstel-
lerin/eines Antragstellers auf Anerkennung als An-Institut besteht nicht.

Die Anerkennung des An-Instituts wird zunachst auf vier Jahre erteilt. Mit der Aner-
kennung durch die FernUniversitat ist das Nutzungsrecht des An-Instituts hinsichtlich
des Namens und des Logos der FernUniversitat verbunden. Das An-Institut ist ver-
pflichtet, sechs Monate vor Ablauf der Genehmigungsfrist einen Aktivitatsbereicht,
aus dem das Verfolgen der satzungsgemalien Ziele des An-Instituts ersichtlich wird,
dem Rektorat der FernUniversitat vorzulegen. Danach entscheidet dieses lber die
unbefristete Verlangerung der Anerkennung.

Auch ein unbefristet anerkanntes An-Institut ist verpflichtet, dem Rektorat alle vier
Jahre einen Aktivitatsbericht nach Ziffer B Il 2. Vorzulegen.

Als An-Institute kénnen nur auBerhalb der FernUniversitat befindliche Einrichtungen,
die wissenschaftliche Aufgaben erflllen, anerkannt werden. Sie missen grundsatz-
lich aus Mitteln Dritter finanziert werden. Bei Antragstellung ist die Sicherung der
Existenz des An-Instituts fir die folgenden vier Jahre durch geeignete Unterlagen und
Aktivitatsberichte darzulegen. Die antragstellende Einrichtung muss rechtlich und fi-
nanziell von der Hochschule unabhangig sein.

Zwischen der Antragstellerin/dem Antragsteller und der FernUniversitat wird ein Ko-
operationsvertrag vereinbart, der die gegenseitige Kostenlbernahme fur die Nutzung
der Ressourcen bzw. der Infrastruktur regelt. Eine Haftung der FernUniversitat fur die
Tatigkeit des An-Instituts ist auszuschlielien.

Die Anerkennung des An-Instituts kann durch das Rektorat aus wichtigem Grund wi-
derrufen werden, insbesondere dann, wenn durch das Verhalten des An-Instituts das
Ansehen der Fernuniversitdt geschadigt und/oder ihr finanzieller Schaden zugefigt
wird oder es gegen den Kooperationsvertrag verstéfit sowie auch dann, wenn das
An-Institut seine Ziele langere Zeit nicht verfolgt.

Diese Regelungen finden mit Ausnahme der Regelungen zur Ersteinrichtung auf alle
An-Institute der FernUniversitdt Anwendung. Flr bestehende An-Institute sind An-
passungsverhandlungen zu fihren. Es wird eine Ubergangsfrist von vier Jahren ge-
wahrt.

Dezernat 2.3.
Hochschulplanung und Akademische Angelegenheiten
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Antragstellung

Die Antragsteller/-<innen erstellen einen Antragsentwurf zur Einrichtung eines An-
Instituts an der FernUniversitadt, Sie erarbeiten einen Kooperationsvertrag zwischen
dem zu grindenden An-Institut und der FernUniversitat sowie einen Gesellschafts-
vertrag, soweit das An-Institut als GmbH oder AG gefiihrt werden soll oder eine Sat-
zung, soweit das An-Institut als Verein tatig sein soll.

Die Verwaltung der Hochschule bietet Unterstitzung und Hilfestellung bei der Antrag-
stellung, dem Entwurf des Kooperationsvertrages zwischen der FernUniversitat und
dem An-Institut sowie bei dem Entwurf des Gesellschaftsvertrages (bei Grindung ei-
ner GmbH oder einer AG) oder der Satzung (bei Grindung eines Vereins).

Bei der Antragstellung sind folgende Angaben erforderlich, die sich aus § 32 HG so-
wie aus den bisherigen Genehmigungskriterien des MSWF ergeben:

« Arbeitet das An-Institut eng mit der Hochschule zusammen? (Arbeitsfelder und
Kontakte benennen)

s Werden Uberwiegend Aufgaben in der Forschung, Entwicklung oder sonstigen wis-
senschaftlichen Bereichen wahrgenommen? (Angabe, welche Arten von wissen-
schaftlichen Aufgaben wahrgenommen wird)

» Erfolgt die Zuordnung zu einem Fachbereich oder zu mehreren Fachbereichen?

= Wo liegen die Vorteile fiir den Fachbereich / die Fachbereiche und die Hochschu-
le?

= Aus welchem Grund kiéinnen diese Aufgaben nicht von der Hochschule selbst oder
nicht in einem In-Institut durchgefithrt werden?

» Welche zusatzlichen Aufgaben werden vom An-Institut Gbernommen?
» Sind diese Aufgaben fir die Hochschule forderlich?
» Benennung der notwendigen personellen, raumlichen und sachlichen Ausstattung.

+ Vorlage des Entwurfs eines Kooperationsvertrages zwischen der Hochschule und
dem zu griindenden An-Institut.

« Vorlage des Gesellschaftsvertrages des An-Instituts bei einer GmbH-Griindung /
AG- Grindung oder der Satzung bei einer Vereinsgriindung.

= ‘orlage geeigneter Unterlagen geméak B Il 4.

Fachbereichsratsbeschluss / Fachbereichsratsbeschliisse

Der Antrag auf Einrichtung eines An-Instituts wird zunachst in den zustandigen Fach-
bereichsrat/die zustandigen Fachbereichsrate eingebracht. Der Fachbereichsrat be-
schlielit/die Fachbereichsrate beschliefen, eine Einrichtung aulerhalb des Fachbe-
reichs/der Fachbereiche als An-Institut anzuerkennen. Gleichzeitig erfolgt die Zu-
stimmung zu den vorgelegten weiteren Unterlagen (Kooperationsvertrag, Gesell-
schaftsvertrag oder Satzung des geplanten An-Instituts).

Weiterleitung des Einrichtungsantrags an das Rektorat

Der Beschluss des Fachbereichsrates/der Fachbereichsrate wird dem Rektorat ge-
meinsam mit dem Antrag auf Einrichtung des An-Instituts und allen weiteren Antrags-
unterlagen zur Genehmigung zugeleitet. Die Verwaltung erstellt eine Stellungnahme.

Dezernat 2.3,
Hochschulplanung und Akadermische Angelegenheiten
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Genehmigung des An-Instituts / Abschluss des Kooperationsvertrages

Die Anerkennung bzw. Nichtanerkennung als An-Institut erfolgt nach Abschluss des
Gremienverfahrens durch das Rektorat.

Der Kooperationsvertrag wird im Anschluss vom Rektor/der Rektorin und vom Koope-
rationspartner/von der Kooperationspartnerin unterschrieben.

Berichtspflicht

Das An-Institut ist verpflichtet, alle vier Jahre einen Bericht Uber seine Aktivitaten zu
erstellen. Die Vorlage dieses Berichts erfolgt sechs Monate vor Ablauf des Genehmi-
gungszeitraums. Dieser Bericht wird dem Rektorat zur Kenntnis vorgelegt.

Dezernat 2.3,
Hochschulplanung und Akademische Angelegenheiten
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1. Wintersemester 2003/2004

Antrag auf Einschreibung/Erstzulassung 15.05.2003 - 15.07.2003
einschliefilich Belegen

Antragsfrist flr Antrdge auf Erlall/Erm&Rigung
der Gebihren fir den Bezug von Fernstudien-
material bei Bedlrftigkeit gem. Hochschulge-
bihrengesetz bei Einschreibung/Erstzulassung

Rickmeldung einschl. Belegen flr 01.06.2003 - 31.07.2003
ordentlich Studierende

Antrag auf Wiederzulassung einschl.
Belegen flr Gasthérer und Zweithorer

Antrag auf Studiengangwechsel oder Wechsel in einen
Studiengang

Beurlaubung von ordentlich Studierenden

Antragsfrist fUr Antrége auf Erlall/ErmaBigung
der Gebiihren fur den Bezug von Fernstudien-
material bei Bedurftigkeit gem. Hochschulge-
blihrengesetz bei Rickmeldung/Wiederzulassung

Beginn des Semesters 01.10.2003
Bearbeitungsbeginn : 06.10.2003
Umbelegungsende 24.11.2003
Weihnachtspause 22.12.2003 - 04.01.2004
Bearbeitungsende 22.02.2004
Bearbeitungsfreie Zeit 23.02.2004 - 31.03.2004

Ende Wintersemester 31.03.2004
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2. Sommersemester 2004

Antrag auf Einschreibung/Erstzulassung
einschliefilich Belegen

Antragsfrist fir Antrage auf Erlalt/Ermaligung
der Gebilhren fir den Bezug von Fernstudien-
material bei Bedurftigkeit bei Einschreibung/Erstzulassung

01.12.2003 - 15.01.2004

Riickmeldung einschi. Belegen fiir
ordentlich Studierende

Antrag auf Wiederzulassung einschl.
Belegen fir Gasthérer und Zweithérer

Antrag auf Studiengangwechsel oder Wechsel in einen
Studiengang

Beurlaubung von ordentlich Studierenden

Antragsfrist fur Antrage auf ErlaR/Ermaigung
der Gebihren fir den Bezug von Fernstudien-
material bei Bedlrftigkeit bei Rickmeldung/
Wiederzulassung

01.12.2003 - 31.01.2004

Beginn des Sommersemesters

Bearbeitungsbeginn

Umbelegungsende

Bearbeitungsende

Bearbeitungsfreie Zeit

Ende Sommersemester

01.04.2004

05.04.2004

1 24.05.2004

25.07.2004

26.07.2004 - 30.09.2004

30.08.2004
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Ubergabe an Versand- Bearbeitungs- Eearbeitungs-
Dezemat 4 termin beginn ende '
Wintersemester 2003/2004
Vorab- 23.06.2003 19.08.2003
versand
1. 07.07.2003 16.09.2003 06.10.2003 19.10.2003
2. 04.08.2003 07.10.2003 20.10.2003 02.11.2003
3. 18.08.2003 21.10.2003 03.11.2003 16.11.2003
4. 01.09.2003 04.11.2003 17.11.2003 30.11.2003
5, 15.09.2003 18.11.2003 01.12.2003 14,12,2003
6. 29.09.2003 02.12.2003 15.12.2003 11.01.2004
T 13.10.2003 16.12.2003 12.01.2004 25.01.2004
8. 27.10.2003 13.01.2004 26.01.2004 08.02.2004
9. 10.11.2003 27.01.2004 09.02.2004 22.02.2004
9a’) 10.02.2004
a.b) 24.02.2004
Sommersemester 2004
Vorab- 15.12.2003 02.03.2004
versand
1 05.01.2004 16.03.2004 05.04.2004 18.04.2004
2. 02.02.2004 06.04.2004 19.04.2004 02.05.2004
3 16.02.2004 20.04.2004 03.05.2004 16.05.2004
4, 01.03.2004 04.05.2004 17.05.2004 30.05.2004
5: 15.02.2004 18.05.2004 31.05.2004 13.06.2004
6. 29.03.2004 01.06.2004 14.06.2004 27.058.2004
s 12.04.2004 15.06.2004 28.06.2004 11.07./
7.27) 29.06.2004 25.07.2004
7.6%) 13.07.2004
7.c) 27.07.2004

*) gilt nur fir Musterldsungen und Lésungshinweise

Achtung! For gesetzte Kurseinheiten, sowie fur Kurse, bei denen Disketten oder CDs eingesetzt
werden, ist eine Ubergabefrist von mindestens 12 Wochen, d.h. drei Wochen vor den hier
angegebenen Ubergabeterminen, einzuhalten.

Ubergabetermine fir neuerstellie Kurse
WS 2003/2004 - 15.03.2003
SS 2004 - 15.10.2003




	Verwaltungs- und Benutzerordnung Institut für europäische Verwaltungswissen-
schaften
	Verwaltungs- und Benutzerordnung Contarini Institut für Mediation

	StO Master of Arts Individualisierung und sozialer Wandel

	StO Master of Arts Formierung der europäischen Moderne

	StO Master of Arts Politische Steuerung und Koordination (G
overnance)
	StO Master of Arts Philosophie - Philosophie im europäischen Kontext

	StO Bachelor of Arts Politik und Organisation

	StO Bachelor of Arts Kulturwissenschaften

	Ordnung des FB Elektrotechnik und Informationstechnik

	StO weiterbildendes Studium Recht für Patentanwälte (3.Änderung)

	PO Bachelor of Arts Kulturwissenschaften, Politik und Organisation, Social Change Management und Bildung und Kommunikation (1.Änderung)
	Ordnung FB Kultur- und Sozialwissenschaften (1.Änderung)

	PO Master of Computer Science

	PO Master of Science Informatik




